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In der ExWoSt-Vorstudie „Klimawandelge-
rechte Stadtentwicklung“ wird ein integriertes 
„Kommunales Strategie- und Aktionsset Kli-
mawandel“ in Form einer Entscheidungsun-
terstützungshilfe entwickelt und in Testkom-
munen erprobt. Parallel dazu starteten im De-
zember 2009 erste Modellvorhaben „Urbane 
Konzepte zum Klimawandel“. Vorbereitend 
dazu wurden in der Vorstudie, deren Ergeb-
nisse in dieser Publikation dokumentiert sind, 
die wesentlichen Aufgaben- und Aktivitätsbe-
reiche zu Klimaschutz und Klimaanpassung in 
Expertisen erarbeitet.

Der Klimawandel erfordert in den Städten und 
Stadtregionen eine dreigleisige Strategie: die 
Entwicklung von Strategien zum Schutz vor 
(Mitigation) und der Anpassung an den Kli-
mawandel (Adaptation) sowie die Abstim-
mung der Maßnahmen mit anderen drän-
genden Aufgaben der nachhaltigen Stadt-
entwicklung. Das ExWoSt-Vorhaben zielt auf 
eine klimawandelgerechte Stadtentwicklung 
primär durch integrierte Ansätze zum Kli-
maschutz und zur Anpassung an den Klima-
wandel durch planerische Vorsorge in Stadt 
und Stadtregion. Maßstabsebene sind dabei 
die Stadt und Stadtregion, in Einzelfällen auch 
das Quartier.

Wesentliche Handlungsbereiche sind die 
Steuerung der Siedlungsentwicklung, von Ver-
kehrs- sowie Ver- und Entsorgungsinfrastruk-
tur sowie Wasserhaushalt, insb. Hochwasser-
schutz. Ein Schwerpunkt ist die Entwicklung 
klimawandelgerechter Siedlungsstrukturen, 
etwa durch die Bauleitplanung. Betroffen sind 
auch die Aufgaben Katastrophen- und Bevöl-
kerungsschutz, Gesundheitsvorsorge, Natur-
schutz und Bodenschutz. Der baulich-tech-
nische Klimaschutz, z.B. im Gebäudebereich, 
bei der Wohnraumförderung oder im Woh-
nungswesen hingegen ist im Rahmen der Vor-
studie nur insofern von Bedeutung, als solche 
Maßnahmenkonzepte für das integrierte Ge-
samtkonzept relevant sind.

Im Anschluss an die Vorstudie wird das „Kom-
munale Strategie- und Aktionsset Klimawan-
del“ in Modellvorhaben angewendet und 
weiterentwickelt. Der ExWoSt-Forschungs-
schwerpunkt I „Kommunale Strategien und 
Potenziale zum Klimawandel“ startete im De-
zember 2009 und wird bis 2012 in neun Mo-
dellprojekten durchgeführt. Ziel der Modell-
projekte ist es, entsprechende stadtregiona-
le Strategien und Aktionen zu erarbeiten und 
umzusetzen. Dies soll Erkenntnisse bringen 
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und Maßnahmen initiieren, wie eine klimage-
rechte Stadtentwicklung den Ursachen und 
Folgen des Klimawandels durch urbane Kon-
zepte begegnen kann. Darüber hinaus wer-
den seit dem Frühjahr 2010 im ExWoSt-For-
schungsschwerpunkt II „Immobilien- und 
wohnungswirtschaftliche Strategien“ in acht 
Pilotprojekten entwickelt.

Forschungsleitfragen

Der Klimawandel stellt aufgrund der Komple-
xität des Klimasystems und der beeinflussen-
den Faktoren, der Wechselwirkung mit ande-
ren Prozessen des Wandels auf kommunaler 
und regionaler Ebene sowie aufgrund eines 
gewissen Grades an Unsicherheit, der mit den 
modellbasierten Aussagen zum zukünftigen 
Klima verbunden ist, eine große Herausfor-
derung für die Entscheidungsträger auf kom-
munaler Ebene dar. Diese Herausforderungen 
lassen sich zu Fragengruppen zusammenfas-
sen, die die Vorstudie geleitet haben.

Analytische Grundlagen für Klimaanpassung

• Effekte: Wie und wo wird das Stadtklima 
durch den Klimawandel verstärkt? Welche 
Typisierung erfolgt daraus?

• Vulnerabilität: Welche spezifische Vulnera-
bilität und Anpassungsfähigkeit von Städten 
und deren baulicher und Netzinfrastruktur 
gibt es, von Ballungsräumen bis hin zu klei-
neren Städten?

• Umgang mit Unsicherheit: Wie gelingt ein 
langfristiger, klimagerechter Stadtumbau 
unter finanziellen Restriktionen und den 
Unsicherheiten von Szenarien der wirt-
schaftlichen energiepolitischen, demogra-
phischen und klimatischen Entwicklung? 
Wie lassen sich Akteure motivieren? Wel-
che (inter-)nationalen Erfahrungen lassen 
sich hierzu nutzen?

Handlungsfelder und Leitlinien für 
Klimaanpassung

• Aktionsfelder: Worin liegen die spezifisch 
neuen Aktionsfelder für stadtplanerischen 
Klimaschutz und -anpassung? Welche (plas-
tischen) stadtregionalen Beispiele gibt es 
hierfür? Welches Aufgabenspektrum von 
Städten zur Formulierung von Schutz-, Min-
derungs- und Anpassungsstrategien lässt 
sich beschreiben und in der Bedeutung ge-
wichten? Was unterscheidet zeitgemäße, in 
ein Gesamtkonzept eingebundene Anpas-
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sungs- und Schutzstrategien von seit etli-
chen Jahren erprobten kommunalen Klima-
konzepten?

• Leitbilder: Ist die kompakte Stadt klimaan-
gepasst? Was ist eine klimaangepasste, op-
timale Siedlungsstruktur? Wie verträgt sich 
diese mit städtebaulichen Leitbildern? Wel-
che Diskrepanzen können sich aus Klima-
schutz- und Anpassungsmaßnahmen er-
geben? Wo liegen Konflikte und Synergien 
mit anderen drängenden Herausforderun-
gen der Kommunalpolitik?

• Stadtentwicklungsprozesse: Welche Rele-
vanz hat der Klimawandel für die aktuellen 
Stadtentwicklungsprozesse – genannt sei-
en demographische Alterung, Tertiärisie-
rung der Produktionsstruktur, soziale Pola-
risierung, Innenverdichtung versus Stadt-
brachen u.a.m.?

• Strategien: Wie lassen sich Schwerpunk-
te (sektoral, räumlich) kommunaler Hand-
lungskompetenz identifizieren? Welche 
Kosten sind damit verbunden? Wie kann 
„Resilienz“ (Widerstandsfähigkeit) geför-
dert werden? Welche Risiken bestehen und 
was kann die Stadtentwicklung zum spezifi-
schen Management von Extremereignissen 
beisteuern? Wo bedürfen sektorale Schutz- 
und Anpassungsstrategien einer spezifi-
schen Flächenvorsorge? Welche Entwick-
lungschancen ergeben sich aus der Anpas-
sung an den Klimawandel?

Beteiligte im Anpassungsprozess

• Akteure: Welche Akteure sind für welche 
Anpassungs- und Schutzmaßnahmen zu-
ständig? Welcher Handlungsdruck ergibt 
sich für wen? Wie lassen sich die für jede 
Raumdimension verantwortlichen Akteure 
und Stakeholder identifizieren und motivie-
ren, trotz Unsicherheiten und langfristiger 
Umsetzung? Welche (internationalen) Posi-
tivbeispiele gibt es dazu? Wer sind die Ziel-
gruppen einer integrierten Strategie?

• Governance: Welche Entscheidungen sind 
auf kommunaler Ebene für den öffentlichen 
Raum zu treffen? Welche Anreize können für 
den privaten Bereich, insbesondere für eine 
Veränderung des Lebensstils, gegeben wer-
den? Wie kann die Rolle von Städten und Ge-
meinden dabei gestärkt werden und welche 
Rahmenbedingungen müssen zur Umset-
zung der Maßnahmen für die lokale Ebe-
ne geschaffen werden? Wie lassen sich re-
gionale und lokale Verwaltungen motivie-
ren, Klimaschutz und Anpassung an den Kli-
mawandel im Kontext anderer Herausforde-
rungen in ihre Planung zu integrieren?

Ziele und Methoden

Kern der Vorstudie des ExWoSt-Forschungs-
felds „Klimawandelgerechte Stadtentwick-
lung“ ist die Erarbeitung eines integrierten 
„Kommunalen Strategie- und Aktionssets Kli-
mawandel“ in Form einer Entscheidungsun-
terstützungshilfe und dessen modellhafter Er-
probung in Testkommunen. Aufgaben- und 
Aktivitätsbereiche zu Klimaschutz- und An-
passungsstrategien werden in Form von Ex-
pertisen ausgearbeitet.

Methodischer Schwerpunkt war zunächst die 
Erarbeitung der grundsätzlichen Zusammen-
hänge zwischen Klimawandel und Stadtent-
wicklung, der Potenziale der Stadtentwicklung 
in diesem Zusammenhang sowie der beste-
henden Instrumente und neueren Ansätze der 
Stadtentwicklung durch eine breit angelegte 
Literaturauswertung.

Begleitet und ergänzt wurde die Erarbeitung 
der Grundlagen durch thematische Work-
shops sowie Expertengespräche.

Die Anwendbarkeit des in der Vorstudie ent-
wickelten Entscheidungsunterstützungsinst-
ruments „Stadtklimalotse“ wurde in weiteren 
Workshops in drei Kommunen diskutiert so-
wie in einem anwendungsbezogenen Praxis-
test in acht Testkommunen erprobt.

Ergebnisse

Expertisen

Die im Rahmen der Vorstudie erarbeiteten Ex-
pertisen erfüllen mehrere Funktionen. Neben 
der thematischen Fokussierung jener Inhalte, 
Aufgaben- und Aktivitätsbereiche, die spezifi-
sche Aktionsfelder und Anpassungsstrategi-
en der Stadtentwicklung darstellen und tat-
sächlich auch von den kommunalen Vertre-
tern mitgetragen werden, erlauben die Exper-
tisen bereits zu einer frühen Phase des Pro-
jekts den Rückgriff auf erste inhaltliche Aus-
sagen, die als „Thesen“ aufgefasst werden und 
im Verlauf des Projekts insbesondere bei den 
Workshops und Planspielen mit Kommunen 
verifiziert, falsifiziert oder letztlich spezifiziert 
werden konnten.

Nach Abschluss des Projekts dienen die Ex-
pertisen als schneller Informationszugang zu 
speziellen Themen des Stadtklimawandels für 
interessierte Akteure. Zielgruppe der Experti-
sen sind v.a. Akteure in den Kommunen, d.h. 
die zuständige Fachverwaltung als Entschei-
dungsvorbereiter und die politische Ebene als 
Entscheidungsträger.
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Die einzelnen Expertisen sind in den Ab-
schnitten dieser Publikation in überarbeite-
ter Form zu thematischen Kapiteln zusam-
mengestellt worden.

Zunächst geht es bei der Formulierung der 
Ausgangslage (Kap. 2) um die Erstellung von 
Grundlagen für eine Typisierung von be-
stimmten Problemkonstellationen, die durch 
die Wirkung des Klimawandels auf Städte ent-
stehen. Die Wirkungen des Klimawandels auf 
den urbanen Raum und die Ursachen für ihr 
Auftreten werden zusammenfassend darge-
stellt. Ziel des Kapitels ist es, die Wirkfolgen 
des Klimawandels zu identifizieren und die 
Faktoren zu herauszuarbeiten, die die Anfäl-
ligkeit einer Stadt gegenüber diesen Wirkfol-
gen beeinflussen.

Maßnahmen zur Anpassung an den Klima-
wandel haben bisher nur wenige, meist gro-
ße Städte gestartet. Gerade den mittleren und 
kleineren Kommunen fehlen oft Personal, 
Know-how und Ressourcen, um entsprechen-
de Anpassungsstrategien anzugehen. Hierzu 
werden Potenziale der Stadtentwicklung (Kap. 
3) herausgearbeitet. Das Kapitel bietet vor al-
lem kommunalen Entscheidungsträgern Hil-
festellung und Hintergrundinformationen, in-
dem Eckpunkte eines städtischen und stadt-
regionalen Handlungs- und Aktionsrahmens 
Klimaanpassung vorgestellt werden. Diese 
Eckpunkte bilden auch das Gerüst der Ent-
scheidungsunterstützungshilfe (Kap. 6).

Im Umgang mit dem Klimawandel stehen den 
Akteuren der Stadtentwicklung bereits heute 
grundlegende und bereits etablierte Ansätze 
für eine klimagerechte Stadtentwicklung zur 
Verfügung (Kap. 4). Zunächst wird gezeigt, 
dass insbesondere die Leitbilder der kompak-
ten Stadt und der dezentralen Konzentration 
eine klimawandelgerechte Stadtentwicklung 
unterstützen. Die Untersuchung der Rolle der 
bestehenden Instrumente zeigt, dass bereits 
heute eine große Bandbreite an Ansätzen für 
eine klimagerechte Stadtentwicklung besteht. 
Allerdings treffen diese in der praktischen Um-
setzbarkeit, insbesondere aber im Bestand auf 
Grenzen und müssen durch informelle Inst-
rumente ergänzt werden. Eine wichtige Rolle 
spielen dabei auch Förderprogramme, deren 
Einsatz untersucht wird und für die Verände-
rungsbedarfe für eine zukünftige Förderkulis-
se zur klimawandelgerechten Stadtentwick-
lung formuliert werden. Die Ex-post-Analy-
se kommunaler Klimakonzepte thematisiert 
Stärken und Schwächen bisheriger Klima-
konzepte gemessen an idealtypischen Hand-
lungskonzepten zur Bewältigung der Folgen 
des Klimawandels. Abschließend werden in 

diesem Kapitel Zugänge zu guten Praxisbei-
spielen eröffnet.

Schlussendlich werden Rahmenbedingun-
gen für die Umsetzung einer kommunalen 
Anpassungsstrategie skizziert (Kap. 5). Hier 
geht es zunächst um eine klimawandelver-
trägliche Planung (Climate-Proof Planning), 
bei der Bewertungskriterien für Programme, 
Pläne und Projekte im Hinblick auf deren Ver-
träglichkeit gegenüber dem Klimawandel for-
muliert werden. Die Motivierung zivilgesell-
schaftlicher Akteure spielt angesichts des Um-
gangs mit Unsicherheit und der Notwendig-
keit, auch Veränderungen im Bestand einzu-
leiten, eine tragende Rolle bei der Anpassung 
an den Klimawandel (Klimawandel-Gover-
nance). Schließlich werden gesellschaftliche 
Lebensformen und deren spezifische Risi-
koaversivität im Hinblick auf die klimawan-
delbedingten Auswirkungen identifiziert.

Entscheidungsunterstützungshilfe zur 
kommunalen Umsetzung von Klimaschutz 
und Klimaanpassung

Die Entscheidungsunterstützungshilfe „Stadt-
klimalotse“ (Kap. 6) ist ein eigenständig an-
wendbares akteursbezogenes Beratungsinst-
rument zur konkreten Umsetzung von Maß-
nahmen zum Klimaschutz und zur Klimaan-
passung für die kommunale Stadtentwick-
lung. Dies dient der Unterstützung der kom-
munalen Entscheidungsfindung über kom-
munale Anpassungs- und Klimaschutzmaß-
nahmen und fasst die Ergebnisse der Vorstu-
die in einem anwendungsorientierten Instru-
ment zusammen.

Das Instrument ermöglicht Städten und Ge-
meinden, sowohl lokalspezifisch als auch all-
gemein den Ursachen und Folgen des Klima-
wandels durch urbane Konzepte zu begegnen. 

• Die Zielgruppe für die Nutzung des Stadt-
klimalotsen sind die Kommunalpolitik und 
-verwaltung bzw. Akteure der kommunalen 
Stadtentwicklung.

Ziel ist die Informationsvermittlung auf ver-
schiedenen Ebenen bzw. Interaktionsstufen:

• Bereitstellung von allgemeinen Informati-
onen zum Thema „Klimawandel und Stadt“

• Bereitstellung vertiefender und systema-
tisch aufgearbeiteter Informationen

• Möglichkeit zur Bewertung und Generie-
rung von Handlungsempfehlungen für die 
eigene Situation

Die Weiterentwicklung des Stadtklimalotsen 
geschieht parallel zur Durchführung der neun 
ExWoSt-Modellprojekte.
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Executive Summary
Climate Change-Proof Urban Development
Introduction

With the research programme Experimental 
Housing and Urban Development (ExWoSt) 
the Federal Ministry of Transport, Building 
and Urban Affairs (BMVBS) supports innova-
tive planning and measures regarding impor-
tant civic and housing topics. From the ex-
periences, recommendations for the further 
development of the urban planning and 
housing policy of the Federation are derived 
and the knowledge transfer supported. The 
programme is supervised by the Federal Ins-
titute for Research on Building, Urban Affairs 
and Spatial Development (BBSR) within the 
Federal Office for Building and Regional Pl-
anning (BBR). The BBSR is a is a departmen-
tal research institution in the portfolio of the 
Federal Ministry of Transport, Building and 
Urban Affairs.

In the ExWoSt preliminary study “Climate 
Change-Proof Urban Development” an in-
tegrated decision support frame “Urban Stra-
tegy and Action Set for Climate Change Ad-
aptation” was developed. The preliminary 
study is followed by a set of pilot projects in 
two research foci. The research focus I “Ur-
ban Strategies And Potentials For Climate 
Change” started in December 2009 with nine 
pilot projects that are being carried out until 
2012. The intention is to find a manageable 
number of municipalities and cities in Ger-
many for compiling and implementing spe-
cific strategies and actions. The study aims 
at finding cognition and initiating measures, 
how to combine a climate change-proof ur-
ban development by urban concepts. Starting 
in spring 2010 research focus II started to de-
velop eight pilot projects “Strategies for the 
Real Estate and Housing Industry”.

This publication presents the results of the 
preliminary study that was carried out bet-
ween January 2009 and November 2010.

Scope and background of the study

Climate change confronts cities with new 
challenges. They have to face the causes and 
consequences of climate change with new ur-
ban concepts. Climate friendly urban deve-
lopment more than ever demands for integ-
ration of the manifold social, ecological and 
economical aspects. Additionally, comple-
xity and uncertainty confront decision ma-
kers with particular difficulties. Until today 

only few and mostly large cities have deve-
loped concepts to face climate change. Par-
ticularly medium and small sized municipa-
lities lack (human) resources and capacities 
restraining them in developing appropriate 
adaptation strategies. This is the point of de-
parture of KlimaExWoSt: Current problems 
and constraints are analysed and approaches 
for a climate friendly urban development are 
tested within this project.

Climate change requires a three-fold strate-
gy in cities and metropolitan areas: the deve-
lopment of mitigation and adaptation strate-
gies for climate change as well as the adjust-
ment of measures with other important tasks 
of a sustainable urban development. The Ex-
WoSt project aims at a climate change-proof 
urban development, primarily through inte-
grated approaches for climate change miti-
gation and adaptation by contingency plan-
ning in a city or a city region. The city and the 
city region are the general scales of measure-
ment, in single cases, however, also focused 
on the quarter.

The regulation of settlement development, 
transport and technical infrastructure as well 
as water supply and flood control measures 
are substantial fields of action. A focus is put 
on the development of climate change-proof 
settlement structures, for example by urban 
land-use planning. Tasks like disaster ma-
nagement and civil protection, health care, 
nature and soil conservation are affected as 
well. The architectural and technical aspects 
of climate change mitigation (for example in 
the building stock, in housing programmes or 
housing in general) are only regarded more 
deeply in this study if they are relevant for the 
urban adaptation concept as a whole.

Objective and methods

The main part of the ExWoSt preliminary stu-
dy “Climate Change-Proof Urban Develop-
ment” is the formulation of an integrative 
“Urban Strategy and Action Set for Climate 
Change Adaptation”. Within the framework of 
the preliminary study, strategies for a climate 
change-proof urban development were to be 
developed in an integrated concept.
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Five steps were planned for the prelimina-
ry study:

• research design and expertises, literature 
study,

• scientific-professional development of a 
general “Urban Strategy and Action Set for 
Climate Change Adaptation”,

• assessment of the action set in sample ci-
ties,

• preparation of planned pilot projects,

• documentation and dissemination of re-
sults.

The results were validated in workshops with 
experts.

The applicability of the DSS “Stadtklimalot-
se” (“Urban Climate Pilot”) was tested and 
discussed in further workshops in three test 
communities as well as in an application test 
in eight test communities

Results

Expertises

Expertises have more than one function 
within the project. Besides the above menti-
oned focus on those topics, tasks and activi-
ties that represent specific spheres of activi-
ties and adaptation strategies, expertises al-
lowed first statements in the early phase of 
the project. Those statements were regarded 
as theses and verified, falsified or specified 
throughout the project lifetime, especially 
in workshops or management games with 
municipalities. Expertises indicate the who-
le range of a climate change-proof urban de-
velopment: from the consequences of clima-
te change to specific concepts and tools, pl-
anning practices, new instruments and scope 
of actions. The expertises were published in 
German as online publications.

After finishing the project the expertises pro-
vide a quick access to information on special 
topics about urban climate change for all in-
terested stakeholders. The target group of the 
expertises during the project are all persons 
involved in the project (applicants, contrac-
tors, external experts, test municipalities.

In this publication the updated expertises are 
compiled to thematic chapters.

The focus of Chapter 2 (“Starting point”) is 
on the description of problems. It is suppo-
sed to help summarising the effects of cli-
mate change regarding the urban space and 
the causes for their appearance. It thus forms 

the basis for the determination of problems 
that occur on short, medium and long term 
through the impact of climate change on 
cities.

Only very few and most often just the big-
ger cities have yet started measures for cli-
mate change adaptation. Especially smaller 
communities do not have enough person-
nel, know-how and resources to establish 
appropriate adaptation strategies to climate 
change. Chapter 3 (“Potentials of urban de-
velopment”) provides background informa-
tion for the municipal decision makers by in-
troducing the key points of an urban and re-
gional framework for climate change adap-
tation. These include human health, energy, 
water management, traffic, landscape plan-
ning, technical and social infrastructure, air 
hygiene, tourism and cultural heritage as well 
as agriculture and forestry. These key points 
also form the framework of the decision sup-
port tool (Chapter 6). Furthermore, adapting 
to climate change is also based on cooperati-
ve and coordinating acting of the administra-
tions at the urban and regional level.

Urban climate change mitigation concepts 
already exist in various forms. Measures for 
the adaptation to climate change, however, 
are not well accomplished yet. Nevertheless, 
decision-makers at the urban level have ba-
sic and already well-established approaches 
at hand for a climate change-proof urban de-
velopment (Chapter 4, “Approaches to clima-
te-proof urban development”). First, guiding 
concepts can be seen as an important orien-
tation for urban development. This involves 
the existing guiding concepts, the urban pl-
anning instruments and their relation to the 
energy law. The chapter shows that some of 
the guiding concepts can potentially support 
a climate change-proof urban development 
(Section 4.1). Further, we need appropria-
te planning and juridical instruments to ad-
ept actions to those consequences of clima-
te change that are inevitable. It is finally dis-
cussed, to what extent new guiding concepts 
and instruments are needed, especially when 
looking at the already built-up areas where 
there is a need for supporting informal inst-
ruments (Section 4.2). The chapter includes 
a description regarding the access to public 
subsidies, whereas climate adaptation needs 
an addition of existing, interdisciplinary sup-
port programmes (Section 4.3). Furthermo-
re, the chapter presents an ex-post analysis 
of municipal climate protection concepts, 
that concludes with recommendations on 
more integrative and strategic approaches, 
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e.g. by target agreements (Section 4.4). Finally 
sources for accessing good practices are gi-
ven (Section 4.5).

In Chapter 5 (“Conditions for the implemen-
tation of an urban adaptation strategy”) it is 
exposed which approaches and procedures 
increase the climate compatibility of the de-
velopment of our cities and urban regions. 
It complements practically and the theoreti-
cal concept on potentials of climate change-
proof planning. This includes the outline of 
elements “climate proofing” (Section 5.1) as 
well as the need for governance approaches 
(Section 5.2) and the question of how fair or 
unfair the burden of a changing climate is dis-
tributed social-spatially in the cities (Section 
5.3). Overall, the term “climate-proof plan-
ning” means an urban planning or presented 
in the publication will be taken up in the Ex-
WoSt pilot projects. However, the results also 
serve all those interested to practically accept 
the challenge of “climate-proof planning”.

Decision support system (DSS)

Chapter 6 (“Decision support tool”) descri-
bes the core product of the preliminary stu-
dy, which is the “Stadtklimalotse” (“Urban 
Climate Pilot”), as a web-based, stakeholder 
specific decision-making tool. It is supposed 
to support the selection and implementati-
on of measures for climate change mitiga-
tion and adaptation in urban development.

The DSS enables cities and towns to locally 
and generally meet with causes and effects 

of climate change by designing appropria-
te urban concepts. The implementation of 
policies and measures on climate change at 
the local level raises the urgent question of 
who will be the arelevant stakeholders. Cli-
mate change is an interdisciplinary issue 
with a broad effect, which must not alone be 
addressed by single institutions but in Gene-
ral by the public and local and regional sta-
keholders. Depending on the fields of action 
both, the initiation of processes as well as the 
constitution of responsibility and awareness, 
are joint tasks of modern urban societies. The 
pioneer status and the diversity of tasks re-
quire a learning climate system.

The target groups for the application of the 
decision support system are local politics and 
the administration as well as actors of local 
urban development, respectively.

The aim is to provide information at various 
levels or levels of interaction:

• Provision of general information on “Cli-
mate Change and the City”.

• Provision of detailed and systematically 
processed information (expertise, Good 
practice examples, references in litera-
ture…).

• Opportunity to evaluate and generate pro-
ceeding recommendations for the local si-
tuation.

The development of the decision support sys-
tem is an essential task of the outstanding 
project work in parallel to nine pilot projects.



7

1 Einleitung
Der urbane Raum ist durch die negativen Fol-
gen des Klimawandels in besonderer Weise 
betroffen. Zum einen sind hier Vermögens-
werte, Einrichtungen und empfindliche Per-
sonengruppen konzentriert, so dass klima-
tische Veränderungen ein erhebliches Scha-
denspotenzial entfalten können. Zum ande-
ren werden die meisten klimatischen Verän-
derungen durch die besonderen Charakte-
ristika des urbanen Raumes in ihrer Wirkung 
weiter verstärkt.

Die klimatischen Veränderungen, die sich auf 
den urbanen Raum auswirken, betreffen da-
bei sowohl die durchschnittlichen Bedingun-
gen (z.B. die Jahresmitteltemperatur) als auch 
die Anzahl und die Stärke von Extremereignis-
sen. Die Probleme, die dadurch ausgelöst wer-
den, sind von sehr unterschiedlicher Natur. So 
können häufigere und heftigere Extremereig-
nisse (z.B. Flusshochwässer, Hitzewellen und 
Starkregenereignisse) zu Schäden an der Bau-
substanz und zur Gefährdung der Bewohner 
führen, während die schleichenden Klimafol-
gen (z.B. von Niederschlagsverhältnissen) ver-
änderte Ansprüche an Bausubstanz und Infra-
struktureinrichtungen (z.B. Kanalisation und 
Verkehrswege) auslösen. Sowohl Extremereig-
nisse als auch schleichende Veränderungen 
haben direkte Auswirkungen (wie z.B. die Zu-
nahme der Hitzebelastung), lösen aber auch 
indirekte Folgen aus (wie z.B. eine Verände-
rung des Energiebedarfes für die Kühlung). 
Insbesondere die indirekten Wirkungen sind 
schwer abzuschätzen, da viele andere Fakto-
ren und Entwicklungen auf sie einwirken. So 
kann beispielsweise die Frage, welche Wirkun-
gen der Klimawandel auf die Umweltgerech-
tigkeit im urbanen Raum haben wird, bis dato 
nur unbefriedigend beantwortet werden.

Bei der Betrachtung der Klimawandelfolgen 
im urbanen Raum müssen sowohl die schlei-
chenden klimatischen Veränderungen als 
auch Veränderungen der Extremereignisse 
betrachtet werden. Gleichzeitig müssen di-
rekte und indirekte Wirkungen unterschie-
den werden.

Eine weitere Unterscheidung beim Umgang 
mit dem Klimawandel gilt der Differenzie-
rung zwischen der Analyse von Problemen 
und der Entwicklung von Handlungsemp-
fehlungen. Dies zeigt sich insbesondere bei 
dem Betrachtungsgegenstand und dem Maß-
stab, die jeweils zu Grunde gelegt werden. Die 
Analyse, d.h. eine Beschreibung, an welcher 
Stelle eventuell welche Wirkfolgen des Klima-

wandels auftreten könnten, lässt sich – eine 
ausreichende Operationalisierung vorausge-
setzt – auch auf einer sehr kleinteiligen Be-
trachtungsebene, beispielsweise für ein Stadt-
quartier durchführen. Die Maßnahmen aller-
dings, die diesen Problemen Abhilfe schaffen 
können, bedürfen vielfach einer übergeord-
neten Betrachtungsebene. So kann beispiels-
weise der Schaden, der durch häufigere Über-
schwemmungen entstehen kann, mit Hil-
fe von Modellen auf sehr kleinräumiger Ebe-
ne betrachtet werden. Die Beschränkung von 
Handlungen auf diese Ebene würde aber ef-
fektive Anpassungsmaßnahmen, wie z.B. den 
integrierten Hochwasserschutz von Fließge-
wässern, verhindern. Im Gegensatz zur Pro-
blembeschreibung müssen die Handlungs-
empfehlungen also auf die Stadt in ihrem Ge-
samtkontext und auch auf ihre regionalen Be-
züge ausgerichtet sein. Sie richten sich daher 
gezielt an die Stadt- und Regionalentwicklung, 
wobei erstere aufgrund des Projektfokus im 
Mittelpunkt steht. Der Maßstab der Problem-
analyse ist nicht automatisch die geeignetste 
Ebene für die Problemlösung.

Warum erfordert der Stadtklimawandel eine 
spezifisch stadtplanerische Antwort? Plane-
risches Handeln ist für die Reduzierung der 
Vulnerabilität sowie den gezielten Aufbau 
von Klimaschutz- und Anpassungskapazi-
täten gegenüber den Einwirkungen des Kli-
mawandels von zentraler Bedeutung (Stern 
2006; IPCC 2007). Dabei werden von der AR-
GEBAU (2008) Klimaschutz, Klimaanpassung 
und auch der demographische Wandel als un-
trennbare Elemente einer integrierten Stadt-
entwicklung angesehen. Die Herausforderung 
besteht darin, hier Synergien und Zielkonflik-
te zu erkennen und in der planerischen Abwä-
gung zu bewältigen.

Der Klimawandel erfordert in den Städten 
und Stadtregionen demnach eine dreiglei-
sige Strategie. Zum einen müssen Maßnah-
men zum Schutz des globalen Klimas (Mitiga-
tion) umgesetzt werden. Gleichzeitig müssen 
Strategien zur Anpassung an die nicht mehr 
vermeidbaren Folgen des Klimawandels (Ad-
aption) entwickelt werden. Nicht zuletzt be-
steht die Aufgabe, die so entstandenen Maß-
nahmen mit anderen drängenden Aufgaben 
der nachhaltigen Stadtentwicklung abzustim-
men. Dafür bedarf es nicht in erster Linie einer 
Novelle des BauGB, sondern guter praktischer 
Beispiele und Handreichungen für die Umset-
zung einer „klimawandelgerechten Stadtent-
wicklung“ (Difu 2010).  
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Aufgrund dieser Kombination von Heraus-
forderungen und der daraus begründeten 
Bedeutung dieses planungspolitischen The-
mas ist der Stadtklimawandel dafür prädes-
tiniert, im Rahmen von ExWoSt Modellvor-
haben untersucht zu werden, um geeignete 
Konzepte und Strategien zu entwickeln und 
pilothaft zu erproben. Mit dem Forschungs-
programm „Experimenteller Wohnungs- und 
Städtebau“ (ExWoSt) fördert der Bund inno-
vative Planungen und Maßnahmen zu wich-
tigen städtebau- und wohnungspolitischen 
Themen. Aus diesen Erfahrungen sollen Hin-
weise für die Weiterentwicklung der Städte-
bau- und Wohnungspolitik abgeleitet und der 
Wissenstransfer unterstützt werden.

Vor diesem Hintergrund zielt das ExWoSt-Pro-
jekt „Klimawandelgerechte Stadtentwicklung“ 
auf eine klimawandelgerechte Stadtentwick-
lung primär durch integrierte Ansätze zum 
Klimaschutz und zur Anpassung an den Kli-
mawandel mittels planerischer Vorsorge in 
Stadt und Stadtregion ab. 

1.1 Forschungskonzeption

Die Vorstudie wurde durch folgende allgemei-
ne Forschungsfragen geleitet:

Analytische Grundlagen für Klimaanpassung

• Effekte: Wie und wo wird das Stadtklima 
durch den Klimawandel verstärkt? Welche 
Typisierung erfolgt daraus?

• Vulnerabilität: Welche spezifische Vulnera-
bilität und Anpassungsfähigkeit von Städten 
und deren baulicher und Netzinfrastruktur 
gibt es, von Ballungsräumen bis hin zu klei-
neren Städten?

• Umgang mit Unsicherheit: Wie gelingt ein 
langfristiger, klimagerechter Stadtumbau 
unter finanziellen Restriktionen und den 
Unsicherheiten von Szenarien der wirt-
schaftlichen energiepolitischen, demogra-
phischen und klimatischen Entwicklung? 
Wie lassen sich Akteure motivieren? 

Handlungsfelder und Leitlinien für 
Klimaanpassung

• Aktionsfelder: Worin liegen die spezifisch 
neuen Aktionsfelder für stadtplanerischen 
Klimaschutz und -anpassung? Welche (plas-
tischen) stadtregionalen Beispiele gibt es 
hierfür? Welches Aufgabenspektrum von 
Städten zur Formulierung von Schutz-, Min-
derungs- und Anpassungsstrategien lässt 
sich beschreiben und in der Bedeutung ge-
wichten? Was unterscheidet zeitgemäße, in 

ein Gesamtkonzept eingebundene Anpas-
sungs- und Schutzstrategien von bereits er-
probten kommunalen Klimakonzepten?

• Leitbilder: Ist die kompakte Stadt klimaan-
gepasst? Was ist eine klimaangepasste, op-
timale Siedlungsstruktur? Wie verträgt sich 
diese mit städtebaulichen Leitbildern? Wel-
che Diskrepanzen können sich aus Klima-
schutz- und Anpassungsmaßnahmen erge-
ben? Worin liegt stets der spezifische Beitrag 
und die Handlungskompetenz der Stadt-, 
wo der Regionalentwicklung? Wo liegen 
Konflikte und Synergien mit anderen drän-
genden Herausforderungen der Kommu-
nalpolitik?

• Stadtentwicklungsprozesse: Welche Rele-
vanz hat der Klimawandel für die aktuellen 
Stadtentwicklungsprozesse – u.a. demogra-
phische Alterung, Tertiärisierung der Pro-
duktionsstruktur, soziale Polarisierung, In-
nenverdichtung vs. Stadtbrachen?

• Strategien: Wie lassen sich Schwerpunk-
te (sektoral, räumlich) kommunaler Hand-
lungskompetenz identifizieren? Welche 
Kosten sind damit verbunden? Wie kann 
„Resilienz“ (Widerstandsfähigkeit) geför-
dert werden? Welche Risiken bestehen und 
was kann die Stadtentwicklung zum spezifi-
schen Management von Extremereignissen 
beisteuern? Wo bedürfen sektorale Schutz- 
und Anpassungsstrategien einer spezifi-
schen Flächenvorsorge? Welche Entwick-
lungschancen ergeben sich daraus?

Beteiligte im Anpassungsprozess:

• Akteure: Welche Akteure sind für welche An-
passungs- und Schutzmaßnahmen zustän-
dig? Welcher Handlungsdruck ergibt sich für 
wen? Wie lassen sich die für jede Raumdi-
mension verantwortlichen Akteure und 
Stakeholder identifizieren und motivieren, 
trotz Unsicherheiten und langfristiger Um-
setzung? Welche (internationalen) Positiv-
beispiele gibt es dazu? 

• Governance: Welche Entscheidungen sind 
auf kommunaler Ebene für den öffentlichen 
Raum zu treffen? Welche Anreize können für 
den privaten Bereich, insbesondere für eine 
Veränderung des Lebensstils, gegeben wer-
den? Wie kann die Rolle von Städten und Ge-
meinden dabei gestärkt werden und welche 
Rahmenbedingungen müssen zur Umset-
zung der Maßnahmen für die lokale Ebe-
ne geschaffen werden? Wie lassen sich re-
gionale und lokale Verwaltungen motivie-
ren, Klimaschutz und Anpassung an den Kli-
mawandel im Kontext anderer Herausforde-
rungen in ihre Planung zu integrieren?
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2 Ausgangslage
2.1  Stadtklima und 

Stadtklimawandel

Das Klima wandelt sich. Das Jahr 2010 war 
weltweit das wärmste Jahr seit Beginn der 
Wetteraufzeichnungen (WMO 2011). In 
Deutsch land markierte es das Ende des 
wärmsten Jahrzehnts seit mindestens 130 
Jahren (DWD 2009). Die vergangene Deka-
de war gezeichnet von Extremereignissen. 
Vor allem der Hitzesommer 2003 bleibt mit 
Rekordtemperaturen von mehr als 40 °C in 
Städten wie Freiburg und Karlsruhe in den Er-
innerungen, aber auch die Hochwasser von 
2002 und 2006 sind als Jahrhundertereignisse 
präsent. Die zunehmende Häufung solcher 
Einzelereignisse verdeutlicht, welche nega-
tiven Folgen ein Wandel des Klimas mit sich 
bringen kann. Insbesondere Städte und Me-
tropolregionen sind von den Folgen dieses 
Klimawandels betroffen. Hier sind sowohl die 
ökonomischen Schäden als auch die Zahl der 
Betroffenen höher als im Umland (Hellegatte, 
Corfee-Morlot 2011). Wie Städte und Metro-
polen mit dieser Herausforderung planerisch 
umgehen, wird darüber mitentscheiden, wie 
groß die Schäden zukünftiger Klimaereignis-
se ausfallen. Einige Städte und Metropolregi-
onen haben diese Herausforderung bereits 
angenommen (MUNLV 2010; LS 2010). Sie 
greifen dabei auf die langjährigen Erfahrun-
gen der Stadtklimatologie zurück. So werden 
bereits seit langem die Wechselwirkungen der 
Bebauung und ihre Auswirkungen (wie z.B. 
Abwärme und Schadstoffemissionen) auf das 
lokale Klima untersucht. Die konkrete Aus-
prägung dieses besonderen Stadtklimas ist 
stark von Art und Maß der baulichen Nut-
zung, der Stadtstruktur sowie der Einbindung 
des Stadtkörpers in die Umgebung abhän-
gig. Standörtliche und lokalklimatische Be-
sonderheiten, wie beispielsweise Kessellagen 
oder Berg-Tal-Windsysteme beeinflussen die 
Wirkungen in erheblichem Maße. Neben ei-
ner Reihe von Publikationen, die sich aus-
schließlich mit dem Stadtklima beschäftigen 
(u.a. Kratzer 1956; Landsberg 1981; Helbig et 
al. 1999), ist dem Thema auch in den meisten 
aktuellen meteorologischen Standardwerken 
ein Kapitel gewidmet (z.B. Schönwiese 2008; 
Hupfer, Kuttler 2006; Lauer, Bendix 2006).

Trotz des hohen Wissensstandes hat der Kli-
mawandel der Stadtklimaforschung einen 
neuen Impetus gegeben. Dabei rücken ne-
ben den historisch prägenden Feldern der 
Human-Biometeorologie mit Schwerpunkt 

auf den thermisch-hygrischen und lufthygie-
nischen Wirkungskomplexen nun auch tech-
nisch-meteorologische Aspekte in den Mit-
telpunkt der Betrachtungen. 

Der fortschreitende Klimawandel bewegt die 
Stadtklimatologie aber auch aus der rein de-
skriptiven Naturwissenschaft. Zwar gibt es 
seit jeher Bestrebungen, die deskriptiven 
Feststellungen der Klimaanalyse in Hinwei-
se für die Planung zu übertragen (u.a. Horbert 
2000; Scherer et al. 1999; Reuter et al. 1991; 
Schmalz 1984), diese fanden aber bis dato nur 
verhaltenen Widerhall in der Planungspraxis. 
Im Umgang mit dem Klimawandel dürfte in 
der Überbrückung der Lücke – von der de-
skriptiven Erfassung hin zu normativen Aus-
sagen – eine der wichtigsten Aufgaben für die 
angewandte Forschung liegen.

Wechselwirkungen zwischen dem 
Stadtklima und dem Klimawandel

Das Stadtklima ist eine Veränderung der re-
gionalen Klimasituation, die sich auf fast 
alle klimatischen Parameter auswirkt (sie-
he Tab. 1). Mit dem Wandel des globalen 
Klimas verändern sich auch die regionalen 
Gegebenheiten in die eine Stadt mit ihrem 
spezifischen Klima eingebunden ist. Durch 
den globalen Klimawandel wird daher auch 
das Stadtklima modifiziert, es entsteht ein 
Stadtklimawandel. 

Einer der bedeutendsten Effekte, der im Rah-
men des Stadtklimawandels prognostiziert 
wird, betrifft den Wärmehaushalt. Steigen-
de Durchschnittstemperaturen führen durch 
eine Reduzierung der so genannten Heiz-
gradtage zu einer Verringerung des Heizbe-
darfes. Allerdings auch deutlich negative Fol-
gen wie die Zunahme von Tagen mit extremer 
Hitzebelastung sind bereits heute nachweis-
bar (Fischer, Schär 2010). Die zunehmende 
Verdichtung des Stadtkörpers und seine Aus-
dehnung in die Fläche beschleunigen diesen 
Effekt zusätzlich.

Das vermehrte Auftreten hoher Temperatu-
ren beeinflusst die thermisch-mechanische 
Belastung von Gebäuden und Infrastruktur, 
hat aber vor allem eine bioklimatische Be-
deutung. Das thermische Wohlbefinden des 
Menschen wird allerdings nicht nur von der 
Temperatur alleine bestimmt. Ebenfalls Luft-
feuchte, Windgeschwindigkeit und Strah-
lungshaushalt wirken sich darauf aus. 
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Nahezu alle klimatischen Parameter, die bei 
der Charakterisierung des Stadtklimas eine 
Rolle spielen, werden durch den Klimawan-
del beeinflusst. Die Veränderungen betreffen 
sowohl die durchschnittlichen Bedingungen 
(wie z.B. die Jahresmitteltemperatur) als auch 
die Anzahl und die Stärke von Extremereig-
nissen. Während bereits heute statistisch eine 
signifikante Veränderung der Durchschnitts-
werte belegt werden kann, gestaltet sich ein 
solcher Nachweis bei Extremereignissen auf-
grund ihrer Seltenheit schwierig. Plausible 
theoretische Annahmen (z.B. aufgrund der 
Zunahme der Dynamik in der Atmosphäre) 
sprechen allerdings gerade hier für ein deut-
lich häufigeres Auftreten und stärkere Extre-
ma der Ereignisse (Schönwiese 2007).

Extremereignisse wie Hitzewellen, Stürme 
oder Starkregen/ Sturzfluten erhalten we-
gen ihres plötzlichen Auftretens und ihres 
hohen Schädigungspotenzials häufig eine 
stärkere Aufmerksamkeit als die allmähli-
chen Veränderungen. Doch auch durch die 
so genannten schleichenden Veränderungen 
können erhebliche Schäden entstehen. Die-
se Schäden treten vor allem an Ressourcen 
und Gemeingütern auf. Da keine Mechanis-
men zur Verteilung der Kosten (wie beispiels-

weise Versicherungen) bestehen, sind diese 
Schäden für das Gemeinwesen von beson-
derer Bedeutung. Die tatsächliche Wirkung 
und die Wahrnehmung des Schadens liegen 
bei schleichenden Veränderungen meist weit 
auseinander.

Betroffenheit urbaner Räume

Welche Wirkungen der Klimawandel auf Me-
tropolregionen und Stadtstrukturen hat, ist 
nicht nur von der Veränderung der klimati-
schen Parameter abhängig, sondern umfasst 
auch die Betrachtung der Prozesse und Merk-
male, welche die Schadenshöhe in ökonomi-
scher und sozialer Hinsicht und das mögli-
che Bewältigungspotenzial einer Gesellschaft 
oder eines Raumes bestimmen (IPCC 2007). 
Die Wirkung des Klimawandels ist also in vie-
lerlei Hinsicht ein komplexes Produkt, das 
durch soziale, ökonomische, ökologische und 
physisch-infrastrukturelle Faktoren sowie die 
Exposition einer Stadt oder Gesellschaft ge-
genüber den Einwirkungen des Klimawandels 
bestimmt wird (Birkmann 2006).

Um dieses Beziehungsgeflecht zu beschrei-
ben, findet vielfach der Begriff Verwundbar-
keit Verwendung. Nach der Definition des 

Tabelle 1
Charakteristische Veränder
Umland

ungen des Stadtklimas einer westeuropäischen Großstadt im Vergleich zum 

Charakteristische Stadtklimaeffekte

Einflussgröße
Veränderung gegenüber  
dem nicht bebauten 
Umland

Einflussgröße
Veränderung gegenüber 
dem nicht bebauten 
Umland

Lufttemperatur Wind

•	 Jahresmittel
•	 Winterminima
•	 in Einzelfällen

~ + 2°C
bis + 10°C
bis + 15°C

•	 Geschwindigkeit
•	 Richtungsböigkeit
•	 Geschwindigkeitsböigkeit

bis - 20 %
stark variierend
erhöht

UV-Strahlung Sonnenscheindauer

•	 im Sommer
•	 im Winter

bis – 5%
bis – 30%

•	 im Sommer
•	 im Winter

bis - 8%
bis - 10%

Sensibler Wärmestrom bis + 50% Wärmespeicherung im Un-
tergrund und in Bauwerken bis + 40 %

Globalstrahlung 
(horizontale Fläche) bis - 10% Gegenstrahlung bis + 10%

Niederschlag Luftfeuchte

•	 Regen
•	 Schnee
•	 Tauabsatz

mehr (leeseitig)
weniger
weniger

•	 relativ
•	 absolut

geringer
gleich

Nebel Luftverunreinigung

•	 Großstadt
•	 Kleinstadt

weniger
mehr

CO, NO , PM10, AVOC1), x
PAN2)

O3

mehr

weniger (Spitzen höher)

Bioklimatische 
Vegetationsperiode bis zu zehn Tage länger Dauer der Frostperiode bis - 30 %

1) Antrophogene Kohlenwasserstoffe; 2) Peroxiacetylnitrit

Quelle: Eigene Zusammenstellung nach: Kuttler 2009; Schönwiese 2008
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Abbildung 1
Konzept für die Bestimmung der Verwundbarkeit (Vulnerability) und der Betroffenheit durch die Wirkfolgen 
des Klimawandels

Emissionen

Mitigation

THG­
Konzentration

Klimatische Klimatische 
nicht klimatische Faktoren

Veränderungen Variabilität

Exposition gegenüber Empfindlichkeit gegenüber Anpassungs­
klimatischen Veränderungen klimatischer Veränderungen fähigkeit

Adaption

Betroffenheit durch klimatische Veränderungen

Verwundbarkeit durch klimatische Veränderungen

Quelle:	 Eigene	Darstellung	nach:	Füssel,	Klein	2006,	S.	319

IPCC zeigt die Verwundbarkeit an, „inwie-
weit ein System für nachteilige Auswirkungen 
der Klimaänderung, inklusive Klimaschwan-
kungen und extreme anfällig ist bzw. nicht fä-
hig ist, diese zu bewältigen. Die Verwundbar-
keit leitet sich ab aus dem Charakter, der Grö-
ßenordnung und der Geschwindigkeit der Kli-
maänderung und -abweichung, der ein Sys-
tem ausgesetzt ist, ebenso wie der Empfind-
lichkeit und Anpassungskapazität dieses Sys-
tems“ (IPCC 2007, S. 38). 

Die Verwundbarkeit setzt sich demnach aus 
den Komponenten der klimatischen Verän-
derung (Exposition), der Prädisposition eines 
Raumes (Empfindlichkeit) und dessen Fähig-
keit zur Bewältigung der Folgen (Anpassungs-
kapazität) zusammen. Als eine Vorstufe zur 
Erfassung der Verwundbarkeit kann die Be-
schreibung der Betroffenheit verstanden wer-
den. Sie umfasst das Auftreten von klimati-
schen Veränderungen und die Prädisposition 
eines Raumes. Das Ineinandergreifen der ein-
zelnen Komponenten ist in Abb. 1 dargestellt.

Die Ermittlung der Wirkungen des Klimawan-
dels auf den urbanen Raum sollte die kausa-
le Struktur entlang der Kette von Exposition, 
Empfindlichkeit und Anpassungskapazität 
betrachten. Es zeigt sich allerdings, dass ins-
besondere vor der Bestimmung der Anpas-
sungskapazität erhebliche Hürden liegen. Die 
Anpassung an die Wirkfolgen des Klimawan-
dels ist ein lokaler und kontextspezifischer 
Prozess. Die Fähigkeit, einen solchen Pro-
zess erfolgreich zu initiieren und umzuset-

zen, wird nicht nur durch bestimmte physi-
sche und soziale Ressourcen beeinflusst, son-
dern ebenso durch die Möglichkeit und den 
Willen diese Ressourcen effektiv einzusetzen 
(Brooks, Adger 2005). „Erst die spezifischen, 
ebenenübergreifenden Wechselwirkungen 
sozialer, polit-ökonomischer und strukturel-
ler Faktoren bestimmen die konkreten Reak-
tions- bzw. Anpassungsfähigkeiten von Indi-
viduen oder Gemeinschaften“ (Dietz 2006, 
S. 22). In der Konsequenz beschreibt die An-
passungskapazität die Fähigkeit einer Regi-
on, den politischen Willen, die Freiheit, die 
Ressourcen und das Know-how aufzubrin-
gen, um geplante Anpassungsmaßnahmen 
durchzuführen. Gerade der Wille und die Ka-
pazität eines Gesellschaftssystems diese Res-
sourcen zu aktivieren, lassen sich allerdings 
kaum im Vorfeld bestimmen.

Aufgrund der erheblichen methodischen Pro-
bleme bei der Bestimmung der Anpassungs-
kapazität wurde in dieser Veröffentlichung die 
Betrachtung auf die Betroffenheit des urba-
nen Raums gegenüber den Wirkfolgen des Kli-
mawandels fokussiert. Da sich der ExWoSt-
Forschungsschwerpunkt I explizit mit den Ef-
fekten des Klimawandels auf Metropolregio-
nen und Stadtstrukturen in Deutschland aus-
einandersetzt, werden die Wirkfolgen des Kli-
mawandels auf den unbesiedelten Außenbe-
reich an dieser Stelle nicht behandelt. Gleich-
wohl können die Wirkfolgen des Klimawan-
dels (z.B. auf die Land- und Forstwirtschaft) 
von erheblicher Bedeutung für die kommu-
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nale Betrachtung sein. Dies gilt insbesonde-
re, wenn die administrative Verantwortlich-
keit auch solche Flächen einschließt. Die Aus-
wirkung des Klimawandels auf diese Themen-
felder ist schon in vielfältiger Weise dargestellt 
worden. Es kann daher in diesen Themenfel-
dern auf die umfangreiche bestehende Lite-
ratur verwiesen werden (z.B. Bolte et al. 2009; 
Lindner et al. 2008; Schaller, Weigelt 2008; Ze-
bisch et al. 2005).

Die Erfassung der Wirkfolgen des Klima-
wandels auf Metropolregionen und Stadt-
strukturen erfolgt über eine Analyse der in 
der Literatur diskutierten potenziellen Aus-
wirkungen des Klimawandels auf den urba-
nen Raum und eine Betrachtung der damit 
in Verbindung stehenden Komponenten der 
Exposition und Empfindlichkeit. Zur Exposi-
tion werden an dieser Stelle nicht nur schlei-
chende und abrupte Veränderungen klima-
tischer Parameter gezählt, sondern auch die 
zunehmende Häufung von Extremereignis-
sen, die hiermit in unmittelbarem Zusam-

menhang stehen (wie z.B. Binnenhochwäs-
ser). Der Mehrdimensionalität der Empfind-
lichkeit des urbanen Raumes gegenüber die-
sen Veränderungen wird dadurch Rechnung 
getragen, dass neben der physischen Emp-
findlichkeit auch die soziale, ökonomische 
und umweltbezogene Empfindlichkeit ein-
bezogen wird.

Wirkfolgen des Klimawandels im urbanen 
Raum

Die Effekte des Klimawandels auf den urba-
nen Raum zerfallen in offensichtliche Wirkfol-
gen und solche, die sich erst auf den zweiten 
Blick ergeben. Um diese Wirkfolgen möglichst 
vollständig zu erfassen, wurde zunächst die 
relevante Literatur zum Thema ausgewertet. 
Aufbauend auf den Zusammenstellungen von 
Gill (2004); Hunt, Watkiss (2007) sowie Ligetti 
(2007) wurde eine erste Übersicht der wich-
tigsten Wirkfolgen erstellt und im Rahmen ei-
ner Expertenbefragung um weitere Aspekte 
ergänzt (siehe Tab. 2). Die so entstandene Lis-

Tabelle 2
Potenzielle Wirkfolgen des Klimawandels auf den urbanen Raum in Deutschland

Wirkfolgen des Klimawandels auf den urbanen Raum

1) Menschliche Gesundheit

•	sinkender	thermischer	Komfort •	steigende	Gefahr	von	vektorbasierten	Krankheiten
•	Hitze	und	Kälte	bedingte	Todesfälle •	steigende	Gefährdung	durch	Extremereignisse

2) Energie

•	steigender	Energiebedarf	für	Kühlung •	sinkender	Heizbedarf
•	steigender	Energiebedarf	für	die	Aufbereitung	 •	sinkende	Versorgungssicherheit	(insb.	bei	kühl-

von	Wasser wasserabhängiger	Energiegewinnung)

3) Wasserhaushalt und Wasserwirtschaft

•	veränderte	Häufigkeit	und	Höhe	von	Hochwässern •	Veränderung	des	Grundwasserspiegels
•	steigender	Wasserbedarf	im	Sommer •	veränderte	Qualität	der	Oberflächengewässer
•	sinkendes	Brauchwasserdargebot	im	Sommer •	veränderte	Qualität	des	Grundwassers

4) Technische und soziale Infrastruktur

•	veränderte	Ansprüche	an	die	technische	Infrastruktur	 •	vermehrte	Schäden	und	Ausfälle	bei	Extrem		-
(z.B.	Entwässerung) er	eignissen

•	veränderte	Ansprüche	an	die	soziale	Infrastruktur	 •	steigender	Bedarf	an	Einsatzkräften	für	die	
(z.B.	Klimatisierung	von	Kindergärten	und	Schulen) 	Bewältigung	von	Extremereignissen

5) Transport und Verkehr

•	vermehrte	Behinderungen	und	Verspätungen				durch	 •	veränderter	Bedarf	an	Transportdienstleistungen
Extremereignisse •	veränderte	Ansprüche	an	Transportdienstleistungen	

•	steigende	Kosten	für	die	Instandhaltung (z.B.	Klimatisierung)

6) Freiräume und Grünflächen

•	steigender	Bedarf	an	Kaltluftentstehungsgebieten •	Veränderung	des	Pflegebedarfes		(insb.	Bewässerung)
•	steigender	Bedarf	an	Erholungsflächen	 •	Veränderung	der	Eignung	von	Pflanzen	
•	veränderte	Ansprüche	an	die	Ausgestaltung	von	 (z.B.	Straßenbäume)

	Freiflächen	(z.B.	Schattenplätze,	Wasserflächen) •	Veränderung	der	Biodiversität

7) Lufthygiene

•	steigende	Konzentration	toxischer	Stoffe	 •	steigender	Bedarf	an	Frischluftentstehungsgebieten
(z.B.	Ozon,	Stäube)	

•	steigende	olfaktorische	Belastungen

8) Tourismus und Kulturerbe

•	häufigere	Schäden	an	Gebäuden,	Denkmälern	und	 •	Auswirkungen	auf	das	Stadtimage	
Kultureinrichtungen	 •	Veränderung	der	Badegewässerqualität	

•	Veränderungen	der	touristischen	Saison (z.B.	durch	Algenblüten)

Quelle:	 Eigene	Darstellung
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te der Wirkfolgen wurde in acht umfassende-
re Wirkbereiche unterteilt. Die Einteilung die-
ser Wirkbereiche orientiert sich primär an der 
Zuständigkeit verschiedener Akteure in der 
Kommunalverwaltung und soll die Identifi-
kation von akteursspezifischen Handlungs-
empfehlungen erleichtern. 

Einige Wirkfolgen des Klimawandels sind auf 
klar begrenzte Regionen in Deutschland fo-
kussiert. Sie haben daher in einer bundeswei-
ten Betrachtung einen eher untergeordne-
ten Stellenwert, können aber bei ihrem Auf-
treten vor Ort erhebliche Probleme verursa-
chen. Die wichtigsten lokal begrenzten Wirk-
folgen sind der Meeresspiegelanstieg und die 
wachsende Gefahr von gravitativen Mas-
senbewegungen (wie z.B. Böschungs- und 
Hangrutschungen). Sie wurden im Rahmen 
der MORO Vorstudie „Raumentwicklungs-
strategien zum Klimawandel“ beschrieben 
(BMVBS, BBSR 2010). 

Die möglichen Wirkfolgen des Klimawandels 
im urbanen Raum wurden im Rahmen des 
Projektes eingehend beschrieben und in der 
BBSR Online-Veröffentlichung 23/2009 pu-
bliziert (BMVBS, BBSR 2009). Dort enthal-
ten ist eine Beschreibung der Wirkbereiche 
in Form von Steckbriefen. Diese stellen die 
Wirkfolgen, den Maßstab ihrer Wirkung, die 
am stärksten betroffenen urbanen Struktu-
ren sowie besonderen Problemlagen zusam-
menfassend dar. Die auslösenden klimati-
schen Veränderungen (Exposure) und Fak-
toren, welche die Empfindlichkeit eines Rau-
mes beeinflussen (Sensitivity), sind ebenfalls 
dort skizziert.

2.2  Klimawandelgerechte 
Stadtentwicklung in 
Forschung und Praxis

Von den Folgen des Klimawandels können 
ökologische, soziale und ökonomische Sys-
teme betroffen sein. Daher werden unter 
Klimaanpassung alle Aktivitäten gefasst, die 
dazu dienen, die Empfindlichkeit natürli-
cher und menschlicher Systeme gegenüber 
bereits eingetretenen oder erwarteten Folgen 
und Auswirkungen des unvermeidbaren Kli-
mawandels zu verringern. Dabei muss die 
räumliche Anpassung an den Klimawandel 
von vielen Akteuren, Institutionen und Fach-
planungen getragen werden, zu der die Stadt-
entwicklung einen wichtigen Beitrag leisten 
kann. 

Während der Klimaschutz bereits zu einem 
wichtigen Thema in der Stadtentwicklung ge-

worden ist, spielt die Klimaanpassung insbe-
sondere in kleineren und mittleren Städten 
eher eine geringere Rolle. Handlungsstrate-
gien und Maßnahmen zur Anpassung an die 
Klimafolgen sind schwierig zu benennen, 
zeitlich zu fassen und entsprechend umzu-
setzen. Gleichzeitig offenbart sich Umgang 
mit Unsicherheiten von Szenarien der wirt-
schaftlichen energiepolitischen, demogra-
phischen und klimatischen Entwicklung als 
ein großes Problem in der kommunalen Pra-
xis. So bestehen im kommunalen Alltag kaum 
Erfahrungen zum Umgang mit dem Klima-
wandel und auch im regionalen Kontext sind 
wenig Ansätze für einen Austausch oder zur 
Entwicklung einer gemeinsamen Strategie 
vorhanden (siehe Abb. 2). 

Ja, Abdeckung eines weiten Themenspektrums
Ja, Abdeckung einzelner Themenbereiche
Nein, keine Akteursnetzwerke bekannt

Abbildung 2
Akteursnetzwerke zum Thema Klimawandel in den 
Regionen (N = 73)

15 %

22 %

63 %

Quelle:	 Eigene	Darstellung	nach:	ARL-AK	
	 	 „Klimawandel	und	Raumplanung“	2009,	S.	15

Dieses Defizit aufgreifend, wird die Entwick-
lung und Erprobung von konkreten Strate-
gien und Maßnahmen in vielfältigen For-
schungsaktivitäten erprobt. Starke Bezü-
ge zur Planungspraxis weist beispielsweise 
„KlimaMORO“ als Aktionsprogramm „Mo-
dellvorhaben der Raumordnung“ des BMVBS 
auf, welches die Ansatzmöglichkeiten der Re-
gional- und Bauleitplanung zum Umgang mit 
dem Klimawandel in Form eines regionalen 
Handlungs- und Aktionsrahmens Klimaan-
passung zusammenfasst. Im Rahmen des ak-
tuellen ExWoSt-Forschungsvorhabens „Kli-
mawandelgerechte Stadtentwicklung – Ur-
sachen und Folgen des Klimawandels durch 
urbane Konzepte begegnen“ werden die aus 
der Vorstudie „Klimawandelgerechte Stadt-
entwicklung“ resultierenden Eckpunkte ei-
nes kommunalen und stadtregionalen Stra-
tegie- und Aktionsset zum Klimawandel im 
Zeitraum von 2009 bis 2012 in neun Modell-
projekten erprobt. 
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Auch in anderen Forschungsaktivitäten wer-
den Produkte zum kommunalen Umgang mit 
der Klimaanpassung in der räumlichen Pla-
nung entwickelt. So ist im Rahmen des ange-
wandten Klimaforschungsprojekts „Klima-
wandel Unterweser – Mit dem Klimawandel 
handeln! Akteursorientierte Risikokommu-
nikation im Umgang mit ungesichertem Wis-
sen“ im Auftrag des Bundesministeriums für 
Bildung und Forschung (BMBF) der Leitfa-
den „Klimaanpassung in Planungsverfahren“ 
entstanden. Dieser stellt die vorhandenen pla-
nerischen Instrumente zusammen und über-
prüft ihre Eignung zur Steuerung von Maß-
nahmen hinsichtlich der Klimaanpassung. 
Der Leitfaden steht online zur Verfügung.1 

Diese und zahlreiche andere Forschungsvor-
haben zeigen, dass ein großer Bedarf nach 
Wissenstransfer und praktischen Handrei-

chungen für die kommunale Ebene besteht. 
Eine besondere Schwierigkeit zeigt sich da-
durch, dass je nach Lage, Größe und Beschaf-
fenheit der natürlichen Gegebenheiten fak-
tisch verschiedene Anforderungen an eine 
klimagerechte, städtische Entwicklung of-
fenbaren. Ein gesetzlicher Handlungsauftrag 
zur Berücksichtigung von Klimaanpassung in 
der Planung lässt sich nur indirekt über die 
Leitvorstellung einer nachhaltigen Raument-
wicklung bzw. einer nachhaltigen städtebau-
lichen Entwicklung herleiten. Während dem 
Klimaschutz im Raumplanungsrecht und 
energetischem Fachrecht große Bedeutung 
beigemessen wird, gilt dies für die Klimaan-
passung bislang nicht. Die Förderpraxis hin-
gegen hat zaghaft auf die kommunalen Be-
darfe reagiert. Mit Beginn des Jahres 2011 gibt 
es neue Fördermöglichkeiten für Vorhaben 

(1) 
Der Klimalotse des Umweltbun­
desamtes hingegen ist ein neues 
Informationsangebot des „Kom­
petenzzentrums Klimafolgen und 
Anpassung“ im Umweltbundes­
amt. Er unterstützt Organisatio­
nen bei der Entwicklung eige­
ner Strategien zur Anpassung 
an den Klimawandel. 
www.klimalotse.anpassung.net

Tabelle 3
Weitere aktuelle Forschungsaktivitäten mit starken Bezügen zur Stadtentwicklung

Auftraggeber Auftragnehmer Projektbeschreibung Laufzeit Homepage

BBSR Brandenburgische	Technische	 Begleitung	von	15	Modellvorhaben	zu	ener- 2008 www.bbsr.bund.de
Universität	(BTU)	Cottbus	 getischen	Stadterneuerung.	Systematische		 –	
Lehrstuhl	Stadttechnik Analyse	und	Auswertung	von	Erfahrungen	 2011

bei	der	Umsetzung	von	Konzepten	und	
Maßnahmen.

Umweltbundesamt Wuppertal	Institut	für	Klima,	 Klimaschutz	in	der	Raum-	und	Siedlungs- 09/2009	 www.wupperinst.org
Umwelt	und	Energie	GmbH entwicklung	–	Gestaltungsmöglichkeiten		 –

	der	Raumordnung	und	Bauleitplanung.	Dar- 08/2011
stellung	von	Best-Practice-Beispielen,	For-
mulierung	von	rechtssicheren	Zielen,	Fest-
setzungen	und	Begründungen	sowie	
	Visualisierung	von	geeigneten	Lösungs-
möglichkeiten.

Bundesamt	für	
Naturschutz

Leibniz-Institut	für	ökologische	
Raumentwicklung	(IÖR),	

Noch	wärmer,	noch	trockener?	Stadtna-
tur	und	Freiraumstrukturen	im	Klimawan-

10.2008
–	

www.bfn.de

TU	Dresden,	Professur	für	 del.	Ziel	des	Vorhabens	war	die	Erarbei- 03.2010
Meteorologie tung		entsprechender	Anpassungsstrategien	

auf	Basis		eines	bundesweit	übertragba-
ren	Ansatzes	für	Planung	und	Management	
von	Natur,	Grün-	und	Freiraumsystemen	im	
	urbanen	Raum	vor	dem	Hintergrund	des	Kli-
mawandels.

Bundesminis- Meteorologisches	Institut	der	 KLIMES	-	Planerische	Strategien	und	 2007	 www.klimazwei.de
terium	für	Bildung	 Albert-Ludwigs-Universität	 städte	bauliche	Konzepte	zur	Reduzie- –
und	Forschung Freiburg rung	der	Auswirkungen	von	klimatischen	 2009

Extremen		auf	Wohlbefinden	und	Gesundheit	
von	Menschen	in	Städten.	Entwicklung	und	
Erprobung		eines	human-biometeorologisch	
basierten	Leitfaden	für	die	Stadtplanung	
	sowie	praxistauglichen	Entwurfsbausteinen	
für	klimawandelgerechten	Städtebau.

EU	/	IVB-Projekts Lippeverband	Essen „Future	Cities	-	Städtenetzwerke	zur	Anpas- 05/2007	 www.future-cities.eu
sung	an	den	Klimawandel“	Das	Projekt	hat	 –	
das	Ziel,	Stadtregionen	Nordwesteuropas	fit	 12/2011
für	die	zu	erwartenden	Auswirkungen	des	
Klimawandels	zu	machen.	Die	Future-Cities	
-	Strategie	kombiniert	dafür	ausgewählte	
	urbane	Schlüsselkomponenten	–	Grünstruk-
turen,	Wassersysteme	und	Energieeffizienz	
–	für	eine	vorsorgende	Anpassung	städti-
scher	Infrastrukturen.	

Bundesminis- Fakultät	für	Sozialwissenschaf- Das	Projekt	„Soziale	Dimensionen	von	Kli- 10/2010	 www.sw.fh-muenchen.de
terium	für	Bildung	 ten	der	Hochschule	München,	 maschutz	und	Klimawandel“	untersucht	 –	
und	Forschung Wissenschaftszentrum	der	 Handlungspotenziale	und	-barrieren	für	 10/2013

Universität	Augsburg	und	 Klima	schutz	und	Klimaanpassung	anhand	
Institut	für	Soziologie	der	LMU	 von	Gemeindestudien	im	Alpenraum	in	
München 	Bayern	und	Südtirol.

Quelle:	 Eigene	Darstellung
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im lokalen Klimaschutz. Das sieht die Richt-
linie zur Förderung von Klimaschutzprojek-
ten in sozialen, kulturellen und öffentlichen 
Einrichtungen vor, die das Bundesumwelt-
ministerium novelliert hat. Im Merkblatt zur 
Erstellung von Klimakonzepten wird darauf 
hingewiesen, dass optional zu den klimare-
levanten Bereichen eines kommunalen Kli-
maschutzkonzepts zusätzlich der Bereich der 
Anpassung an den Klimawandel berücksich-
tigt werden kann.2

Neben den gesetzlichen oder förderungspoli-
tischen Bestrebungen existieren auf kommu-
naler Ebene durchaus Potenziale und Ansät-
ze, die für eine klimagerechte Stadtentwick-
lung genutzt werden können. Zum einen bie-
tet der Querschnittscharakter der kommuna-
len Aufgaben viele Anknüpfungspunkte zur 
Implementation von Klimaanpassungsstra-
tegien. Zum anderen realisierten viele Städ-
te in der Vergangenheit bereits „klimaanpas-
sungstaugliche“ Maßnahmen, wenngleich 
Klimaanpassung aktuell selten als explizites 
Ziel der Stadtplanung und -entwicklung de-

klariert wird (Kruse et al. 2009, S. 23). Bei die-
sen Maßnahmen handelt es sich meist um: 

• Die räumliche Steuerung der Siedlungsflä-
chen- und Infrastrukturentwicklung mit-
tels Reduzierung der Flächeninanspruch-
nahme, Freihaltung von Hochwasser ge-
fährdeten Bereichen und Sicherung von 
klimabedeutenden Freiräumen und Grün-
verbindungen (z.B. als Kalt- und Frischluft-
schneisen, Kaltluftentstehungsgebiete),

• die Begrünung von Städten und Gestaltung 
von Freiflächen, 

• die flächenhafte Regenwasserversicke-
rung und die Freihaltung möglicher Ab-
flussmöglichkeiten in versiegelten Gebie-
ten oder 

• eine emissionsarme Siedlungsentwick-
lung. 

Diese Maßnahmen liegen mindestens zum 
Teil im Verantwortungsbereich der Stadtent-
wicklung, die als zentraler städtischer Akteur 
im folgenden Kapitel einer näheren Betrach-
tung unterzogen wird.

(2) 
Bei Kommunen sind das in der 
Regel mindestens die eigenen 
Liegenschaften, die Straßenbe­
leuchtung, die privaten Haus­
halte und die Bereiche Gewer­
be, Handel und Dienstleistun­
gen, Industrie, Verkehr, Abwas­
ser und Abfall in den Klimakon­
zepten zu berücksichtigen (Bun­
desministerium für Umwelt, Na­
turschutz und Reaktorsicherheit 
2010, S. 3).
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3 Potenziale der Stadtentwicklung
Für die Entwicklung einer Strategie zur An-
passung an die Folgen des Klimawandels gilt 
es aufzuzeigen, was zu tun ist und wer die 
Verantwortung für die erforderliche Hand-
lung trägt. Hierbei ist nicht allein das poli-
tisch-administrative System einer Kommu-
ne gefordert, denn „Stadtentwicklung in 
Deutschland ist eine dauerhafte Gemein-
schaftsaufgabe aller gesellschaftlichen Kräf-
te“ (BBSR 2011). Einem pragmatischen An-
satz folgend, wird Stadtentwicklung im Kon-
text dieser Veröffentlichung als ein primär 
kommunales planungsbezogenes Hand-
lungsfeld begriffen, das sich auf den adminis-
trativen Raum einer Stadt bezieht und sowohl 
die räumliche Gesamtplanung als auch die 
innergemeindliche räumlich-sektorale Fach-
planung umfasst.

Das Handlungsfeld der Stadtentwicklung 
kann und muss jedoch für die weitere Be-
trachtung ausdifferenziert werden. Es ist zu-
nächst eine Aufgabe, die sich aus der integra-
tiven Berücksichtigung unterschiedlicher Be-
lange speist, zu denen auch die verschiede-
nen Wirkfolgen des Klimawandels gehören. 
Stadtentwicklung erbringt jedoch auch Pro-
dukte – wie z.B. Stadtentwicklungskonzepte 
oder Strategien zur zentralen Koordination. 
In einer dritten Identität ist sie darüber hin-
aus ein wichtiger Belang, der in das Handeln 
aller Dienststellen der kommunalen Verwal-
tung eingebettet werden soll. Stadtentwick-
lung ist somit Aufgabe, Koordinator und Be-
lang zugleich (siehe Abb. 3).

Wie bei jeder Aufgabenanalyse gilt es auch 
für die Stadtentwicklung, die involvierten Ak-
teure zu identifizieren (Stakeholder-Analyse), 
deren Bezüge zur Aufgabe aufzudecken und 
ihre Handlungsmöglichkeiten zu benennen 
(Selle 2008b). Bezogen auf die verschiedenen 
vom Klimawandel betroffenen Wirkbereiche 
können mögliche Reaktionen verschiedenen 

kommunalen administrativen Akteuren (Äm-
tern, Dezernaten) zugeordnet werden. Aller-
dings können aufgrund der Organisationsho-
heit der Gemeinden Deutschlands sowie vor 
allem der spezifischen Aufgabenzuweisung 
für die Gemeinden, die sich nach den Lan-
desgesetzen und der Gemeindegröße (und 
damit einhergehend: nach ihrer administra-
tiven Leistungsfähigkeit) richtet, keine de-
taillierten, bundesweit gültigen Zuordnun-
gen erfolgen. Im Einzelfall sind einige Kom-
munen (kreisfreie Städte) in der Lage, sämt-
liche Maßnahmen „aus einer Hand“ umzu-
setzen, während andere Kommunen (kreis-
angehörige Städte und Gemeinden) je nach 
Leistungsfähigkeit mehrere oder wenige der 
aufgelisteten Maßnahmen umsetzen können 
und an einigen Stellen auf die Unterstützung 
bzw. Mitwirkung der Kreisverwaltung ange-
wiesen sind. Schließlich ist für die Gemeinde-
verbände angehörigen Ortsgemeinden ohne 
eigene Verwaltung im Wesentlichen die Ver-
bandsebene zu betrachten. 

Gesetzliche Vorgaben zu Umsetzung von Kli-
maanpassung sind wie in Kapitel 3.2 gezeigt 
allenfalls indirekt vorhanden. Die Bundesre-
gierung versteht die „Deutsche Anpassungs-
strategie“ (DAS) als Leitfaden für andere Ak-
teure auf staatlicher, regionaler und lokaler 
Ebene. Gleichwohl stellt die DAS keine kon-
kreten Hilfestellungen für den Aufbau regio-
naler oder lokaler Anpassungsstrategien zur 
Verfügung, begründet durch den föderalen 
Aufbau und das System der Bundesrepublik 
Deutschland. Dreizehn Länder haben bereits 
basierend auf Expertengutachten Studien zu 
den Auswirkungen des Klimawandels durch-
geführt oder befinden sich in einer konkreten 
Vorbereitung entsprechender Anpassungs-
strategien3. Diese Strategien beschäftigen 
sich erster Linie mit den Wirkfolgebereichen 
der Wasserwirtschaft, Forstwirtschaft, Land-
wirtschaft und Gesundheit. Die nördlichen 

Abbildung 3
Die verschiedenen Identitäten der Stadtentwicklung

Originäre Elemente der Aufgabe der Stadtentwicklung

Produkte der Stadtentwicklung als Koordinator

Betroffenheit durch klimatische Veränderungen

Quelle:	 Eigene	Darstellung

(3) 
Bayern, Brandenburg, Nord­
rhein­Westfalen, Rheinland­
Pfalz  , Saarland, Sachsen und 
Thüringen haben eine Landes­
anpassungsstrategie verab­
schiedet. Baden­Württemberg, 
Berlin, Hamburg, Mecklenburg­
Vorpommern, Niedersachsen 
und Sachsen­Anhalt befinden 
sich in der Vorbereitung. Bremen, 
Hessen und Schleswig­Holstein 
haben Aussagen zur Klimaan­
passung in anderen Landeskon­
zepten getätigt.



17Potenziale der Stadtentwicklung

Bundesländer weisen zudem Schwerpunkte 
im Küstenschutz auf; Bayern trifft Aussagen 
zu alpinen Gefahren. 

Die aufgeführte Tabelle gibt einen kurzen 
Überblick darüber, welche Bedeutung der 
Raumplanung im Vergleich zu anderen Be-
reichen innerhalb der verschiedenen Landes-
anpassungsstrategien zugewiesen wird (sie-
he Tab. 4).

Aufgezeigt wird, dass primäre, schutzgut-
bezogene Bereiche (Wasser, Boden, Tie-
re und Pflanzen, menschliche Gesundheit) 
und Handlungsfelder, die sich schon seit 
längerem mit Klimafolgen auseinanderset-
zen (Land- und Forstwirtschaft) in den Fo-
kus der Betrachtung von Klimaanpassungs-
strategien rücken. Verschiedene gesellschaft-
liche oder wirtschaftliche, eher querschnitts-

orientierte Handlungsfelder (Raumordnung, 
Städtebau/Bauleitplanung, Bauwesen, aber 
auch Tourismus, Finanzwirtschaft, Wissen-
schaft/Bildung) sind demgegenüber eher 
unterrepräsentiert. 

Für die nachfolgend gelisteten Maßnahmen 
der Stadtentwicklung in unterschiedlichen 
Wirkfolgebereichen wurden neben den sehr 
umfangreichen Anpassungsstrategien von 
Bayern, Sachsen-Anhalt und Nordrhein-
Westfalen auch österreichische Handlungs-
empfehlungen und die Studie des Umwelt-
bundesamtes zur DAS zugrundegelegt: 

• Amt der Niederösterreichischen Landes-
regierung, Gruppe Raumordnung, Um-
welt und Verkehr (Hrsg.): Niederösterrei-
chisches Klimaprogramm 09-12. – St. Pöl-
ten 2009

Tabelle 4
Behandelte Bereiche innerhalb der Anpassungsstrategien einzelner Bundesländer

Wirkfolgen BW BY BE BB HB HH HE MV NI NW RP SL SN ST SH TH

Wasserwirtschaft/	
Wasserhaushalt/	
Hochwasserschutz

k.A. • • • k.A. • • • • • • • • • • •

Land-	und	Forstwirt-
schaft,	Wald k.A. • • • k.A. • • • • • • • • • • •

Jagd	und	Fischerei k.A k.A. • • • • • •

Naturschutz k.A. • • • k.A. • • • • • • • • • •

Biodiversität k.A. • k.A. • • • • • •

Ökosysteme k.A. • k.A. • •

Bodenschutz/	
Georisiken k.A. • • k.A. • • • • • • • • •

Flora	und	Fauna k.A. k.A. • • • •

Wohlbefinden/	
	Gesundheitswesen k.A. • • • k.A. • • • • • • • • • •

Katastrophenschutz k.A. • k.A. • • •

Raumordnung k.A. • k.A. • • • • • • •

Städtebau/	
Bauleitplanung k.A. • k.A. •

Siedlungs-	
entwicklung k.A. k.A. •

Bauen,	Gebäude,	
Bauwesen k.A. • k.A. • • •

Verkehr,		
Straßenbau	 k.A. • • k.A. • • • • • • •

Energiewirtschaft,	
Energieerzeugung k.A. • • k.A. • • • •

Industrie/Gewerbe k.A. • k.A. •

Tourismus k.A. • • k.A. • • • • • •

Finanzwirtschaft k.A. • k.A. • •

Forschung k.A. • k.A. •

Wissenschaft	
Bildung k.A. • k.A.

Quelle:	 Eigene	Darstellung
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• Bayerisches Landesamt für Umwelt (Hrsg.): 
Klimaanpassung Bayern 2020. Der Klima-
wandel und seine Auswirkungen – Kennt-
nisstand als Grundlage für Anpassungs-
maßnahmen. Kurzfassung einer Studie 
der Universität Bayreuth. – Bayreuth 2007

• Haas, W.; Weisz, U.; Balas, M.; et. al.: Identi-
fikation von Handlungsempfehlungen zur 
Anpassung an den Klimawandel in Öster-
reich: 1. Phase. – Wien 2008 

• Ministerium für Landwirtschaft und Um-
welt Sachsen-Anhalt, Arbeitsgruppe An-
passung an den Klimawandel (Hrsg.): Stra-
tegie des Landes Sachsen-Anhalt zur An-
passung an den Klimawandel und dazu ge-
hörender Aktionsplan. Magdeburg – 2010

• MUNLV: Ministerium für Umwelt und Na-
turschutz, Landwirtschaft und Verbrau-
cherschutz des Landes Nordrhein-Westfa-
len (Hrsg.): Anpassung an den Klimawan-
del – Eine Strategie für Nordrhein-Westfa-
len. Düsseldorf – 2009

• UBA: Umweltbundesamt (Hrsg.): Klima-
wandel in Deutschland. Vulnerabilität und 
Anpassungsstrategien klimasensitiver Sys-
teme. Dessau – 2005

Die Maßnahmen aus den angeführten Kli-
mastrategien wurden durch eigene Überle-
gungen partiell ergänzt. 

Die Stadtentwicklung mit ihrer räumlich- 
und sektorenübergreifenden Planung erfüllt 
durch die Einbeziehung aller raumrelevan-
ten Planungen eine steuernde und koordi-
nierende bzw. vermittelnde Funktion sowohl 
bei der vorausschauenden Bewältigung der 
Folgen des Klimawandels als auch in Hin-
blick auf wirksame Vermeidungs- und Min-
derungsstrategien. Zur Wahrnehmung der 
Aufgabe der Stadtentwicklung stehen den 
Kommunen verschiedene Instrumente der 
räumlichen Planung zur Verfügung. Bei der 
Betrachtung der Instrumente wird ein um-
fassendes Verständnis zu Grunde gelegt, das 
neben nicht-verbindlichen Konzepten, Stra-
tegien und Rahmenplänen auch formelle Ins-
trumente wie die vorbereitende und verbind-
liche Bauleitplanung oder Instrumente des 
besonderen Städtebaurechts umfasst und 
ebenso privatwirtschaftliches Handeln ein-
schließt. Daneben gehen vom kommunalen 
Handeln nicht nur direkte, sondern auch in-
direkte Wirkungen aus, ohne dass eine Ein-
wirkung auf andere Akteure der Stadtgesell-
schaft beabsichtigt wird. Den Kommunalver-
waltungen bieten sich zur Umsetzung der 
Maßnahmen verschiedene Möglichkeiten: 

• Regelsetzend: Mit Gesetzen und Verord-
nungen können Kommunen der Stadt-
gesellschaft gegenüber hoheitlich han-
deln oder aber aufgrund ihrer Besitzrech-
te privatwirtschaftlich im eigenen Interes-
se agieren (beispielsweise als Eigentümer 
von Kraftwerken).

• Beratend: Den Kommunen verbleibt aus-
schließlich ein informelles Handeln, das 
auf ihre Überzeugungskraft aufbaut.

• Vorbild: Handeln die Kommunen privat-
wirtschaftlich und ist mit dem Handeln ei-
ne erkennbare Außenwirkung verbunden, 
kann sie damit die Stadtgesellschaft zur 
Nachahmung anregen.

Einleitend wurde bereits dargestellt, dass die 
Folgen des Klimawandels in schleichende 
Veränderungen – die teilweise kaum merklich 
vonstatten gehen – und Veränderungen auf-
grund von Extremereignissen (wie z.B. Stür-
me, Hochwasser, Starkniederschläge) unter-
schieden werden können. Dementsprechend 
lassen sich die Handlungsmöglichkeiten da-
nach differenzieren, ob sie einen proaktiven 
bzw. vorbereitenden oder einen gefahrenab-
wehrenden Charakter (Reaktionsart) einneh-
men. Maßnahmen als Aktion in Bezug auf ein 
Extremereignis sind jedoch weniger als reak-
tives, sondern vielmehr als proaktives Han-
deln zu verstehen, um bei Schadenseintritt 
vorbereitet zu sein.

Ebenfalls kann bei den Maßnahmen danach 
unterschieden werden, in welcher „Identität“ 
die Stadtentwicklung wirkt: 

• Aufgabe: Maßnahmen sind als Aufgaben 
originäre Elemente der Stadtentwicklung. 
Eine Zusammenarbeit mit anderen Akteu-
ren ist nicht zwingend erforderlich.

• Koordinator: Die Produkte oder Mitarbeiter 
der Stadtentwicklung wirken koordinierend 
bei anderen Aufgabenerledigungen mit.

• Belang: Die Stadtentwicklung wird als Be-
lang in das Verwaltungshandeln dritter 
kommunaler oder staatlicher Ämter/De-
zernate eingebettet.

Im Anschluss an die steckbriefartige Darstel-
lung der Handlungsmöglichkeiten und der 
Reichweite der Stadtentwicklung erfolgt eine 
Auflistung einiger Möglichkeiten der Koope-
ration zwischen dem politisch-administrati-
vem System der Kommunen auf der einen 
und der Wirtschaft und der Zivilgesellschaft 
auf der anderen Seite.

Die Handlungsmöglichkeiten sind weder un-
tereinander noch mit Maßnahmen der Ver-
meidung konfliktfrei. Daher werden nach 
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den Steckbriefen potenzielle Zielkonflikte 
dargestellt und teilweise durch weitere Emp-
fehlungen dargelegt, wie den Konflikten ab-
geholfen werden kann.

Die Empfehlungen an das kommunale po-
litisch-administrative System zur Anpas-
sung an die Folgen des Klimawandels füh-
ren keineswegs zu Einschränkungen urba-
ner Lebensqualität. Um dies zu verdeutli-
chen, werden abschließend in jedem Kapi-
tel Hinweise auf die sich ergebenden Chan-
cen bzw. Verbesserungsmöglichkeiten für die 
Lebensqualität gegeben, die sich aus der Um-
setzung der vorgeschlagenen Anpassungs-
maßnahmen ergeben können. Viele Studi-
en, die sich mit städtischer Lebensqualität 
auseinandersetzen, betrachten Schlüssel-
merkmale für die Qualität des Stadtlebens, 
die sich aus den fünf Daseinsgrundfunktio-
nen4 und den Verkehrs- und Mobilitätsmög-
lichkeiten zwischen diesen Bereichen erge-
ben. Die Ausdifferenzierung und der Umfang 
der betrachteten Merkmale sind dabei varia-
bel. Die nachfolgend identifizierten Potenzi-
ale zur Verbesserung der städtischen Lebens-
qualität in den verschiedenen Wirkfolgenbe-
reichen basieren auf den Aussagen der  „Mei-
nungsbefragung zur Lebensqualität in 75 eu-
ropäischen Städten“ der Europäischen Kom-
mission (2007). Die Lebensqualität wird dem-
nach untergliedert in:

• Beschäftigungsmöglichkeiten 

• Wohnkosten 

• Integration von Migranten 

• Luftverschmutzung

• Öffentlicher Nahverkehr 

• Grünflächen und Parks

• Sicherheitsempfinden 

• Zufriedenheit mit Gesundheitsdiensten

• Verantwortungsbewusster Umgang der 
Stadt mit ihren Ressourcen

Diese Bereiche weisen eine hohe Affinität zu 
den betrachteten Wirkfolgebereichen und ih-
ren jeweiligen Maßnahmen auf und werden 
wiederum um eigene, weiterführende Über-
legungen ergänzt. 

Stadtumbau steht als Synonym für die städ-
tebauliche Qualifizierung von Beständen, 
die auf demographische oder wirtschaftli-
che Strukturveränderungen reagieren müs-
sen. Nach § 171a BauGB umfasst Stadtum-
bau „Maßnahmen, durch die in von erheb-
lichen städtebaulichen Funktionsverlusten 
betroffenen Gebieten Anpassung zur Her-
stellung nachhaltiger städtebaulicher Struk-
turen vorgenommen werden“ (Altrock 2010, 
S. 503). Im Zuge des Umbaus von Stadtquar-
tieren (Stadtzentrum, Wohn- bzw. Gewerbe- 
und Industriequartiere) liegt die Chance da-
rin, Strategien einer nachhaltigen klimage- (

e
d

4) 
Daseinsgrundfunktionen: Sich 
rholen, sich versorgen, sich bil­
en, arbeiten und wohnen.

rechten Stadtentwicklung zu implementie-
ren. Dabei sind Klimaanpassungsmaßnah-

Im	Anschluss	an	die	Diskussion	über	die	
jeweiligen	klimawandelbedingten	Wirk-
folgen	wird	zur	weiteren	Vertiefungsmög-
lichkeit	auf	anschauliche	Beispiele	aus	
Forschung	und	Praxis	verwiesen.	Hier-
nach	erfolgt	eine	kurze	Darstellung	der	
Wechselwirkungen	mit	Aufgaben	des	
Stadtumbaus	als	eine	der	weiteren	zent-
ralen	und	aktuellen	Herausforderung	für	
bundesdeutsche	Kommunen.	

Steckbriefe ­ Tabellarische Übersichten zu Wirkfolgen und Handlungsmöglichkeiten

In	den	folgenden	Kapiteln	werden	die	Wirkbereiche	und	Handlungsmöglichkeiten	des	
politisch-administrativen	Bereichs	nach	den	aufgeführten	Kriterien	steckbriefartig	dar-
gestellt	–	gegliedert	nach	den	relevanten	Handlungsfeldern	für	die	Anpassung	an	den	
Klimawandel.

In	den	tabellarischen	Übersichten	werden	zum	einen	Zuordnungen	der	zuständigen	kom-
munalen	administrativen	Akteure	vorgenommen,	wobei	unter	jedem	Zuständigkeitsbe-
reich	mehrere	Ämter	subsumiert	sind:	So	gehören	beispielsweise	Rettungsdienste,	Katas-
trophenschutz,	Veterinärämter	und	Feuerwehr	zum	Zuständigkeitsbereich	„Sicherheit	und	
Ordnung“.	Die	hier	gewählte	Zuordnung	basiert	weitgehend	auf	der	Produktbereichsglie-
derung	des	„Kommunalen	Produktplanes	Baden-Württemberg“	und	ist	als	idealtypische	
Gliederung	zu	verstehen.	

Zum	anderen	werden	die	aufgelisteten	Maßnahmen	als	„Handlungstyp“	nach	ihren	Mög-
lichkeiten	der	Umsetzung	(regelsetzend,	beratend	und	Vorbild)	und	nach	dem	Charakter	
ihrer	„Reaktionsart“	(Vorsorge,	Gefahrenabwehr)	unterschieden.	

In	einer	vertikalen	Gliederung	werden	die	Handlungsmöglichkeiten	den	o.g.	„Identitäten“	
der	Stadtentwicklung	(Aufgabe,	Koordinator,	Belang)	zugewiesen.	
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men sowohl im Rahmen von Rückbau- und 
Aufwertungsstrategien als auch im Hinblick 
auf die Anpassung der technischen und sozi-
alen Infrastrukturen in Stadtumbauquartie-
ren zu diskutieren.

Die folgenden Ausführungen zeigen die Be-
ziehungen von Handlungsmöglichkeiten und 
involvierten Akteuren auf und basieren auf 
den bereits beschriebenen klimawandelbe-
dingten Wirkfolgen: Menschliche Gesund-
heit, Energie, Wasserhaushalt, technische 
und soziale Infrastruktur, Verkehr, Freiräu-
me und Grünflächen, Lufthygiene sowie Tou-
rismus und Kulturerbe, denen als Belang der 
Stadtentwicklung planerisch begegnet wer-
den muss. Der Belang der Land- und Forst-
wirtschaft wurde hinzugenommen, da der 
Handlungsbereich der Städte und Gemein-
den sich nicht nur auf den urbanen Bereich, 
sondern auch auf den Außenbereich (im Sin-
ne des § 35 BauGB) erstreckt. In der Folge 
werden Notwendigkeiten und Möglichkei-
ten des interkommunalen Zusammenarbei-
tens vor dem Hintergrund der beschriebenen 
Handlungsoptionen beschrieben.

3.1  Menschliche Gesundheit

Im internationalen Vergleich verfügt Deutsch-
land über ein Gesundheitssystem, das durch 
eine leistungsfähige strukturelle Qualität ge-
prägt ist (IGSF 2004) und in dem Ende des 
Jahres 2009 rund 11,1% aller Beschäftigten5 
tätig waren (Statistisches Bundesamt 2010). 
Auch nach Meinung der Bevölkerung bietet 
das deutsche Gesundheitswesen eine hoch-
wertige Versorgung (Zok 2003).

Es kann davon ausgegangen werden, dass 
die Bedeutung des Gesundheitssystems auf-
grund des demographischen Wandels zuneh-
men wird. Ein notwendiger Aus- und Umbau 
wird durch die Auswirkungen des Klimawan-
dels an die menschliche Gesundheit zusätz-
lich herausgefordert. 

Die wesentlichen Akteure im Gesundheits-
wesen sind die Privatwirtschaft, die Kranken-
kassen und der Staat auf der administrativen 
Seite. Maßgebliche Verwaltungseinheiten auf 
kommunaler Ebene sind die Gesundheitsäm-
ter, aber auch die Verwaltungen kommuna-
ler Krankenhäuser oder Alten- und Pflegehei-
me. Die Wirkfolgen auf die menschliche Ge-
sundheit beschränken sich nicht nur auf den 
unmittelbaren Bereich des Gesundheitswe-
sens, sondern beziehen sich auch auf weite-
re Einflussbereiche der Stadtverwaltung und 
-entwicklung.

Potenzielle Zielkonflikte

Erfolgt die Erhöhung des thermischen Kom-
forts in kommunalen Gebäuden überwie-
gend durch technische, energieverbrauchen-
de Lösungen (z.B. Klimaanlagen), ergibt sich 
aufgrund der damit verbundenen CO

2
-Mehr-

produktion ein Konflikt mit den Zielen der 
Vermeidung. Diesem Konflikt sollte mit ener-
gieverbrauchsarmen bzw. möglichst ener-
gieverbrauchsfreien Alternativen begegnet 
werden.

Die Vermeidung von Hitzestress durch Auf-
enthalt im (verschatteten) Freien erhöht das 
Risiko der Übertragung von Infektionskrank-
heiten. Gerade in den Quartieren, in denen 
eine Steigerung des Vegetationsgrades be-
sonders angeraten erscheint, stellt der vor-
handene Gebäude- und Infrastrukturbestand 
eine große Herausforderung an die konkrete 
Umsetzungsplanung dar, da hier eine Kon-
kurrenzsituation zum Leitbild der kompak-
ten Stadt besteht. 

Potenziale zur Verbesserung der 
städtischen Lebensqualität

Vor allem aufgrund des demographischen 
Wandels wird es zu einer Bedeutungsstei-
gerung der Qualität im Gesundheitswesen 
kommen. Die vorgeschlagenen Maßnahmen 
in diesem Bereich wie auch in der Altenpfle-
ge sind geeignet, die Zufriedenheit der Be-
völkerung mit den Gesundheitsdiensten zu 
erhöhen.

Gleichzeitig bieten die Maßnahmen den be-
reits im Gesundheitswesen Beschäftigten die 
Möglichkeit für weitere berufliche Qualifi-
zierungen und damit verbundene Aufstiegs-
chancen sowie eine notwenige personelle 
Ausweitung dieses Wirtschaftsbereiches.

Die Erhöhung des Vegetationsgrades vor al-
lem stärker verdichteter Stadtquartiere stei-
gert die Aufenthaltsqualität im öffentlichen 
Raum und kann durch Werbekampagnen zur 
Stärkung der weichen Standortfaktoren ge-
nutzt werden.

Beispiele: 

ExWoSt-Modellprojekt Bad Liebenwerda: 
„Eine Stadt zum Wohlfühlen im 
Klimawandel“

Hinsichtlich der Kurortentwicklung und dem 
örtlichen Tourismus offenbart Bad Liebenwer-
da eine große Betroffenheit gegenüber den 
Auswirkungen des Klimawandels, weil insbe-
sondere deutliche Folgen für die menschliche 

(5) 
Zum Vergleich: Ende 2001 wa­
ren es 10,3 % (Weinmann, Zifo­
nun 2003)
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Tabelle 5
Steckbrief Menschliche Gesundheit

Menschliche Gesundheit

Wirkfolgen:
•	Sinkender	thermischer	Komfort
•	Hitze	und	Kälte	bedingte	Todesfälle
•	Steigende	Gefahr	von	vektorbasierten	Krankheiten
•	Steigende	Gefährdung	durch	Extremereignisse

Wirkbereich des politisch­administrativen Systems

Maßnahme Zuständigkeit Handlungstyp Reaktionsart

Aufgabe Durch	das	Freihalten	von	Zonen	zur	Stadtbelüftung	kann	die	 Bauverwaltung regelsetzend Vorsorge
	Hitzebelastung	vor	allem	stark	verdichteter	Bereiche	vermindert	
werden.
Grüne	und	blaue	Strukturen	(Grün-	und	Wasserflächen)	haben		
einen	abkühlenden	Effekt	auf	die	urbane	Umgebung	und	

Bauverwaltung regelsetzend,	be-
ratend,	Vorbild

Vorsorge

	müssen	vielfältig	vorgesehen	werden,	insgesamt	sollte	der	Grad	
der	Vegetation	in	der	Stadt	erhöht	werden.

Koordinator Aufgrund	der	Zunahme	der	Extremhitzetage	wird	der	thermische		 Innere	Verwaltung,	 beratend,	Vorbild Vorsorge
Komfort	auch	in	Gebäuden,	die	im	Eigentum	der		Gemeinden	 Bauverwaltung
sind	(Verwaltungsgebäude,	Schulen,	Kinder	gärten)	bedeutsamer	
und	ist	im	technischen	Bereich	durch	klimaangepasste	Gebäu-
de	bzw.	Gebäudesanierung	(kontrollierte	Raum	lüftung,	Verschat-
tungselemente)	zu	begegnen;	Verschattung	kann	aber	auch	
durch	das	Anpflanzen	von	Bäumen	erfolgen.
Um	Hitzeinseln	zu	vermeiden	bzw.	minimieren	sollten	 Innere	Verwaltung,	 beratend,	Vorbild Vorsorge
bei	Ober	flächen	kommunaler	Anlagen	die	Albedo	erhöht	 Bauverwaltung,	Verwal-
werden. tung	Verkehr,	Betreiber	

ÖPNV

Belang Der	Anstieg	der	Extremereignisse	sowie	Hitze	und	kältebeding- Sicherheit	und	 regelsetzend Gefahrenabwehr
te	gesundheitliche	Auswirkungen	auf	den	Menschen	wird	zu	ei- Ordnung
ner	Zunahme	der	Einsatzhäufigkeit	der	BOS1führen,	der	durch	
	angepasste	Einsatzplanung	begegnet	werden	muss.
Vor	allem	gesundheitlich	exponierte	Bevölkerungsgruppen	 Schulen	und	Bildung,	 beratend Vorsorge
(Alte,	Kinder,	Kranke)	müssen	über	ein	hitzeangepasstes	Ver- Soziale	Hilfen,	Sicher-
halten	(„richtige“	Bekleidung,	ausreichende	Flüssigkeitszufuhr,	 heit	und	Ordnung,	
	Aufenthalt	im	Freien)	aufgeklärt	werden. Gesundheitsdienste

Auch	das	medizinische	Personal	muss	über	die	zunehmenden	 Schulen	und	Bildung,	 beratend Vorsorge
Gefahren	für	die	menschliche	Gesundheit	informiert	werden. Soziale	Hilfen,	Sicher-

heit	und	Ordnung,	
Gesundheitsdienste

Alten-	und	Pflegeheime	sowie	Krankenhäuser	müssen	sich	 Soziale	Hilfen,	 regelsetzend Gefahrenabwehr
	mittels	spezifischer	Notfallpläne	auf	die	in	den	Zeiten	der	Extrem- Gesundheitsdienste
hitzetage	auftretenden	erhöhten	Pflege	der	Patienten	einstellen.
Das	gesamte	Gesundheitssystem	ist	auf	seine	Eignung	der	 Gesundheitsdienste z.T.	regelsetzend,	 Vorsorge
	ansteigenden	Erfordernisse	hin	zu	untersuchen	und	ggf.	zu	 überwiegend	
ergänzen. beratend

Die	Veränderung	(vektorbasierter)	Infektionskrankheiten	und	 Gesundheitsdienste regelsetzend Vorsorge
anderer	klimabedingter	Gesundheitsgefährdungen	muss	über-
wacht	werden,	um	frühzeitig	Maßnahmen	einleiten	zu	können.
Umwelt-	und	Gesundheitsdaten	müssen	ebenfalls	überwacht	 Gesundheitsdienste regelsetzend Vorsorge
werden,	um	eine	Gefährdungsvorhersage	zu	ermöglichen.
Die	Bevölkerung	muss	an	Extremhitzetagen	bzw.	zu	ggf.	 Gesundheitsdienste beratend Gefahrenabwehr
veränderten	Pollenflugzeiten	gewarnt	werden.
Um	die	Einschleppung	von	Krankheiten	zu	minimieren,	müssen	 Gesundheitsdienste regelsetzend Gefahrenabwehr
exponierte	Bereiche	(z.B.	Flug-	und	Seehäfen)	überwacht	
werden.

1	BOS:	Behörden	und	Organisationen	mit	Sicherheitsaufgaben

Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft

Maßnahmen	der	kommunalen	Gebäudesanierung	können	zwar	von	den	Gemeinden	durchgeführt	werden,	jedoch	machen	deren	Gebäudebe-

1 stände	nur	einen	Bruchteil	aller	baulichen	Anlagen	einer	Stadt	aus.	Die	Zusammenarbeit	der	kommunalen	Verwaltungen	mit	der	Wohnungswirt-
schaft	–	als	Umsetzerin	von	Maßnahmen	–	aber	auch	mit	Architekten	und	Bauingenieuren	(über	den	Einbezug	der	jeweiligen	Kammer)	als	Bera-
ter	ist	daher	unabdingbar.
Da	die	Gesundheitswirtschaft	in	Deutschland	(abgesehen	von	der	Regulativkraft	des	Staates	und	öffentlicher	Krankenhäuser)	privat	geprägt	ist,	

2
können	Anpassungsmaßnahmen	in	diesem	Bereich	erst	bei	einer	Kooperation	der	öffentlichen	Verwaltungen	mit	den	privaten	Leistungsträgern	
greifen.	Ebenso	können	Maßnahmen,	die	sich	auf	Hilfestellungen	für	pflegebedürftige	Menschen	beziehen,	nur	durch	die	Mitwirkung	der	Privat-
wirtschaft	zur	vollen	Wirkung	gelangen.

Quelle:	 Eigene	Darstellung
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Gesundheit, die Lufthygiene, den Wasserhaus-
halt und die Wasserwirtschaft sowie Freiräu-
me und Grünflächen festzustellen sind. Bei-
spielsweise lösen zunehmender Hitzestress im 
Sommer und sinkender thermischer Komfort 
gesundheitliche Risiken aus, Hochwasser der 
Schwarzen Elster gefährden zentrale Berei-
che, häufigere Starkregenereignisse strapa-
zieren vorhandene Infrastrukturen und städ-
tische Freiräume müssen an veränderte Funk-
tionen und Nutzungen angepasst werden.

Andererseits kann der daraus resultierende 
Handlungsbedarf zur Anpassung an den Kli-
mawandel im Zuge der Kurortentwicklung 
auch als Chance gesehen werden. Gesund-
heit und Wohlbefinden von Bewohnern so-
wie Besuchern der Stadt Bad Liebenwerda sol-
len gesichert werden. Zudem soll die Anpas-
sung auch als Standortfaktor genutzt werden, 
so dass insbesondere die Bereiche Kurortent-
wicklung, Tourismus, Gesundheit sowie Land-
wirtschaft von den Maßnahmen profitieren. 

Quelle: www.klimaexwost.de

City 2020+ 

Das Projekt City 2020+ hat sich zum Ziel ge-
setzt, am Beispiel der Stadt Aachen die Zu-
sammenhänge von klimatischen Verhältnis-
sen, gesellschaftlichen und urbanen Struktu-
ren sowie dem Gesundheitszustand der Ein-
wohner zu untersuchen. Darauf aufbauend 
können die zukünftig möglichen gesundheit-
lichen Risiken für die Menschen, die unter ver-
änderten Bedingungen leben werden, einge-
schätzt werden. Schließlich werden hieraus 
Strategievorschläge für relevante Akteure ent-
wickelt, die eine Anpassung an die neuen Ge-
gebenheiten ermöglichen. Das Projekt zeich-
net sich vor allem durch seine interdisziplinäre 
Zusammenarbeit aus: In die Analyse der kom-
plexen Wechselwirkung von Stadtstruktur, Kli-
ma und Gesundheit fließen stadtplanerische 
und städtebauliche, klimatologische, gebäu-
detechnische, geographische, sozialwissen-
schaftliche sowie umweltmedizinische und 
umwelthistorische Fragestellungen ein.

Quelle: www.klimageo.rwth-aachen.de

Anpassungsmaßnahmen mit Bezug zu 
Stadtumbauaufgaben: 

Aufwertungsstrategien

• Überprüfung der Stadt- und Nutzungs-
strukturen auf Vulnerabilität

• Qualifizierung des Bestandes durch quan-
titativ und qualitativ veränderte grüne und 

blaue Strukturen zur Verbesserung des 
thermischen Komforts

• Berücksichtigung der demographischen 
Perspektive (Zielgruppe) bei der Aufwer-
tung von Gebäuden und Freiflächen, die 
der Erholung und Freizeit dienen

• Klimaorientierte Lokalisation, Ausrich-
tung, Stellung und Zonierung von Bauge-
bieten und Gebäuden, um Wind-und Wet-
terlasten weitgehend zu vermeiden

• Gezielte Auswahl und Beschaffenheit von 
Baumaterialen sowie der Gebäude- und 
Straßenoberfläche

• Berücksichtigung von Wärmeschutzfas-
saden zur Reduzierung des Heizenergie-
bedarfs im Winter und des Aufheizens der 
Wohngebäude in heißen Sommerperioden

• Diskussion über städtebaulich wünschens-
werte, klimagerechte Zielwerte (GRZ, GFZ, 
BGF) in Stadtumbauquartieren, ggf. unter 
Einbezug neuer Zielwerte (für Berlin „BFF“: 
Biotopflächenfaktor, der das Verhältnis von 
sich positiv auf den Naturhaushalt aus-
wirkenden Flächen zur gesamten Grund-
stücksfläche angibt)6

• Öffentlichkeitsarbeit (z.B. Hitzeangepass-
tes Verhalten) unter Beteiligung des Quar-
tiersmanagements

• Beseitigung von Risikofaktoren (Luftbelas-
tung, Lärm) und die Stärkung von Schutz-
faktoren im Quartier auch mit Blick auf die 
soziale Gerechtigkeit

Rückbaustrategien

• Bedeutung des Quartiers für das Lokalkli-
ma (Abrissbegünstigungen von peripheren 
Wohnungsbeständen, die in klimatisch be-
deutsamen Gebieten liegen)

• Entwicklung robuster und resilienter 
räumlicher Strukturen

• Diskussion um ein „geeignetes Maß“ zwi-
schen Kompaktheit und Durchlüftung zu-
gunsten einer Verbesserung des thermi-
schen Komforts

Anpassung technischer und sozialer 
Infrastruktur

• Gezielte Auswahl und Beschaffenheit von 
Baumaterialen für öffentliche Gebäude

• Steigerung der Aufenthaltsqualität sozialer 
Infrastrukturen im Hinblick auf die Verbes-
serung des thermischen Komforts

• Diskussion über Auslastungs- und Erreich-
barkeitsdefizite für in Anzahl und Zusam-
mensetzung veränderter Bevölkerungs-
strukturen im Quartier

(6) 
Senatsverwaltung für Gesund­
heit, Umwelt­ und Verbraucher­
schutz: Erster Bericht zum Klima­
wandel in Berlin Auswirkungen 
und Anpassung. – Berlin 2009
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• Implementation von Notfallplänen für die 
Erreichbarkeit von gesundheitsbezogenen 
Einrichtungen im Quartier (Redundanz für 
kritische Infrastrukturen)

3.2  Energie

Die Gewährleistung der Sicherheit der Ener-
gieversorgung obliegt in Deutschland auf-
grund des § 2 EnWG den Energieversorgungs-
unternehmen. Zur Aufrechterhaltung der 
Energieversorgung ist Deutschland vom Im-
port verschiedener Energieträger angewiesen 
(Importanteil beispielsweise für Steinkohle: 
61%, Gas: 83%) (BMWi, BMU 2006).

Zwar sank der Ausstoß von CO
2
 durch die 

Energiewirtschaft in den Jahren von 1990 bis 
1999, stieg jedoch seit dem wieder leicht an 
und hat (verglichen mit der Industrie, dem 
Verkehr, den privaten Haushalten und dem 
verarbeitendem Gewerbe) den größten An-
teil an der CO

2
-Emission (45,8% in 2007; 

UBA 2010b). Vor allem im Bereich Energie-
wirtschaft ist jegliche Maßnahme gegen ei-
nen weiteren Anstieg des Kohlendioxidaus-
stoßes ein wichtiger Baustein zur Minderung 
der Wirkfolgen des Klimawandels. Darüber 
hinaus können sich die Potenziale zur Erzeu-
gung regenerativer Energien durch den Kli-
mawandel mittel- bis langfristig verändern. 
So können starke Sturmereignisse die Nut-
zung von Windkraft oder Dürreereignisse die 
Biomassenutzung einschränken (Ministeri-
um für Landwirtschaft und Umwelt Sachsen-
Anhalt 2010). Ebenfalls unter Berücksichti-
gung der Zunahme von Extremwetterereig-
nissen (Hagel, Sturm, Starkregen, Hitze) müs-
sen die thermische und mechanische Belast-
barkeit und die Dämmeigenschaften von 
Baumaterialien neu diskutiert werden (Bay-
erisches Landesamt für Umwelt, 2007).

An dieser Stelle wird zur Energiewirtschaft 
nur der Bereich der Erzeugung und des Ver-
brauchs betrachtet – die Transportnetze wer-
den unter dem Belang „Technische und so-
ziale Infrastruktur“ behandelt. Elemente 
der Energieeffizienzsteigerung (verbesser-
te Dämmung, Sonnenschutz und intelligen-
te Lüftungssysteme) bieten neben einer Ver-
ringerung des Primärenergieverbrauchs Op-
tionen zur Verbesserung des Gebäudeklimas 
(Bayerisches Landesamt für Umwelt, 2007).

Potenzielle Zielkonflikte

Landwirtschaftliche Flächen, die zur Erzeu-
gung regenerativer Energien dienen, stehen 
in einem klassischen Konflikt mit den Zie-

len einer umweltverträglichen Nahrungsmit-
telversorgung und könnten – wenn der An-
bau in großflächigen Monokulturen erfolgt 
– dem positiven Landschaftsbild abträglich 
sein und dem Leitbild der umweltgerechten 
Landwirtschaft entgegenstehen. Hier müs-
sen die bestehenden Erkenntnisse zur um-
weltverträglichen landwirtschaftlichen Nut-
zung beachtet werden und neue Kriterien 
für die gute fachliche Praxis sowie den land-
schaftsverträglichen Umgang mit nachwach-
sende Rohstoffen entwickelt werden.

Da die Errichtung von Photovoltaikanla-
gen und deren Standsicherheit im Außenbe-
reich aufgrund zu erwartender Sturmlasten 
zumindest kritisch gesehen werden muss, 
eignet sich vor allem der urbane Bereich für 
eine dauerhafte Etablierung v.a. auch im Be-
stand. Hier sind allerdings vor dem Hinter-
grund der (negativen) Umsetzungserfahrung 
mit der „Marburger Solarsatzung“ die Län-
der gefordert, die Handlungsmöglichkeiten 
durch die Bauordnungen zu erweitern (Hes-
sen Nachrichten Online, 2010).

Potenziale zur Verbesserung der 
städtischen Lebensqualität

Die Gemeinden können durch die klimage-
rechte Sanierung ihrer Gebäude bzw. der Ener-
giegewinnung am/im Gebäude den Akteuren 
aus Wirtschaft und Zivilgesellschaft exempla-
risch Energieeinsparmöglichkeiten „vorfüh-
ren“ und verfügen hier über ein großes Poten-
zial, um glaubhaft ein eigenes Engagement 
zum schonenden Umgang natürlicher Res-
sourcen „vorzuleben“. Die Rentabilität dieser 
Maßnahmen über die Einsparung von Ener-
giekosten kann zudem zur langfristigen Entlas-
tung des Haushaltes beitragen. So haben bei-
spielsweise sieben Lengericher Schulen sich an 
dem kommunalen Energieeinsparprojekt „Sei 
ein Fuchs, spar` Lux“ beteiligt. Durch ein geän-
dertes Nutzerverhalten haben die Schulen von 
2004 bis 2007 Jahren deutlich an Elektro- und 
Heizenergie, am Wasserverbrauch und am Ab-
fallaufkommen eingespart. Über ein Bonussys-
tem wird Einsatz der Schulen honoriert: 40% 
der eingesparten Mittel erhalten die Schulen 
zur eigenen Verfügung, während 60% der Mit-
tel zur Entlastung des Haushaltes dienen. Auch 
nach dem Ende der dreijährigen Projektlaufzeit 
wollen alle beteiligten Schulen weitermachen 
(Stadt Lengerich 2011). 

Dezentrale Standorte für die Energieerzeugung 
sowie landwirtschaftliche Flächen zur Erzeu-
gung regenerativer Energien können zum ei-
nen die (lokale) Versorgungssicherheit erhöhen 
und zum anderen einen Beitrag zur Sicherung 
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bzw. Schaffung lokaler Arbeitsplätze leisten. 
Insbesondere lokale Energieversorger wie z.B. 
Stadtwerke können hieraus einen Imagevorteil 
erwirtschaften. 

Beispiele: 

Im Osten geht die Sonne auf, Leipzig

Ziel des BMBF-Forschungsprojektes ist es, he-
rauszufinden, inwiefern Energieverfügbarkeit, 
-verbrauch und -kosten in Bereichen wie Woh-
nen, Arbeiten, Versorgung, Verkehr und Trans-
port nachhaltig optimiert werden können. Das 
Projektteam stützt sich auf die im Leipziger 
Osten bereits bestehenden Strukturen und 

Netzwerke, die im Zuge des Stadtumbaupro-
zesses entstanden sind. Unter Berücksichti-
gung der Idee einer klimagerechten Stadtent-
wicklung wird ein innovatives ganzheitliches 
Umsetzungskonzept unter Berücksichtigung 
des demographischen Wandels erarbeitet.

Quelle: www.moez.fraunhofer.de

Erzeugung von Klimakälte aus Fernwärme

Das Fernwärmenetz der Stadtwerke Dresden 
GmbH (DREWAG) wird mit Wärme aus einer 
Kraft-Wärme-Kopplung betrieben. In einem 
solchen Koppelprozess werden Strom und 
Wärme unter wesentlich besserer Brennstoff-
ausnutzung erzeugt, als in getrennten Pro-

Tabelle 6
Steckbrief Energie

Energie

Wirkfolgen:
•	Steigender	Energiebedarf	für	Kühlung
•	Sinkender	Energiebedarf	für	Heizung
•	Steigender	Energiebedarf	für	die	Aufbereitung	von	Wasser
•	Sinkende	Versorgungssicherheit	(insb.	bei	kühlwasserabhängiger	Energiegewinnung)

Wirkbereich des politisch­administrativen Systems

Maßnahme Zuständigkeit Handlungstyp Reaktionsart

Aufgabe Aufgrund	zunehmender	Extremereignisse	(Sturm)	sind	Photovol-
taik	weniger	im	Außenbereich	als	vielmehr	im	urbanen	Bereich	
einzusetzen	und	ggf.	vorzuschreiben	(s.a.	unten).

Bauverwaltung regelsetzend,	
beratend

Vorsorge

Kompakte	Siedlungsstrukturen	können	die	Energieeffizienz	
	steigern	(geringere	Übertragungsverluste).

Bauverwaltung regelsetzend Vorsorge

Koordinator Durch	Leitfäden	und	Schulung	zum	Energiemanagement	kann	
die	Bevölkerung	über	Einspar-	und	Anpassungsmöglichkeiten	
	informiert	werden.

Schulen	und	Bildung,	
Ver-	und	Entsorgung

beratend Vorsorge

Belang Verminderung	von	energetischen	Übertragungsverlusten	durch	
Energiegewinnung	am	Gebäude.

Innere	Verwaltung regelsetzend,	
Vorbild

Vorsorge

Energetische	Gebäudesanierung,	um	Anpassungsintensität			zu	
minimieren.

Innere	Verwaltung regelsetzend,	
Vorbild

Vorsorge

Vor	allem	in	den	trockenen	Sommermonaten	wird	der	Einsatz	
wassersparender	bzw.	alternativer	Technologien	in	Kraftwerken	
erforderlich.

Ver-	und	Entsorgung regelsetzend,	
beratend,	Vorbild

Gefahrenabwehr

Feinmaschige	Transportnetze	können	die	Störanfälligkeit	
(aufgrund	steigender	Strombedarfe)	minimieren.

Ver-	und	Entsorgung regelsetzend,	
beratend,	Vorbild

Vorsorge

Zum	thermischen	Gewässerschutz	ist	die	Aufstellung	von	
Wärmelastplänen	von	wassererfordernden	Kraftwerken	not-
wendig.

Ver-	und	Entsorgung regelsetzend,	
beratend,	Vorbild

Gefahrenabwehr

Nutzung	von	lokaler/regionaler	Biomasse	zur	Energie	-
gewinnung.

Ver-	und	Entsorgung,	
Umweltverwaltung		
(Natur	und	Landschaft)

beratend	(Vertrag) Vorsorge

Vor	allem	für	die	trockenen	Sommermonate	ist	ein	Speicher-
management	bei	Wasserkraftwerken	erforderlich.

Ver-	und	Entsorgung regelsetzend,	
beratend,	Vorbild

Gefahrenabwehr

Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft

Analog	zur	energetischen	Gebäudesanierung	müssen	Maßnahmen	zur	Reduzierung	der	energetischen	Übertragungsverluste	durch	das	Enga-
1 gement	der	Wohnungswirtschaft	stadtweit	umgesetzt	werden.	Auch	die	privaten	Haushalte	können	hier	einen	wertvollen	Beitrag	zur	Anpassung	

leisten,	indem	sie	Maßnahmen	der	Kommunen	als	Vorbild	begreifen	und	(maßstabsangepasst)	auf	ihre	Wohneigentum	übertragen.
Die	Handlungsmöglichkeiten	der	Kommunen	können	im	Bereich	der	Energiewirtschaft	zwar	auf	der	beratenden	Ebene	ansetzen	und	bei	kom-
munalen	Kraftwerken	auch	wirksam	umgesetzt	werden.	Größtenteils	ist	aber	die	Mitwirkung	privater	Kraftwerksbetreiber	erforderlich,	damit	die	

2 in	Kap.	3.2	vorgestellten	Maßnahmen	(z.B.	alternative	Kühltechnologien,	Wärmelastpläne)	eine	Wirkung	zeigen.	Gleiches	gilt	für	das	Engage-
ment	der	Landwirtschaft,	wenn	es	gilt,	landwirtschaftliche	Flächen	bzw.	Produkte	kaskadisch	für	eine	Energieproduktion	zu	nutzen.

Quelle:	 Eigene	Darstellung
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zessen. Zugleich sinken damit die CO
2
-Emis-

sionen. Um diese Vorteile auch im Sommer 
zu nutzen, werden Verfahren genutzt, die mit 
Fernwärme Klimakälte erzeugen. Am Dresd-
ner Fernwärmenetz sind 27 Anlagen mit ver-
schiedenen Verfahren angeschlossen. Der 
Wärmeanschlusswert aller sorptiven Kälteer-
zeugungsanlagen am DREWAG-Netz beträgt 
gegenwärtig ca. 20 MW. 

Quelle: www.drewag.de

Anpassungsmaßnahmen mit Bezug zu 
Stadtumbauaufgaben: 

Aufwertungsstrategien

• Beiträge zum Klimaschutz im Sinne einer 
emissionsarmen Siedlungsentwicklung 

• Förderung einer energetischen Gebäude    -
sanierung

• Schaffung von Beratungsangeboten in 
Energiefragen über Quartiersmanagement 

Rückbaustrategien

• Entwicklung von kompakten Siedlungs-
strukturen unter Abwägung von Energie-
effizienz- und Anpassungszielen

• Brachflächennutzung zur Biomassen  -
produktion

Anpassung technischer und sozialer 
Infrastruktur

• Optimierung städtischer Energiekonzep-
te unter Berücksichtigung der klimawan-
delgerechten Kriterien der Redundanz und 
Robustheit

• Energieeffizienter Umbau von sozialen Inf-
rastruktureinrichtungen (Photovol taik etc.)

• Energiemanagement für öffentliche Ge-
bäude

3.3  Wasserhaushalt

Wasser stellt die elementare Grundlage jeg-
lichen Lebens dar. Sie zu schützen unter-
liegt daher dem Staatsziel nach Art. 20a GG 
(Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen). 
Es unterliegt jedoch auch einem generellen 
Nutzungskonflikt verschiedener Nutzergrup-
pen wie z.B. der Landwirtschaft, den Kraft-
werksbetreibern, der industriellen Produk-
tion, dem Tourismus, dem Naturschutz und 
der Wasserwirtschaft als Versorgerin der Be-
völkerung mit Trinkwasser.

Darüber hinaus ist das Wasser jedoch nicht 
nur notwenige Ressource, die es einerseits 
zu schützen gilt. Es ist andererseits eine Ge-

fahrenquelle für das Leben der Bevölkerung 
und die Sicherheit der baulichen Infrastruk-
tur einer Stadt, vor der Schutzmaßnahmen 
ergriffen werden müssen.

Potenzielle Zielkonflikte

Bei der Wasserwirtschaft sind Konflikte mit 
der Versorgungswirtschaft, der Landwirt-
schaft – aber auch mit dem Transport zu er-
warten. Engpässe in der Wasserversorgung 
und erhöhter Bedarf an geeigneter Kühlung 
der Kraftwerke oder der Bewässerung füh-
ren zu Nutzungskonflikten, denen nur be-
dingt durch technische Maßnahmen begeg-
net werden kann. 

Das Leitbild der kompakten (europäischen) 
Stadt und die gerade in den bereits stark ver-
dichteten Quartieren notwendige Beschrän-
kung weiterer Bodenversiegelung bzw. die 
gebotene Entsiegelung führen in Einzelfäl-
len zu Zielkonflikten, welche nur im konkre-
ten Fall vor Ort gelöst werden können. Hier 
bedarf es lokaler detaillierter Entscheidungs-
hilfen, um bestehende Brachflächen entwe-
der primär einer Nachverdichtung oder einer 
Steigerung des Vegetationsgrades zuzufüh-
ren. Eine mögliche Entscheidungshilfe wur-
de im Rahmen des BMBF-Forschungsprojek-
tes „KLARA-Net“ (Netzwerk zur Klimaadap-
tion in der Region Starkenburg) entwickelt. 
Akteure der „Themengruppe Bauwirtschaft, 
Wasserwirtschaft und Planung“ haben eine 
Anleitung formuliert, wie auf kommunaler 
Ebene mit den sich verändernden Klimabe-
dingungen umgegangen werden kann (kli-
mazwei.de 2010).

Potenziale zur Verbesserung der städti-
schen Lebensqualität

Maßnahmen zur Steigerung des Vegetations-
grades in der Stadt, die Schaffung von Reten-
tionsflächen, die landschaftsbildverträgliche 
Anlage bzw. Erweiterung von Regenrückhal-
tebecken oder auch Entsiegelungsmaßnah-
men erhöhen die städtische Freiraumquali-
tät. Der kreative Umgang mit Niederschlags-
wasser als Gestaltungselement von Freiflä-
chen fördert ebenfalls die Erlebnisqualität. 
Durch Managementmaßnahmen in der Was-
serversorgung wird die Versorgungssicher-
heit gewährleistet. Bildungs- und Informa-
tionsmaßnahmen über klimagerechtes und 
den Anforderungen durch die Extremwet-
terereignisse angepasstes Handeln kann ei-
nen Beitrag zur Steigerung des allgemeinen 
Sicherheitsempfindens leisten.
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Tabelle 7
Steckbrief Wasserhaushalt

Wirkbereich des politisch­administrativen Systems

Maßnahme Zuständigkeit Handlungstyp Reaktionsart

Aufgabe Neue	kommunale	Gebäude	müssen	hochwasserangepasst	
	errichtet	werden,	aber	auch	bestehende	bauliche	Anlagen	sind	
im	Hinblick	auf	anstehende	Hochwasserereignisse	zu	über	prüfen	
und	ggf.	zu	schützen,	wie	z.B.	Sicherung	von	Kellerschächten,	
die	Verlagerung	empfindlicher	Einrichtungen	(Stromverteiler)		
aus	dem	Keller.

Innere	Verwaltung,	
Bauverwaltung

regelsetzend,	
beratend,	Vorbild

Gefahrenabwehr

Die	Zunahme	von	trockenen	Sommern	erfordert	ein	häufigeres	
Bewässern	öffentlicher	Grünflächen,	eine	Umstellung	auf	wasser-
sparende	Verfahren	bzw.	eine	Anpassung	der	Bepflanzung.

Verwaltung	Sport	und		
Erholung,	Bauverwal-
tung

regelsetzend,	
Vorbild

Vorsorge

Der	Wasserrückhalt	in	der	Fläche	–	durch	Grundstücksver-
sickerung,	Bodenentsiegelung,	Dachbegrünung	–	mindert	
	ebenfalls		das	Ausmaß	der	Extremwetterereignisse.

Bauverwaltung regelsetzend,	
beratend,	Vorbild

Gefahrenabwehr

Bestehende	Hochwasserrisikogebiete	sind	zu	überprüfen	
und	ggf.	verändert	darzustellen	(inkl.	daraus	resultierender	
Maßnahmen	,	wie	Bauverzicht).

Umweltverwaltung		
(Natur	und	Landschaft),	
Bauverwaltung

regelsetzend Gefahrenabwehr

Koordinator Die	Bevölkerung	muss	über	zu	erwartende	Extremereignisse	
und	angepasstes	Verhalten	aufgeklärt	werden.

Schulen	und	Bildung beratend Gefahrenabwehr

Gefährdung	von	und	durch	Straßenbäume	bei	Hochwasser,	die	
entsprechend	zu	überwachen	und	ggf.	zu	entfernen	sind.

Verwaltung	Verkehr,	
Betreiber	ÖPNV

regelsetzend Gefahrenabwehr

Belang Der	Zunahme	der	Einsatzhäufigkeit	durch	Extremereignisse	
muss	durch	Personalplanung	und	Einsatzmanagement	
begegnet	werden.

Sicherheit	und	
Ordnung

regelsetzend Gefahrenabwehr

Retentionsflächen	sind	als	Schutzmaßnahmen	zur	Minderung	
von	Hochwasserereignissen	einzuplanen	und	ggf.	auszuweiten.

Bauverwaltung regelsetzend Gefahrenabwehr

Anlagen	des	technischen	Hochwasserschutzes	müssen	auf	eine	
ausreichende	Dimensionierung	hin	überprüft	und	ggf.	angepasst	
werden.

Ver-	und	Entsorgung regelsetzend Gefahrenabwehr

Durch	ein	Talsperrenmanagement	kann	die	Versorgungssicher-
heit	erhöht	werden.

Ver-	und	Entsorgung regelsetzend Gefahrenabwehr

Die	Wasserwirtschaft	muss	mit	der	Energiewirtschaft	zusam-
menarbeiten,	um	–	insb.	in	den	Sommermonaten	–	ein	Wasser-
management	bereiben	zu	können,	um	Konflikte	der	Einzel-
nutzungen	zu	minimieren.

Umweltverwaltung		
(Natur	und	Landschaft)

regelsetzend Gefahrenabwehr

Um	Wanderungsbewegungen	zwischen	den	Gewässern	zu	
vergrößern	–	und	damit	die	Biodiversität	zu	fördern	–	ist	die	
biologische			Durchlässigkeit	der	Gewässer	zu	erhöhen.

Umweltverwaltung		
(Natur	und	Landschaft)

beratend Vorsorge

Ein	naturnaher	Ausbau	von	Fließgewässern	ist	ein	weiterer	
Beitrag	zum	Hochwasserschutz.

Umweltverwaltung		
(Natur	und	Landschaft)

regelsetzend,	
Vorbild

Gefahrenabwehr

Die	Grundwasservorkommen	sind	dauerhaft	zu	schützen,	um	die	
Wasserversorgungssicherheit	zu	gewährleisten.

Umweltverwaltung		
(Natur	und	Landschaft)	

regelsetzend Vorsorge

Zum	Schutz	gegen	Hochwasserereignisse	und	zur	Verbesserung	
der	Grundwasserneubildungsrate	sollte	in	der	Landwirtschaft	
möglicht	wenig	Bodenversiegelung	erfolgen.

Umweltverwaltung		
(Natur	und	Landschaft)

beratend Gefahrenabwehr

Wasserhaushalt

Wirkfolgen:
•	Steigender	Wasserbedarf	im	Sommer
•	Veränderung	des	Grundwasserspiegels
•	Veränderte	Qualität	der	Oberflächengewässer
•	Veränderte	Qualität	des	Grundwassers
•	Sinkendes	Brauchwasserdargebot	im	Sommer
•	Veränderte	Häufigkeit	und	Höhe	von	Hochwässern

Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft

1

Im	Gegensatz	zu	den	Handlungsbereichen	Menschliche	Gesundheit	und	Energie	verfügen	die	Kommunen	in	Deutschland	über	weitreichen-
de	Gestaltungsmöglichkeiten	im	Bereich	der	Wasserversorgung	die	zu	den	kommunalen	Pflichtaufgaben	gehört.	Da	diese	Pflichtaufgabe	der	
Daseinsvorsorge	jedoch	auch	Dritten	übertragen	werden	kann	(Mutschmann,	J.;	et	al.	2007),	müssen	ggf.	private	Wasserversorger	bzw.	Was-
serverbände	in	die	konzeptionelle	wie	auch	implementierende	Phase	der	Anpassung	einbezogen	werden.	Wegen	der	inhaltlichen	Nähe	zum	
Themenfeld	Energie	(insbesondere	im	Hinblick	auf	anstehende	Wirkfolgen	wie	Wasserknappheit	in	den	trockenen	Sommermonaten)	ist	die	Zu-
sammenarbeit	mit	der	Energiewirtschaft	unabdingbar.

2
Der	Erfolg	der	Maßnahmen,	die	lediglich	auf	einer	beratenden	Funktion	der	kommunalen	Verwaltung	beruhen,	können	nur	dann	wirksam	wer-
den,	wenn	sie	von	der	Landwirtschaft	(z.B.	Erosionsschutzmaßnahmen,	bodenschonende	Bearbeitung)	und	den	privaten	Haushalten	und	der	
Wohnungswirtschaft	(z.B.	geringe	Gartenbewässerung,	Umsetzung	wassersparender	Maßnahmen	im	Wohneigentum)	umgesetzt	werden.

Quelle:	 Eigene	Darstellung
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Beispiele: 

ExWoSt-Modellvorhaben Stadt Syke: 
„Verantwortlich Handeln im Klimawandel“

Die Stadt Syke hat rund 24.500 Einwohner 
und liegt etwa 20 km südlich von Bremen im 
Naturraum Nordwestdeutsches Tiefland, der 
durch den Wechsel von Geest, Niederung und 
der Talaue der Hache geprägt ist. Nach einer 
ersten Betroffenheitsanalyse werden die zu-
künftig häufiger auftretenden Extremereig-
nisse wie Hitzewellen und Dürreperioden, 
Starkregen- und Sturmereignisse, aber auch 
Überschwemmungen im Bereich der Hache 
als besonders problematisch eingestuft. Auf 
der anderen Seite werden aber im Tourismus 
und teilweise in der Landwirtschaft Chancen 
gesehen, die sich aus dem Klimawandel erge-
ben: Einerseits durch eine verlängerte Som-
mersaison und größere Wettersicherheit, 
andererseits durch eine Verlängerung der 
Wachstumsperiode und einen erhöhten CO

2
-

Düngeeffekt. Ziel des Projektes ist die Verrin-
gerung der Anfälligkeit u.a. im Bereich des 
Wasserhaushaltes, die Erarbeitung einer breit 
abgestimmten, integrierten Anpassungsstra-
tegie sowie die Sensibilisierung und Bewusst-
seinsbildung der Öffentlichkeit. 

Quelle: www.klimaexwost.de

Aktion Pegellatte 

Die Ziele der Aktion „Pegellatte“: Das Be-
wusstmachen der Gefährdung durch Hoch-
wasser, die Erhaltung und Wiederöffnung von 
Retentionsräumen und das Werben für eine 
„zentrale“ Hochwasserschutzzentrale für den 
gesamten Rhein.

Quelle: www.hochwasser.de

Wessex Water Operations Centre 

Eine Entwicklung, die Bürogebäude, ein 
Parkhaus und Straßen umfasst, welche wie-
derum Maßnahmen zur Wasserkonservie-
rung und örtlichen Oberflächenabfluss bein-
halten. Ein integriertes Wassermanagement-
Netzwerk wurde entwickelt, um die Einlei-
tung von Oberflächenwasser mit Hilfe eines 
neuen Abwasserkanals, der direkt in die loka-
len Flüsse führt, zu verhindern. Andere Maß-
nahmen beinhalten eine durchlässige Pflas-
terung in den Parkplatzbereichen, sodass Re-
genwasser in die Sickeranlage oder in große 
Sammelbehälter durchsickern kann, die wie-
derum den kompletten Bewässerungsbedarf 
des Bodens decken.

Quelle: LCP 2007

Anpassungsmaßnahmen mit Bezug zu 
Stadtumbauaufgaben:

Aufwertungsstrategien

• Schaffung eines Bewässerungsmanage-
ments für innerstädtische Grünflächen 

• Sicherung öffentlicher Trinkwasserbrun-
nen und ggf. Installierung als urbane Was-
serflächen 

• Information privater Eigentümer mit Ei-
genversorgungsanlagen hinsichtlich mög-
licher Klimafolgen

• Errichtung neuer Gebäude im Quartier ggf. 
in hochwasserangepasster Bauweise

Rückbaustrategien

• Freihalten von beispielsweise durch Hoch-
wasser gefährdeten Bereichen im Quartier

• Verbesserung des thermischen Komforts 
und Aufwertung des städtebaulichen Be-
stands durch blaue, innerstädtische Struk-
turen 

• Beiträge zum vorbeugenden Schutz vor 
Folgen von Sturzfluten durch gezielte Rück-
baumaßnahmen (flächenhafte Regenwas-
serversickerung, Freihalten von möglichen 
Abflussbahnen in versiegelten Gebieten) 

Anpassung technischer und sozialer 
Infrastruktur

• Optimierung der städtischer Wasserver-
sorgungs- und Entsorgungskonzepte un-
ter Berücksichtigung der klimawandelge-
rechten Kriterien der Redundanz und Ro-
bustheit

• Beiträge zum vorbeugenden Schutz vor 
Folgen von Sturzfluten (flächenhafte Re-
genwasserversickerung, Freihalten von 
möglichen Abflussbahnen in versiegelten 
Gebieten) 

Anpassung der Bemessung der Kanalisation 
bei der Umsetzung von grünen und wasser-
bindenden Oberflächen 
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3.4  Technische und soziale 
Infrastruktur 

Infrastruktur wird im Kontext der hier vorlie-
genden Betrachtung in öffentliche und pri-
vate Infrastruktur unterschieden – dies legt 
eine eigentümerorientierte Sicht zu Grunde, 
oder aber einer funktionalen Trennung fol-
gend zwischen technischer (z.B. Leitungs-
netze) und sozialer Infrastruktur (z.B. Kin-
dergärten) differenziert. Im Folgenden wird 
die funktionale Sicht zu Grunde gelegt. Ne-

ben den Leitungsnetzen und Speicherbe-
cken werden Empfehlungen für die Anla-
gensicherheit und den Schutz der baulichen 
Anlagen der sozialen Infrastruktur gegeben.

In einer undifferenzierten Betrachtung wird 
die Bevölkerung Deutschland in den nächs-
ten Jahren zurückgehen, so dass von einer 
schrumpfenden (Gesamt-)Gesellschaft aus-
gegangen werden kann. Bezogen auf die 
verschiedenen Teilräume ist das Bild jedoch 
höchst unterschiedlich: Wachstumsstarken 

Tabelle 8
Steckbrief Technische und soziale Infrastruktur

Technische und soziale Infrastruktur

Wirkfolgen:
•	Veränderte	Ansprüche	an	die	Entwässerung
•	Veränderte	Ansprüche	an	die	technische	Infrastruktur
•	Veränderte	Ansprüche	an	die	soziale-bauliche	Infrastruktur
•	Vermehrte	Schäden	und	Ausfälle	bei	Extremereignissen

Wirkbereich des politisch­administrativen Systems

Maßnahme Zuständigkeit Handlungstyp Reaktionsart

Aufgabe Die	bestehenden	baulichen	Anlagen	der	sozialen	Infrastruktur	 Innere	Verwaltung,	 regelsetzend,	 Gefahrenabwehr
müssen	gegenüber	der	Zunahme	von	Extremereignissen	(Sturm,	 Soziale	Hilfen,		 Vorbild
Hochwasser,	Schnee...)	technisch	vorbereitet	werden	bzw.	neue	 Gesundheitsdienste,	
Anlagen	an	die	gestiegenen	Herausforderungen	angepasst	 Bauverwaltung
ausgeführt	werden.

Koordinator Entsorgungsanlagen	(Kanalnetze,	Speicherbecken)	müssen	auf	 Bauverwaltung,	 regelsetzend Gefahrenabwehr
ihre	Kapazität	überprüft	und	ggf.	neu	dimensioniert	und	neue	 Ver-	und	Entsorgung
Standorte	bauplanerisch	abgesichert	werden.
Um	das	Ausmaß	der	Folgen	von	Niederschlägen	zu	minimieren	 Bauverwaltung regelsetzend,	 Gefahrenabwehr
sollten	die	Möglichkeiten	der	Regenwasserversickerung	intensiv	 beratend
genutzt	und	überprüft	werden.

Belang Aufgrund	der	Zunahme	der	Extremereignisse	und	deren	Aus- Sicherheit	und	 regelsetzend Gefahrenabwehr
wirkungen	auf	bauliche	Infrastruktureinrichtungen	wird	der	 Ordnung
	Bedarf		an	Einsatzkräften	(Rettungsdienste,	Katastrophenschutz)	
ansteigen	und	ist	durch	entsprechende	Personalplanung	
zu	begegnen.
Um	die	Reaktionszeit	zu	verkürzen	und	potenzielle	Gefährdungs- Sicherheit	und	Ord- regelsetzend Gefahrenabwehr
orte	identifizieren	zu	können,	muss	ein	Risikomanagement	 nung,	Bauverwaltung,	
betrieben	werden	und	die	Rettungskräfte	(verstärkt)	in	die	Alarm-	 Ver-	und	Entsorgung,	
und	Gefahrenabwehrplanung	der	Anlagenbetreiber	einbezogen	
werden.

Verwaltung	Verkehr,	
Betreiber	ÖPNV

Für	den	Schadenseintritt	durch	ein	Extremereignis	muss	die	 Ver-	und	Entsorgung regelsetzend Gefahrenabwehr
Wasserversorgung	sichergestellt	sein.
Um	Ablagerungen	in	den	Abwassernetzen	in	trockenen	Sommer- Ver-	und	Entsorgung regelsetzend Vorsorge
monaten	zu	minimieren	bedarf	es	einer	erweiterten	Wartung.
Leistungsnetze	der	Stromversorgung	müssen	gegenüber	Ex- Ver-	und	Entsorgung regelsetzend,	 Gefahrenabwehr
tremereignissen	robust	ausgeführt	werden,	Erdverkabelung	ist		 beratend
im	Einzelfall	zu	prüfen.

Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft

Die	Abwasserbeseitigung	ist,	beispielsweise	nach	§	53	LWG	NRW,	eine	Pflichtaufgabe	der	Gemeinden,	die	jedoch	–	analog	zur	Situation	der	

1 Wasserversorgung	–	Dritten	übertragen	werden	kann.	Die	Gestaltungsmacht	der	Gemeinden	bzw.	der	Abwasserzweckverbände,	denen	sie	
u.U.	angehören	ist	daher	als	groß	anzusehen.	Die	mit	der	Aufgabe	der	Entsorgung	betrauten	privaten	Unternehmen	sind	jedoch	ebenso	in	die	
konzeptionelle	und	implementierende	Phase	einzubeziehen,	wie	auch	Betreiber	privater	Abwasserbeseitigungsanlagen.
Die	Verteilung	von	Strom	erfolgt	in	Deutschland	über	die	Übertragungsnetzbetreiber	(ÜNB)	sowie	die	Verteilnetzbetreiber	(VNB).	Daher	ist	ein	

2 kooperatives	Handeln	von	kommunaler	Verwaltung	und	Privatwirtschaft	ohnehin	zwingend	erforderlich,	um	Maßnahmen	zielgerecht	umsetzen	
zu	können.	
Aufgrund	unterschiedlicher	Zuständigkeiten	der	Energie-	und	Wasserversorgung	muss	im	Hinblick	auf	den	Schutz	kritischer	Infrastrukturen	und	
Aufrechterhaltung	der	Versorgungssicherheit	bei	Eintritt	eines	Extremereignisses	eine	Zusammenarbeit	verschiedener	öffentlicher	und	priva-

3 ter	Aufgabenträger	erfolgen.	Hierbei	sollte	ein	Risiko-	und	Krisenmanagement	nach	dem	PDCA-Prinzip	(Plan-Do-Check-Act)	betrieben	werden	
(vgl.	BMI	2008).	Das	BMI	hat	2007	ein	Leitfaden	für	Unternehmen	und	Behörden	zum	Schutz	kritischer	Infrastrukturen	herausgegeben,	der	on-
line	verfügbar	ist	(vgl.	BMI	2011).

Quelle:	 Eigene	Darstellung
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Räumen stehen schrumpfende Regionen 
gegenüber. Die generellen Herausforderun-
gen an die städtische Infrastruktur sind da-
her – auch ohne Berücksichtigung der räum-
lich unterschiedlichen Wirkungen des Klima-
wandels – in den einzelnen Gemeinden ver-
schieden. In den Wachstumsregionen wer-
den Veränderungen der Infrastruktur kaum 
erforderlich sein, während Schrumpfungsre-
gionen vor größeren Herausforderungen ste-
hen (Winkel 2008).

Bestimmte Infrastruktureinrichtungen, wie 
beispielsweise aus den Bereichen Transport 
und Verkehr, Energie, Gefahrstoffe, Informa-
tionstechnik und Telekommunikation, Fi-
nanz-, Geld- und Versicherungswesen, Ver-
sorgung, Behörden, Verwaltung und Justiz, 
müssen vor Schäden geschützt werden, da 
sie für die Aufgabenerfüllung von Staat und 
Wirtschaft von grundlegender Bedeutung 
sind (BSI 2010). Die folgende Betrachtung 
der kritischen Infrastrukturen beschränkt 
sich auf die technischen und sozialen Infra-
strukturelemente einer Stadt.

Potenzielle Zielkonflikte

In trockenen Sommermonaten ist mit Kon-
flikten zwischen der Notwendigkeit einer 
eventuellen Kanalspülung der Abwassernet-
ze und dem sinkenden Brauchwasserdarge-
bot zu rechnen. Eine flächendeckende Erd-
verkabelung von Stromleitungen erscheint 
aufgrund der mangelnden Überlastfähigkeit 
und längeren Reparaturzeiten nach Schaden-
seintritt nicht angeraten (Haas et al. 2008).

Potenziale zur Verbesserung der 
städtischen Lebensqualität

Die aufgeführten Maßnahmen erscheinen 
geeignet, die Versorgungssicherheit auch in 
Zukunft zu gewährleisten.

Beispiele: 

KRITIS

Im Themenfeld „Schutz kritischer Infrastruk-
turen“ beschäftigen sich Forschungsinstituti-
onen mit unterschiedlichen Fragestellungen. 
Eine Zusammenstellung aktuell laufender 
Projekte und Ausschreibungen lässt sich auf 
ihrer Homepage finden und den Stand der 
nationalen KRITIS-Initiativen einerseits und 
die Bemühungen um ihre internationale Ver-
netzung andererseits (z.B. zur EU) erkennen. 

Quelle: www.bsi.bund.de

KIBEX - Kritische Infrastruktur, 
Bevölkerung und Bevölkerungsschutz 
im Kontext klimawandelbeeinflusster 
Extremwetterereignisse

Ziel des Forschungsprojektes unter der Fe-
derführung der United Nations University, 
Institute for Environment and Human Secu-
rity (UNU-EHS) ist es, Methoden zur Erfas-
sung der Verwundbarkeit von Bevölkerung 
und kritischer Infrastruktur auf kommuna-
ler Ebene gegenüber einer Reihe von Extrem-
wetterereignissen (Starkregen, Sturm, Dürre, 
Hitzewelle) zu untersuchen. Dieser Problem-
zusammenhang wird insbesondere vor dem 
Hintergrund der Auswirkungen des Klima-
wandels als bedeutsam für Bevölkerung, Be-
völkerungsschutz, Infrastrukturbetreiber und 
vorsorgende Planung betrachtet. Als Fallbei-
spiele werden Räume in Deutschland heran-
gezogen, die sich hinsichtlich ihrer sozio-öko-
nomischen und naturräumlichen Ausstattung 
möglichst stark unterscheiden und daher eine 
große Bandbreite von Verwundbarkeitsprofi-
len hinsichtlich der zu erwartenden Extremer-
eignisse abdecken. Es ist angestrebt, zur Be-
gleitung des KIBEX-Projektes einen Beirat mit 
Vertretern aus Wissenschaft und Praxis einzu-
richten. Dieser soll die Forschungsarbeit un-
terstützen und als Kontrollinstanz die Quali-
tät und den Praxisbezug der Forschungsergeb-
nisse laufend überprüfen. Das KIBEX-Projekt 
stellt eine Fortführung des 2009 ausgelaufe-
nen Projektes „INDIKATOREN“ zur Abschät-
zung von Vulnerabilität und Bewältigungspo-
tenzialen am Beispiel von wasserbezogenen 
Naturgefahren in urbanen Räumen dar.

Quelle: www.ehs.unu.edu

ExWoSt-Modellprojekt Stadt Jena: „JenKAS – 
Jenaer Klimaanpassungs-Strategie“

Die Stadt Jena hat ca. 105.000 Einwohner und 
fungiert als regionales Oberzentrum. Seit 2000 
verzeichnet Jena einen leichten, stetigen An-
stieg der Bevölkerung. Die aktuelle Progno-
se für Jena geht von einem leichten Bevölke-
rungsrückgang aus. Unter der Bezeichnung 
„JenKAS – Jenaer Klima-Anpassungsstrate-
gie“ wird im Rahmen des Modellprojekts ein 
Konzept zur Anpassung der Stadt Jena an die 
Klimafolgen erarbeitet. Es erweitert die kom-
munalen Ziele zu Energie und Klimaschutz 
um den Aspekt der Adaption und berücksich-
tigt alle kommunalen klimarelevanten Hand-
lungsfelder der Stadtplanung. 

Quelle: www.klimaexwost.de
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Anpassungsmaßnahmen mit Bezug zu 
Stadtumbauaufgaben: 

Aufwertungs- und Rückbaustrategien

• Räumliche Steuerung der Infrastrukturent-
wicklung unter Berücksichtigung der kli-
mawandelgerechten Kriterien der Redun-
danz und Robustheit

• Entwicklung von Sicherungskonzepten für 
essentielle Infrastruktur 

Anpassung technischer und sozialer 
Infrastruktur

• Umwidmung von Gemeinbedarfseinrich-
tungen im Hinblick auf zukünftige Bedarfe

3.5  Verkehr

Verkehr als „Ausdruck der individuellen Mo-
bilität“ (Beckmann 2000, o.S.) ist auf der ei-
nen Seite (Mit-)Verursacher des Klimawan-
dels (Santarius 2007) und auf der ande-
ren Seite von den Folgen des Klimawandels 
betroffen.

Zwar beträgt der Anteil der Verkehrsflächen 
lediglich 5% an der Fläche Deutschlands und 
nur 3,7% aller Beschäftigten sind im Ver-
kehrssektor tätig (2010), aber die Bedeutung 
des Verkehrssektors ist dennoch enorm, was 
sich beispielsweise im monetären Wert – der 
2004 geschätzte 478 Mrd. Euro betrug – aus-
drückt (Statistisches Bundesamt 2010).

Der bevorzugte Verkehrsträger im Personen-
verkehr ist seit Jahren der motorisierte Indi-
vidualverkehr (MIV), dessen Anteil von 1991 
(81,6%) bis 1998/1999 (82%) noch leicht an-
stieg, und anschließend bis 2007 (80,1%) wie-
der leicht rückläufig war (UBA 2010a). Der 
Anteil an den CO

2
-Emissionen stieg im glei-

chen Zeitraum von 16,7% auf 21,2% (1999), 
um danach auf 18,1% abzusinken (UBA 
2010b).

Potenzielle Zielkonflikte

Das Leitbild der kompakten europäischen 
Stadt führt nicht per se zu einer Reduzierung 
des MIV und somit zu einer Stadt der kurzen 
Wege. Allerdings ermöglicht erst sie – im Zu-
sammenspiel mit einem attraktiven ÖPNV-
Angebot – eine MIV-Reduzierung (Holz-Rau 
1997), die gerade aufgrund des Klimawan-
dels zur Reduktion der CO

2
-Produktion er-

forderlich wird.

Potenziale zur Verbesserung der 
städtischen Lebensqualität

Ein Ausbau des ÖPNV steigert nicht nur des-
sen Attraktivität, sondern scheint geeignet, 
um Beschäftigungsmöglichkeiten in der 
Stadt/Region zu generieren. Die Steigerung 
des ÖPNV-Angebotes hilft auch, die Heraus-
forderungen des demographischen Wandels 
zu meistern.

Beispiele: 

Adaptation an den Klimawandel in 
Unternehmen der öffentlichen Versorgung – 
Analyse und Entwicklung betrieblicher und 
politischer Handlungsoptionen

Integrierte Analyse von Barrieren und Pro-
motoren der Adaptation für ausgewählte Un-
ternehmen der öffentlichen Versorgung (or-
ganisational, regulatorisch und klimatolo-
gisch), die als Praxispartner intensiv in das 
Projekt eingebunden sind. Kompatibilitäts-
analyse von betrieblichen und politischen 
Adaptionen unter Berücksichtigung der je-
weiligen Handlungsmöglichkeiten und -res-
triktionen. Verallgemeinerung typischer Bar-
rieren und Promotoren der Adaptation sowie 
betrieblicher und politischer Instrumente zur 
Entwicklung, Bewertung und Umsetzung von 
Adaptationsmaßnahmen in Form eines Kom-
pendiums für Praxisakteure. Die Forschungs-
gruppe „Chamäleon“ richtet den Blick auf die 
politischen Rahmenbedingungen, die Adap-
tationsstrategien in Unternehmen der öffent-
lichen Versorgung stark beeinflussen. „Cha-
mäleon“ untersucht, wie sich Unternehmen 
aus dem Energie- und Verkehrssektor an den 
Klimawandel anpassen. Zentrale Fragen lau-
ten dabei: Welche Faktoren fördern oder be-
hindern Adaptationsmaßnahmen innerhalb 
der Unternehmen? Wie müssen politisches 
und betriebliches Handeln aufeinander ab-
gestimmt sein, damit Adaptationsstrategi-
en optimal entwickelt und realisiert werden 
können?

Quelle: www.climate-chameleon.de

Fortschreibung des 
Landesentwicklungsplanes (LEP) Sachsen 
2011

Die Eckpunkte mit den wesentlichen fachli-
chen und rechtlichen Gesichtspunkten zur 
Fortschreibung des Landesentwicklungs-
plans betreffen unter anderem auch Aspek-
te des Verkehrs in Sachsen. In diesem Zusam-
menhang wird der „Fachliche Entwicklungs-
plan Verkehr“ (FEV) in den Landesentwick-
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lungsplan integriert. Für die Fortschreibung 
wird auf der Grundlage quantitativer Zielset-
zungen eine verkehrsvermeidende, energie-
sparende und integrierte Siedlungs- und Ver-
kehrsflächenentwicklung, insbesondere zur 
Nutzung aufgegebener Innenstadtgebiete, 
angestrebt. Federführung besitzt das Referat 
für Landes- und Regionalplanung im Säch-
sischen Staatsministerium des Innern (SMI).

Quelle: www.landesentwicklung.sachsen.de

Anpassungsmaßnahmen mit Bezug zu 
Stadtumbauaufgaben: 

Aufwertungsstrategien

• Optimierung der städtischen Verkehrs-
konzepte unter Berücksichtigung der kli-
mawandelgerechten Kriterien der Redun-
danz und Robustheit

• Verbesserung der Radwege- und Fußgän-
gerverbindungen und Integration von Be-
schattungselementen 

Tabelle 9
Steckbrief Verkehr

Verkehr

Wirkfolgen:
•	Vermehrte	Behinderungen	und	Verspätungen	durch	Extremereignisse
•	Steigende	Kosten	für	die	Instandhaltung
•	Veränderte	Bedarf	an	Transportdienstleistungen
•	Veränderte	Ansprüche	an	Transportdienstleistungen	(z.B.	Klimatisierung)

Wirkbereich des politisch­administrativen Systems

Maßnahme Zuständigkeit Handlungstyp Reaktionsart

Aufgabe Um	Verkehre	generell	reduzieren	zu	können,	muss	das	Leitbild	 Bauverwaltung regelsetzend Vorsorge
der	Stadt	der	kurzen	Wege	durch	zahlreiche	Einzelmaßnahmen	
umgesetzt	werden	(z.B.	Nutzungsmischung).
Förderung	des	Radverkehrs	als	Alternative	für	den	MIV	 Bauverwaltung,	 regelsetzend,	 Vorsorge
(auf	kurzen	Strecken),	um	Anpassungsintensität	zu	mindern. Verwaltung	Verkehr,	

Betreiber	ÖPNV
beratend

Förderung	des	ÖPNV	als	Alternative	für	den	MIV	(auf	langen	 Bauverwaltung,	 regelsetzend,	 Vorsorge
Strecken). Verwaltung	Verkehr,	

Betreiber	ÖPNV
beratend

Wenn	als	Reaktion	auf	den	Klimawandel	der	sanfte	Tourismus	 Bauverwaltung,	 regelsetzend Vorsorge
etabliert	werden	soll	(s.a.	Handlungsbereich	Tourismus	und	
	Kulturerbe),	um	Alternativen	aufgrund	steigender	Energie	preise	
vorhalten	zu	können,	muss	der	ÖPNV	entsprechend	ausgebaut	

Verwaltung	Verkehr,	
Betreiber	ÖPNV,	
Wirtschaft	und		

werden. Tourismus

Koordinator Der	Bevölkerung	können	Kursangebote	zum	Mobilitäts- Schulen	und	Bildung,	 beratend Vorsorge
management	gemacht	werden. Verwaltung	Verkehr,	

Betreiber	ÖPNV
Fahrbahnbeläge	sind	in	Zukunft	im	Hinblick	auf	stärkere	Tem-
peraturschwankungen	auszulegen,	Schadensreparaturen	

Verwaltung	Verkehr,	
Betreiber	ÖPNV

regelsetzend Gefahrenabwehr

	werden	ggf.	häufiger	durchgeführt	werden	müssen.
Besonders	gefährdete	Gebiete	können	durch	den	Einsatz		von	
Verkehrsleitsystemen	umfahren	werden.

Verwaltung	Verkehr,	
Betreiber	ÖPNV

regelsetzend Gefahrenabwehr

Bei	Niedrigständen	der	Wasserstraßen	muss	für	die	durch	die	
Schifffahrt	transportierten	Güter/Personen	rechtzeitig	eine	

Verwaltung	Verkehr,	
Betreiber	ÖPNV,		

regelsetzend Gefahrenabwehr

Transportalternative	zur	Verfügung	stehen. Umweltverwaltung		
(Natur	und	Landschaft)

Verkehrswege	(insb.	Straßen	und	Schienenwege)	sind	gegen	
Schäden	aufgrund	von	Extremereignissen	zu	schützen	

Verwaltung	Verkehr,	
Betreiber	ÖPNV

regelsetzend Vorsorge

(z.B.	Hangsicherung	von	Böschungen)	und	dauerhaft	zu	
überwachen	(Vermeidung	von	Unterspülung).

Belang Aufgrund	ansteigender	Temperaturen	wird	der	Einsatz	
moderner,	stärker	klimatisierter	Fahrzeuge	erforderlich.

Verwaltung	Verkehr,	
Betreiber	ÖPNV

regelsetzend Vorsorge

Bei	eintretender	Knappheit	der	fossilen	Ressourcen	wird	die	 Innere	Verwaltung regelsetzend,	 Vorsorge
	Anschaffung	von	umweltfreundlich	angetriebenen	Fahrzeugen	 Vorbild
des	kommunalen	Fuhrparks	notwendig.

Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft

1

Aufgrund	des	§	1	RegG	ist	der	öffentliche	Personenverkehr	eine	öffentliche	Aufgabe	der	Daseinsvorsorge,	deren	Zuständigkeit	durch	Landes-
recht	bestimmt	wird.	Z.B.	in	NRW	ist	die	Zuständigkeit	für	den	ÖPNV	(mit	Ausnahmen)	eine	Pflichtaufgabe	der	Kommunen.	Die	Aufgabenwahr-
nehmung	für	den	SPNV	erfolgt	mittels	Zweckverbände.	Die	Leistungserbringung	im	ÖSPV	hingegen	erfolgt	entweder	durch	kommunale	oder	
aber	durch	private	Unternehmen,	so	dass	eine	Zusammenarbeit	auf	horizontaler	wie	auch	vertikaler	Ebene	notwendig	ist.

Quelle:	 Eigene	Darstellung
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• Einplanung von Carsharing- und Radsta-
tion im Quartier 

• Anpflanzung von Straßenbäumen, die 
Standortanforderungen und die Verkehrs-
sicherheitsbelange berücksichtigen

Rückbaustrategien

• Rückbau von Straßenquerschnitten zu-
gunsten von grünen oder blauen Struktu-
ren

• Optimierung von Verkehrsnetzen beim 
Rückbau ganzer Stadtquartiere

Anpassung technischer und sozialer 
Infrastruktur

• Förderung der postfossilen Mobilität 

• Überprüfung von Einrichtungen für Elekt-
romobiltät im Quartier

• Berücksichtigung von technischen Vorrich-
tungen für Anrufsammeltaxis 

• Sicherstellung der Erreichbarkeit von sozi-
alen Infrastruktureinrichtungen 

3.6  Freiräume und Grünflächen

Städtische Freiräume und Grünflächen haben 
– nachgewiesen für Senioren in Megacities – 
positive Auswirkungen auf die Lebensqualität 
und Lebensdauer des Menschen (Takano et 
al. 2002). Den wohnungsnahen Grünflächen, 
aber auch Wald- und Wasserflächen, wird zu-
dem eine immobilienwertsteigernde Funkti-
on beigemessen (Kenneweg 2004). Eine anth-
ropozentrische Bedeutung kommt auch dem 
Erhalt der Biodiversität zu, denn sie sichert 
„die ökologische Funktionalität sowie Sta-
bilität von Ökosystemen“ (Bayerisches Lan-
desamt für Umwelt 2007, S. 17). Als ökologi-
sche Serviceleistung trägt sie zur Wohlfahrt 
des Menschen bei (WWF Deutschland 2007).

Der Naturschutz wird im Verfassungsrecht 
zumeist als „Schutz der natürlichen Lebens-
grundlagen“ angesprochen. Im juristischen 
Schrifttum werden die „natürlichen Lebens-
grundlagen“ als Schutzgut des Art. 20a GG 
abgegrenzt von sozialen, ökonomischen, kul-
turellen oder technischen Lebensgrundlagen 
(Murswiek 1996).

Potenzielle Zielkonflikte

Ein Bewässerungsmanagement für öffentli-
che Grünflächen und Bäume wird gerade in 
den dafür erforderlichen Sommermonaten 
dem Problem des sinkenden Brauchwasser-
dargebotes ausgesetzt sein (vgl. Kapitel 4.3) 
und steht im Konflikt zur primären Sicherung 

der Wasserversorgung der Bevölkerung. Gera-
de vor diesem Hintergrund müssen abgängige 
Pflanzen durch robuste, wenig Wasser benöti-
gende Pflanzen ersetzt werden. „Auf Rasenflä-
chen sollten nur vereinzelt großkronige Bäu-
me wachsen, die tagsüber zwar für eine aus-
reichende Beschattung sorgen, nachts hinge-
gen die langwellige Wärmestrahlung des Bo-
dens nicht so stark behindern, dass keine Ab-
kühlung mehr möglich ist“ (Kuttler 2010, S. 
48). Auch Fassaden und Dachbegrünung soll-
ten aus immergrüner trockenadaptierter Ve-
getation bestehen (ebd.). Die vor allem in stark 
verdichteten Bereichen anzustrebende Erhö-
hung der wohlfahrtsfördernden Grünflächen 
steht einer geforderten Innenentwicklung der 
Städte gegenüber. 

Potenziale zur Verbesserung der 
städtischen Lebensqualität

Die Ausweitung und der Erhalt bestehender 
Grünflächen, Spielflächen und Wasserflä-
chen können sich positiv auf die menschli-
che Gesundheit auswirken und steigern da-
mit die urbane Lebensqualität. Die Steigerung 
der Durchgrünung sollte dabei nicht nur auf 
Grünflächen beschränkt bleiben, sondern 
auch Straßenbegleitgrün, Dach- und Fassa-
denbegrünung mit einschließen. Eine in-
nerstädtische Vernetzung von Freiraum und 
Grünflächen ist auch im Hinblick auf die Er-
weiterung und Verbindung von Erholungsräu-
men anzustreben. Im Idealfall sind diese über 
Ventilationsbahnen an rurale Kaltluftproduk-
tionsflächen angebunden (Kuttler 2010, S. 49).

Beispiele: 

ExWoSt-Modellprojekt Saarbrücken: 
„Freiraumplanung als Handlungsfeld für 
Adaptionsmaßnahmen“

Die Betroffenheit durch den Klimawandel 
wird für Saarbrücken durch das vermehr-
te Auftreten von extremen Hitzeereignissen 
mit dadurch sinkendem thermischen Kom-
fort und Belastungen für Bewohner sowie 
durch die Zunahme von Hochwasser- und 
Überstauereignissen bestimmt. Die Weiter-
entwicklung des Freiraumentwicklungspro-
gramms von Saarbrücken um Maßnahmen 
zur Anpassung an die Folgen des Klimawan-
dels verfolgt drei zentrale Projektziele:

• Die exemplarische und übertragbare Er-
mittlung von Anpassungspotenzialen im 
Rahmen einer zukunftsfähigen städtischen 
Freiraumplanung sowie deren Umsetzung 
in konkrete Strategien und Maßnahmen-
programme auf Stadtteilebene, 
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• die Initiierung eines zivilgesellschaftlichen 
Prozesses zum Thema Klimawandel (Kli-
mawandel-Governance), um Schnittstel-
len zu wichtigen städtischen Handlungsfel-
dern sowie zu übergeordneten Planungs-
ebenen aufzuzeigen und 

• die Partizipation und damit die Einbin-
dung der Bevölkerung auf Stadtteilebene 
in die Erarbeitung von Anpassungsstrate-
gien und -maßnahmen.

Quelle: www.klimaexwost.de

Tabelle 10
Steckbrief Freiräume und Grünflächen

Freiräume und Grünflächen

Wirkfolgen:
•	Steigender	Bedarf	an	Kaltluftentstehungsgebieten
•	Steigender	Bedarf	an	Erholungsflächen
•	Veränderte	Ansprüche	an	die	Ausgestaltung	von	Freiflächen	
•	Veränderung	des	Pflegebedarfes	
•	Veränderung	der	Eignung	von	Pflanzen	
•	Veränderung	der	Biodiversität

Wirkbereich des politisch­administrativen Systems

Maßnahme Zuständigkeit Handlungstyp Reaktionsart

Aufgabe Zum	Erhalt	der	Biodiversität	im	Außenbereich	der	Städte	soll- Bauverwaltung regelsetzend Vorsorge
te	dieser	weitgehend	von	(baulichen)	Einwirkungen	verschont	
	bleiben	und	daher	primär	der	Innenbereich	zu	Siedlungs-
zwecken	genutzt	werden.
Durch	eine	Erhöhung	der	urbanen	Durchgrünung	kann	die	Kalt- Bauverwaltung regelsetzend Vorsorge
luftbildung	durch	Verdunstung	gesteigert	werden	und	die	Hitze-
zunahme	minimieren.
Durch	die	Schaffung	und	Erhalt	von	Kaltluftbahnen	kann	v.a.	 Bauverwaltung regelsetzend Vorsorge
die	nächtliche	Hitzebelastung	abgemildert	werden.
In	neu	aufzustellenden	Bebauungsplänen	können	Dachbe- Bauverwaltung regelsetzend,	 Vorsorge
grünungen	aus	o.g.	Gründen	bei	privaten	Gebäuden	 beratend
festgesetzt	werden.
Wanderungsmöglichkeiten	der	Tierarten	müssen	durch	den	 Umweltverwaltung		 regelsetzend Vorsorge
Aufbau		bzw.	Ausbau	eines	Biotopverbunds	ermöglicht	oder	ver- (Natur	und	Landschaft)
bessert		werden.
Steigender	Nutzungsdruck	auf	städtische	Freiräume	und	
Grünflächen	bedingen	ggf.	eine	Überarbeitung	bestehender	

Bauverwaltung regelsetzend Vorsorge

Erholungsflächenplanung.

Koordinator Vor	allem	in	stark	verdichteten	Bereich	–	die	ggf.	nicht	oder	nur	 Innere	Verwaltung Vorbild Vorsorge
wenig	entsiegelt	werden	können	–	stellen	Dach-	und	Fassa-
denbegrünungen	auch	städtischer	Gebäude	eine	geeignete	
Maßnahme		zur	lokalen	Abkühlung	dar.
Die	potenziell	zunehmende	Gefährdung	von	Pflanzen	durch	 Bauverwaltung,	 regelsetzend,	 Vorsorge
Schädlinge	und	Hitzestress	erfordert	eine	lokal	angepass-
te		Auswahl	neuer	Arten	bei	Neuanpflanzungen	bzw.	Ersatz-

	Verwaltung	Verkehr,	
Betreiber	ÖPNV

Vorbild

maßnahmen.
Der	Klimawandel	wird	zu	neuen	Herausforderungen	an	 Umweltverwaltung		 regelsetzend Vorsorge
	bestehende	Biotopschutzkonzepte	führen,	die	entsprechend	 (Natur	und	Landschaft)
angepasst	werden	müssen.

Belang Die	Gefahr	der	Trockenheit	in	den	Sommermonaten	erhöht	bei	 Sicherheit	und		 regelsetzend Gefahrenabwehr
städtischen	Grünflächen	das	Risiko	von	Bränden	und	muss	 Ordnung
durch	entsprechende	Einsatzplanung	berücksichtigt	werden.
In	den	trockenen	Sommermonaten	ist	zur	Minimierung	des	 Verwaltung	Sport	und	 regelsetzend,	 Vorsorge
Brandrisikos	ein	Bewässerungsmanagement	für	städtische	 Erholung,	Bauverwal- Vorbild
Grünflächen	erforderlich. tung,	Verwaltung	Ver-

kehr,	Betreiber	ÖPNV
Durch	steigenden	Nutzungsdruck	sowie	gleichzeitiger	erhöhter	 Verwaltung	Sport	und	 regelsetzend,	 Vorsorge
Schadensanfälligkeit	ergibt	sich	ein	erhöhter	Pflegeaufwand	von	 Erholung,	Bauverwal- Vorbild
Grünflächen	aber	auch	Straßenbäumen. tung,	Verwaltung	Ver-

kehr,	Betreiber	ÖPNV

Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft

Zur	Erhöhung	des	urbanen	Vegetationsgrades	kann	die	kommunale	Verwaltung	nur	bedingt	einen	Beitrag	leisten,	indem	sie	entweder	hoheit-
lich	handelt	(was	sich	allerdings	überwiegend	nur	auf	den	Neubaubereich	auswirkt)	oder	vorbildlich,	wenn	sie	z.B.	eigene	bauliche	Anlagen	be-

1 grünt,	Verkehrflächen	entsiegelt,	oder	aber	beratend,	was	ihr	zwar	den	weiten	Bereich	der	Bestandsgebäude	zugänglich	macht,	jedoch	keine	
normierende	Wirkung	entwickelt.	Die	auf	Freiwilligkeit	beruhende	Umsetzung	von	Begrünungsmaßnahmen	erfordert	die	Bereitschaft	der	Woh-
nungswirtschaft	und	privaten	Wohneigentümer	zum	Handeln.

Quelle:	 Eigene	Darstellung
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Chicago Green Roofs 

Das Projekt zeigt Vorteile auf, die begrünte 
Dächer bei sommerlichen Temperaturen in-
nerhalb eines urbanen Klimas entwickeln.

Quelle: www.artic.edu

Der geschenkte Baum, Frankfurt 

Das Umweltamt der Stadt Frankfurt am 
Main schützt Bäume und fördert ihre 
Neupflanzungen

Quelle: www.umweltamt.stadt-frankfurt.de

Anpassungsmaßnahmen mit Bezug zu 
Stadtumbauaufgaben: 

Aufwertungsstrategien

• Verbesserung der Angebote für Freizeit und 
Erholung auf grünen und blauen Struktu-
ren unter Berücksichtigung einer adressa-
tenspezifischen Gestaltung

• Sicherung klimawirksamer Freiräume und 
Grünzüge (z.B. Kalt- und Frischluftschnei-
sen) zur Gewährleistung einer ausreichen-
den Durchlüftung und Vorsorge gegen wei-
ter zunehmende Hitzebelastung 

• Ausreichende Durchgrünung von Städten 
und Gestaltung von Freiflächen mit Baum-
bestand, um die Verdunstung zu erhöhen 
und die nächtliche Abkühlung zu fördern 

• „Aus Grau mach Grün“: Gebäudeoptimie-
rung unter städtebaulichen und klimawan-
delbezogenen Aspekten

• Berücksichtigung von Beschattungskon-
zepten (Arkaden, Bäume) für den öffent-
lichen Raum 

• Vornahme einer Pflanzenauswahl der 
Pflanzen im Hinblick auf zukünftige Stand-
ortbedingungen 

• Überprüfung der Sicherheit von Straßen-
bäumen hinsichtlich Sturm- und Starkre-
genereignisse

Rückbaustrategien

• Reduzierung der Flächeninanspruchnah-
me zugunsten von Freiflächen als grund-
sätzliche Vorsorgestrategie

• Rückbau zugunsten klimawirksamer Frei-
räume/Grünzüge (z.B. Kalt- und Frischluft-
schneisen)

• Qualifizierung des Siedlungsbestands 
durch Renaturierung von Brachflächen 

Anpassung technischer und sozialer 
Infrastruktur

• Berücksichtigung des steigenden Bewässe-
rungsbedarfs für neue Grünflächen 

• „Grüne und blaue“ Aufwertung des städ-
tebaulichen Umfelds von sozialen Einrich-
tungen

3.7 Lufthygiene

Die – vor allem in den Sommermonaten – zu 
erwartende Verschlechterung der Luftqua-
lität kann die menschliche Gesundheit ne-
gativ beeinflussen. Strategische Handlungs-
empfehlungen diesbezüglich wurden bereits 
weitgehend unter Kapitel 4.1 dargestellt.

Zum Schutz der Lufthygiene sind das BIm-
SchG (§§ 44-47), die auf dessen Grundlage er-
lassene 22. BImSchV („Verordnung über Im-
missionswerte für Schadstoffe in der Luft“) 
und die „TA Luft“ die Regelwerke, die detail-
lierte Angaben zur Überwachung und Ver-
besserung der Luftqualität treffen. Die Zu-
ständigkeit der Überwachung der Luftqua-
lität und Information der Bevölkerung sind 
per Landesrecht geregelt. 

Ein Handlungsauftrag ergeht gleichwohl 
auch an die kommunale Ebene aufgrund des 
§ 1 (5) BauGB. Dieser erlegt den Gemeinden 
den Schutz der natürlichen Lebensgrundla-
gen auf, zu denen auch die Luft zählt (Hus-
ter, Rux 2009, S. 10 ff.).

Potenzielle Zielkonflikte

Unter anderem durch Schmutzteilchen in 
der Luft entsteht sog. Streulicht, das tiefer 
in die Pflanzen eindringt und somit stärker 
zur Photosynthese beiträgt. Der Rückgang 
der Luftverschmutzung kann daher ein we-
niger stark ausgeprägtes Pflanzenwachstum 
als bisher zur Folge haben, womit ein gerin-
geres CO

2
-Absorptionspotenzial entstünde 

(scinexx 2010).

Wie bereits unter Kapitel 4.1 beschrieben, 
stellt die Steigerung des Vegetationsgrades 
bzw. der Schaffung von Frischluftentste-
hungsgebieten gerade in stark verdichteten 
Bereichen eine große Herausforderung für 
die konkrete Umsetzungsplanung dar, da 
hier eine Konkurrenzsituation zum Leitbild 
der kompakten Stadt besteht, der durch lo-
kale Analysen (mittels Klimamodellierungen) 
und angepasste Lösungen begegnet werden 
muss. Insbesondere zum Wirkfolgebereich 
„Freiräume und Grünflächen“ sind bei Stadt-
entwicklung zahlreiche Wechselwirkungen 
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zu beachten. So sollten städtische Verdich-
tungsräume über eine Vegetation verfügen, 
die möglichst dauerhaft grün ist und ein ho-
hes Staubsammelpotenzial bei gleichzeitig 
geringer Emission biogener Kohlenwasser-
stoffe aufweist (NARUMI et al. 2009). Bei der 
Anpflanzung von Straßenbäumen ist darauf 
zu achten, dass diese über der Straßenmitte 
keinen gemeinsamen Kronenschluss aufwei-
sen. Ein möglicherweise dadurch entstehen-
der Tunneleffekt kann die Belüftung behin-
dern und so zu einer Anreicherung der Kfz-
Emissionen führen (Kuttler 2010, S. 48). Im 
Hinblick auf zusätzliche Ozonbildung soll-
te auf die Art der Bepflanzung (trockentole-
rante und „Low-Emitter“-Pflanzen) geachtet 
werden (ebd., S. 49). 

Potenziale zur Verbesserung der 
städtischen Lebensqualität

Trotz der beschriebenen Risiken für den Kli-
mawandel ist die Verbesserung der lokalen 
Luftqualität ein Beitrag zur Steigerung der ur-
banen Lebensqualität. Die Anschaffung kli-
magerechter Fahrzeuge durch die ÖPNV-Be-
treiber ist nicht nur ein Beitrag zur Anpas-
sung an den Klimawandel, sondern gleichzei-
tig ein Element zur Attraktivierung des ÖPNV. 
Die Erhöhung des Vegetationsgrades durch 
Straßenbäume und Frischluftentstehungs-
gebiete in urbanen Räumen verbessert die 
Grünflächensituation der Stadt und ist ge-
rade in stark verdichteten Bereichen wichtig 
zur Steigerung des Wohlbefindens.

Tabelle 11
Steckbrief Lufthygiene

Lufthygiene

Wirkfolgen:
•	Steigender	Bedarf	an	Frischluftentstehungsgebieten
•	Steigende	Konzentration	toxischer	Stoffe	(z.B.	Ozon,	Stäube)
•	Steigende	olfaktorische	Belastungen	

Wirkbereich des politisch­administrativen Systems

Maßnahme Zuständigkeit Handlungstyp Reaktionsart

Aufgabe Die	Transportbahnen	für	die	urbane	Frischluftzufuhr	müs- Bauverwaltung regelsetzend Vorsorge
sen		freigehalten	werden,	unvermeidbare	bauliche	Querungen	
	sollten	nur	wenig	beeinträchtigen	(z.B.	Brücken	statt	Dämme	zur	
	Talquerung).
Erhalt	bzw.	Schaffung	von	Frischluftentstehungsgebieten	–	 Bauverwaltung regelsetzend Vorsorge
	insbesondere	in	stark	verdichteten	Bereichen.

Koordinator Die	Ausstattung	des	gemeindlichen	Fuhrparks	(auch	ÖPNV)	 Innere	Verwaltung,	 regelsetzend,	 Vorsorge
kann	mithelfen,	die	städtische	Luftqualität	(weniger	toxische	
	Stoffe)	zu	verbessern.

Verwaltung	Verkehr,	
Betreiber	ÖPNV

Vorbild

Anpflanzen	von	widerstandsfähigen	(Straßen-)Bäumen	zur	 Bauverwaltung,	 regelsetzend,	 Vorsorge
	lokalen	Verbesserung	der	Luftqualität. Verwaltung	Verkehr,	

Betreiber	ÖPNV
Vorbild

Wechsel	zu	Baumarten,	die	eine	geringere	Konzentration	von	 Verwaltung	Sport	und	 regelsetzend,	 Vorsorge
flüchtigen	organischen	Stoffen	als	Ozonvorläufer	produzieren. Erholung,		 Vorbild

Bauverwaltung,		
Verwaltung	Verkehr

Belang Rechtzeitige	bzw.	häufigere	Abfallentsorgung. Ver-	und	Entsorgung regelsetzend Vorsorge
Überprüfung	bisheriger	Kompostierungsstandards. Ver-	und	Entsorgung regelsetzend Vorsorge
Verschlechterung	der	Luftqualität	(Ozonbelastung)	kann		Auswir- Wirtschaft	und	 regelsetzend,	 Vorsorge
kungen	auf	den	Tourismus	haben,	denen	ggf.	durch	an	gepasste	 Tourismus beratend
Tourismuskonzepte	begegnet	werden	muss.

Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft

1 Zur	Verbesserung	der	Luftqualität	ist	insbesondere	eine	Zusammenarbeit	mit	lokalen	Unternehmen	der	Abfallentsorgung	und	Behandlung	not-
wendig.

2 Die	olfaktorische	Belastung	kann	auch	durch	Maßnahmen,	die	in	Zusammenarbeit	mit	der	Landwirtschaft	entwickelt	werden	gemindert	werden.	

Quelle:	 Eigene	Darstellung
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Beispiele: 

Future Cities – urban networks to face 
climate change

„Future Cities“ ist ein Projekt des Lippever-
bands im Rahmen des NWE-INTERREG IV 
B-Förderprogramms zur Anpassung von Bal-
lungsräumen an die zu erwartenden Auswir-
kungen des Klimawandels. Schlüsselkom-
ponenten wie Grünstrukturen, Wassersys-
teme und Energieeffizienz werden kombi-
niert, um eine vorsorgende Anpassung ur-
baner Infrastrukturen zu erreichen. Die Euro-
päischen Partner entwickeln gemeinsam eine 
Planungsmethode für klimataugliche Stadt-
regionen - den „Future Cities Kompass“, er-
arbeiten Maßnahmenpläne zur Anpassung 
und setzen sie in Pilotprojekten z.B. in den 
Einzugsgebieten von Emscher und Lippe um. 
Eine intensive Öffentlichkeitsarbeit sensibili-
siert Entscheidungsträger und Multiplikato-
ren für die Anpassung an den Klimawandel.

Quelle: www.future-cities.eu

Die Grüne Transformation der Stadt 
Nijmegen, Niederlande

Die Stadt Nijmegen begrünt systematisch 
Dächer, Fassaden, Stadtplätze und Straßen. 
Die “Grüne Verlockung Innenstadt” illus-
triert, wie das Zentrum Nijmegens grüner 
wird, Kunstobjekte das Medium Wasser vi-
sualisieren können und eine kühlende Wir-
kung erreicht werden kann. Zehn Bestands-
gebäude in öffentlicher Hand werden um-
gebaut: Grüne Dächer und grüne Fassaden 
werden die Bausubstanz kühlen, Wasser zu-
rückhalten und energetisch dämmen. Be-
trachtete Aspekte sind zudem Maßnahmen 
zur CO

2
-Reduktion, zum Wasserrückhalt und 

zur Luftreinigung.

Green roofs, Rotterdam (Dachbegrünung in 
Rotterdam)

Begrünte Dächer steigern nicht nur das 
„grüne“ Image der Stadt Rotterdam, sie bie-
ten auch eine Pufferzone, um Extremnieder-
schläge kurzfristig abzuschwächen, und tra-
gen zu einem verbesserten Stadtklima bei. 
Die Stadt Rotterdam fördert im Rahmen der 
„Rotterdam Climate Initiative“ die Installa-
tion von Dachbegrünungen durch eine Sub-
vention in Höhe von 30 €/m2 und führt auf ei-
ner Reihe von öffentlichen Gebäuden selbst 
Dachbegrünungen durch.

Anpassungsmaßnahmen mit Bezug zu 
Stadtumbauaufgaben: 

Aufwertungsstrategien

• Zwischennutzungen als Experimentierfeld 
für Klimaanpassungsmaßnahmen

• Verbesserung der Lufthygiene durch sied-
lungsnahe Frischluftentstehungsgebiete

• Sicherung von Frischluftbahnen

• Nutzung und Förderung von Reduzie-
rungspotenzialen der städtischen Haupt-
emissionen von Hausbrand, Verkehr sowie 
Gewerbe/Industrie 

• Nutzung von „Guter Luft im Quartier“ als 
Aufwertungskampagne für den Stadtum-
bau 

Rückbaustrategien

• Verbesserung der Lufthygiene durch neue 
Frischluftentstehungsgebiete und Frisch-
luftbahnen auf Rückbauflächen

Anpassung technischer und sozialer 
Infrastruktur

• Berücksichtigung von technischen Vorkeh-
rungen zur Reduzierung der Luftbelastung 
im Quartiere (z.B. Filteranlagen, Umwelt-
plakette)

3.8  Tourismus und Kulturerbe

Tourismus wird durch Erholungsmöglichkei-
ten im Freiraum einer Stadt, aber auch – insbe-
sondere beim Städtetourismus – durch das je-
weilige städtische kulturelle Erbe geprägt. Au-
genfällig wird diese Verbindung bei Städten 
mit herausragendem Gebäude- und Parkbe-
stand, wie beispielsweise in Potsdam.

In der Wirtschaft Deutschlands kommt dem 
Tourismus eine hohe Bedeutung zu. Der durch 
die im Tourismus Beschäftigten erwirtschafte-
ter Anteil am BIP beträgt 8% (DZT 2004). Gera-
de in den industriell schwächer entwickelten 
Regionen ist der Tourismus für die regionale 
Ökonomie sehr bedeutsam (destatis 2010a)

Potenzielle Zielkonflikte

Technische Beschneiungsanlagen können 
aufgrund der zu erwartenden Temperaturzu-
nahme lediglich als eine kurz- bis mittelfristige 
Maßnahme zur Anpassung gesehen werden 
(UBA 2005). Die Anlagen können zwar tem-
porär den Wintersporttourismus sichern, der 
Betrieb der Anlagen aber führt zu einer Erhö-
hung der CO

2
-Produktion und steht im Wider-

spruch zu CO
2
-Vermeidungszielen. Gleichzei-
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tig ist eine Abkehr vom klassischen Wintertou-
rismus bei gleichzeitigen unsicheren Klimap-
rognosen nicht zu erwarten. Laut einer Gäst-
ebefragung möchten 68% der Österreich-Ur-
lauber den Winterurlaub zum Ski- und Snow-
boardfahren nutzen (Tourismus Monitor 
Austria 2009). Das hat zur Folge, dass weni-
ger schneesichere Gebiete und eine kürzere 
Saison zu Verlagerungen der Wintersportak-
tivitäten in höhere Lagen führen. Die Risiken 
sind Überlastungserscheinungen und ein er-
höhter Nutzungsdruck auf sensible Gebirgs-
ökosysteme (STARTCLIM 2007). Gleichzeitig 
hat eine technische Entwicklung eingesetzt, 
welche die Grenzen der Beschneiung ausge-
dehnt, die dann auch bei höheren Tempera-

turen möglich ist (Pitztaler Gletscherbahnen 
2009).

Um Umweltbelastungen zu minimieren, sind 
die zukünftige Eignung von Regionen als Win-
tersportdestination zu prüfen und gesetzliche 
Anforderungen an und Voraussetzung für Be-
schneiungsanlagen zu definieren (strenge An-
forderungen gemäß jeweiliger örtlicher hyd-
rologischer, klimatischer und ökologischer 
Bedingungen). 

Die Umstellung auf andere Formen des Tou-
rismus kann dazu führen, dass andere als bis-
herige Zielgruppen angesprochen werden – 
mit nicht prognostizierbaren Folgewirkungen 
im Tourismus. Die Entwicklung neuer Touris-

Tabelle 12
Steckbrief Tourismus und Kulturerbe

Tourismus und Kulturerbe

Wirkfolgen:
•	Häufigere	Schäden	an	Gebäuden,	Denkmälern	und	Kultureinrichtungen
•	Auswirkungen	auf	das	Stadtimage
•	Veränderungen	der	touristischen	Saison
•	Veränderung	der	Badegewässerqualität	(z.B.	durch	Algenblüten)

Wirkbereich des politisch­administrativen Systems

Maßnahme Zuständigkeit Handlungstyp Reaktionsart

Aufgabe Durch	Extremereignisse	gefährdete	bauliche	Anlagen	von	kultur- Innere	Verwaltung,	 regelsetzend,	 Gefahrenabwehr
historischem	Wert	müssen	identifizieren	und	gesichert	werden. 	Kultur,	Bauverwaltung Vorbild
Aufstellung	eines	regionalen	Tourismus-Masterplans,	zur	 Bauverwaltung,	 regelsetzend Vorsorge
	Verkehrsvermeidung	und	Entwicklung	regionaler	Erholungs- 	Wirtschaft	und	
möglichkeiten	(insbesondere	für	die	Extremhitzetage). 	Tourismus

Koordinator Urbane	Tourismusdestinationen	müssen	sich	aufgrund	der	 Sicherheit	 regelsetzend Gefahrenabwehr
	Hitzezunahme	in	Verbindung	mit	dem	demographischen	 und		Ordnung,	
Wandel		auf	einen	verstärkten	Einsatz	der	Rettungsdienste	ein- 	Gesundheitsdienste
stellen	und	ggf.	Kapazitätsausweitungen	in	den	Krankenhäu-
sern	einplanen.
Die	Möglichkeiten	des	Ausbaus	kulturtouristischer	Aktivitäten	 Kultur,	Bauverwal- regelsetzend Vorsorge
muss	geprüft	werden,	um	outdoorunabhängige	Tourismusalter- tung,	Wirtschaft	und	
nativen	anbieten	zu	können. 	Tourismus
Klimabedingten	Veränderungen	der	Wintersportmöglichkeiten	 Verwaltung	Sport	 regelsetzend Vorsorge
ist	durch	geänderte	–	diversifizierte	–	touristische	Konzeptionen	 und	Erholung,	
zum	Outdoortourismus	zu	begegnen. 	Bauverwaltung,	Wirt-

schaft	und	Tourismus
Entwicklung/Ausbau	des	sanften	Tourismus,	um	Alternativen	auf- Bauverwaltung,	 regelsetzend Vorsorge
grund	steigender	Energiepreise	vorhalten	zu	können. 	Verwaltung	Verkehr,	

Betreiber	ÖPNV,	Wirt-
schaft	und	Tourismus

Belang Badeseen	müssen	ggf.	intensiver	als	bisher	überwacht	wer- Gesundheitsdienste,	 regelsetzend Gefahrenabwehr
den,	um	gesundheitsrelevante	Informationen	über	deren	Wasser- Umweltverwaltung		
qualitäten	zu	sammeln. (Natur	und	Landschaft)
Technische	Beschneiungsanlagen	können	ggf.	Fehlinvestitionen		 Wirtschaft	und	 beratend Vorsorge
darstellen,	daher	müssen	durch	lokale	Klimamodellierungen	 	Tourismus
die	Auswirkungen	auf	die	Wintersportmöglichkeiten	untersucht	
	werden.

Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft

Der	Tourismusbereich	kann	zwar	konzeptionell	durch	die	kommunalen	Verwaltungen	begleitet	und	gesteuert	werden,	grundsätzlich	wird	er	je-

1

doch	von	den	lokalen	privaten	Leistungsträgern	geprägt.	Hoheitliches	Handeln	ist	hier	durchaus	möglich	(z.B.	durch	Versagen	von	Genehmi-
gungen	für	Beschneiungsanlagen),	jedoch	erscheint	die	„Überzeugungsarbeit“	der	Leistungsträger	durch	die	Gemeindeverwaltungen	zielge-
rechter.	Da	die	Tourismuswirtschaft	einerseits	von	den	Folgen	des	Klimawandels	ökonomisch	betroffen	sein	wird,	auf	der	anderen	Seite	jedoch	
auch	durch	die	rechtzeitige	Entwicklung	von	Alternativangeboten	profitieren	kann,	ergibt	sich	ein	hoher	Handlungsdruck	für	eine	Zusammenar-
beit.

Quelle:	 Eigene	Darstellung
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muskonzepte muss daher unter Einbezug aller 
touristischen Leistungsträger erfolgen.

Potenziale zur Verbesserung der 
städtischen Lebensqualität

Eine frühzeitige konzeptionelle Reaktion 
auf die Folgewirkungen für den Tourismus 
durch den Klimawandel kann ein Beitrag zur 
nachhaltigen Sicherung der regionalen (tou-
ristischen) Beschäftigungssituation sein. Die 
Diversifizierung des Angebotes könnte eine 
ausgleichende Wirkung auf die saisonalen 
Auslastungen der touristischen Betriebe ha-
ben und deren Einkommensbasis stärken. 
Beispielsweise kann die Umstellung auf For-
men des sanften Tourismus – einhergehend 
mit einer Stärkung des ÖPNV – die Gesamt-
situation des ÖPNV auch für die lokale/re-
gionale Bevölkerung verbessern und einen 
Beitrag zur Veränderung des Modal-Split leis-
ten. Gerade vor dem Hintergrund des demo-
graphischen Wandels dürfte die Berücksichti-
gung von Erfordernissen in der Gesundheits-
wirtschaft auch im touristischen Bereich ein 
Element zur Erhöhung der Zufriedenheit mit 
Gesundheitsdiensten sein.

Beispiele: 

BMBF-Forschungsprojekt „klimazwei 
– Forschung für den Klimaschutz und 
Schutz von Klimawirkungen: Klimatrends 
und nachhaltige Tourismusentwicklung 
in Küsten- und Mittelgebirgsregionen 
(KUNTIKUM)“ 

Das Projekt wird im Forschungsverbund an 
den Universitäten Lüneburg und Freiburg 
unter Leitung des Instituts für Umweltkom-
munikation (INFU) bearbeitet. In zwei Mo-
dellregionen Deutschlands (Nordseeküste 
und Schwarzwald) soll der Tourismus an die 
sich wandelnden Klimabedingungen ange-
passt werden. 

Quelle: www.klimatrends.de

„KWU - KlimaWandel Unterweser - 
informieren, erkennen, handeln“

Das Forschungsprojekt untersucht in der Re-
gion Unterweser Kommunikationsformen 
zum Klimawandel. Gemeinsam mit Akteuren 
aus Tourismus, Stadt- und Regionalplanung 
sowie Landwirtschaft werden Methoden und 
Materialien zur Vermittlung eines Risiko- und 
Chancenbewusstseins entwickelt, um dar-
aus Handlungsmöglichkeiten aufzuzeigen. 
Im Rahmen des Forschungsprojekts „Klima-
Wandel Unterweser“ sind neue Wege für die 

Kommunikation des Themas Anpassung an 
den Klimawandel erprobt und dokumentiert 
worden. Die entstandenen Produkte vermit-
teln die Notwendigkeit der Beschäftigung mit 
Anpassungsmaßnahmen an den Klimawan-
del für definierte Akteursgruppen. Es wurden 
sechs Produkte von Arbeitsgruppen aus Tou-
rismus, Stadt- und Regionalplanung sowie 
Landwirtschaft entwickelt, die von den Ko-
operationspartnern des Sustainability Cen-
ters Bremen nach Abschluss des Forschungs-
projekts eigenständig weitergeführt werden.

Quelle: www.klimawandel-unterweser.eco-
lo-bremen.de

ExWoSt-Modellprojekt Regensburg 
(Teilprojekt B): „Prozessentwicklung 
Klimaanpassung für das Welterbe-Ensemble 
Innenstadt Regensburg“ 

Im Gegensatz zu vielen anderen Städten hat 
Regensburg einen relativ kompakten, geglie-
derten Stadtkörper und eine insgesamt ho-
mogene Siedlungsstruktur. Prägend ist die 
historische Altstadt mit ca. 1.000 denkmal-
geschützten Gebäuden. Diese gilt als einzige 
authentisch erhaltene mittelalterliche Groß-
stadt Deutschlands und ist seit 2006 UNESCO-
Welterbe. Die Regensburger Altstadt wird als 
„Steinerne Stadt“ charakterisiert. Ihre his-
torisch gewachsene dichte Baustruktur mit 
steinernen Plätzen und Gassen, wenig Bäu-
men im öffentlichen Raum und einer hohen 
Nutzungsdichte (Wohnen, Einkaufen, Arbei-
ten, Tourismus) erwärmt sich insbesondere 
im Sommer stärker als das Umland und wirkt 
als Hitzespeicher. So können die Temperatu-
runterschiede im Stadtgebiet bis zu 6 °C be-
tragen. Auf der realisierenden Planungsebe-
ne sollen in diesem Projekt Klimaanpassungs-
strategien und -maßnahmen speziell für das 
Denkmal-Ensemble und UNESCO-Welter-
be „Altstadt Regensburg“ bei der Fortschrei-
bung des Welterbe-Managementplans ent-
wickelt werden. Die historische Innenstadt 
ist aufgrund der spezifischen Rahmenbedin-
gungen (Denkmalschutz, Bebauungsdichte, 
persistenter Baukörper), die nur sehr einge-
schränkt Eingriffe für Klimaschutz und Kli-
maanpassung zulassen, und der Vulnerabili-
tät als „Hitzeinsel“ eine besondere Herausfor-
derung. Gemeinsam mit den verschiedenen 
Akteuren aus Gesellschaft, Wirtschaft, Wissen-
schaft und Verwaltung soll ein konsensfähiges 
Konzept zur Klimaanpassung erarbeitet wer-
den, auf dem basierend konkrete Klimaanpas-
sungsmaßnahmen entwickelt und an ersten 
Umsetzungsbeispielen erprobt werden sollen.

Quelle: www.klimaexwost.de



39Potenziale der Stadtentwicklung

„Wohlfühlregion Fichtelgebirge“

Zehn Gemeinden des Fichtelgebirges ha-
ben sich zur „Wohlfühlregion Fichtelgebir-
ge“ zusammengeschlossen. Im Rahmen der 
Bewerbung als „LEADER+-Region“ wurde ein 
Regionales Entwicklungskonzept (REK) er-
stellt, um über regional angepasste Maßnah-
men endogene Potenziale zu aktivieren und 
die Lebens- und Aufenthaltsqualität der Re-
gion für Tagesgäste und Urlauber sowie die 
Bewohner zu verbessern. Im Rahmen des 
REK sollen vor allem die Herausforderun-
gen des Klimawandels auf den Tourismus 
aufgegriffen werden. So wurden beispiels-
weise die Konzepte „Ganzjahressport: Nor-
dic Parc“ und „Wellness, Fitness, Schönheit: 
elements5“ entwickelt. Ein weiterer wichtiger 
Bereich ist „Zeitreise“, bei der die Geschich-
te und besondere Geologie des Fichtelgebir-
ges aufbereitet wurde.

Quelle: www.lag-wohlfuehlregion-ofr.le-on.org

Anpassungsmaßnahmen mit Bezug zu 
Stadtumbauaufgaben:

• Berücksichtigung der baukulturellen Di-
mension bei energiebezogener Maßnah-
men an Gebäuden und im Stadttraum

• Sicherung kulturhistorischer Bauten im 
Quartier und Anstreben einer Aufwertung 
des städtebaulichen Umfelds

• Nutzung von Leerstand und Brachen zur 
Förderung innerstädtischer Tourismusak-
tivitäten 

• Anschluss von Radwegen an innerstäd-
tischen und überörtliche Verbindungen 
(Vorsehen von wegebegleitenden Schat-
tenelementen und Trinkwasserbrunnen)

3.9  Land- und Forstwirtschaft

Die Kommunen müssen sich nicht nur den 
Herausforderungen der klimawandelbeding-
ten Folgen stellen, die im unmittelbaren ur-
banen Raum wirken, sondern sich auch den 
Problemen im Außenbereich widmen. 

Die Bedeutung der Land- und Forstwirt-
schaft bemisst sich weniger an der Zahl der 
Beschäftigten, deren Anteil an allen Erwerbs-
tätigen 2008 lediglich 2,1% betrug (destatis 
2010b), sondern zum einen als Grundlage 
der Lebensmittelproduktion und zum ande-
ren aufgrund ihres Anteils an der Flächen-
nutzung in Deutschland. 2007 betrug der An-
teil der landwirtschaftlichen Fläche 48,6 % 
und der Waldfläche 29,9% an allen Flächen in 
Deutschland (destatis 2010c). Wegen der bei-

den zentralen Funktionen der Landwirtschaft 
als Nahrungsmittelproduktion und Energie-
pflanzenanbau birgt der Klimawandel für die 
Landwirtschaft als Wirtschaftsektor sowohl 
Chancen als auch Risiken, gleichzeitig aber 
auch klimabedingte Zielkonflikte in ihrem ei-
genen Wirkungsbereich.

Potenzielle Zielkonflikte

Vor allem im Fall von (Wieder-)Bewaldungen 
muss in Zukunft aufgrund der zu befürch-
tenden Zunahme des Waldbrandrisikos und 
der Sturmwurfgefahr für Gebäude, Tiere und 
Menschen mit einem Konflikt zu bestehen-
den Siedlungssplittern im Außenbereich 
gerechnet werden. In Anbetracht von Ver-
meidungszielen erscheint es angeraten, die 
Nahrungsmittelversorgung gerade im städ-
tischen Umland zu fördern. Die Nutzung von 
landwirtschaftlicher Fläche zur ausschließli-
chen Biomasseproduktion für Energieerzeu-
gung wäre zudem kontraproduktiv. Vielmehr 
sollte eine kaskadische Verwertung natürli-
cher Rohstoffe erfolgen (Haas et al. 2008).

Potenziale zur Verbesserung der 
städtischen Lebensqualität

Die beschriebenen Maßnahmen sind geeig-
net, um die Beschäftigungsmöglichkeiten 
in der Landwirtschaft zu fördern. Der Er-
halt und die Pflege der land- und forstwirt-
schaftlichen Kulturlandschaft ist gleichfalls 
ein Beitrag, die Quantität und Qualität der 
städtischen Grünflächen zu erhöhen und 
kann im Fall der Waldflächen der Naherho-
lung dienen.

Beispiele: 

Standortinformationssystem und 
Soforthilfekarten in Bayern

Für die Erstellung des Standortinformations-
systems werden vorhandene Geodaten ge-
nutzt. Um die Bandbreite an möglichen Ver-
änderungen in Bayerns Wäldern abzubilden, 
werden regionale Klimamodelle und unter-
schiedliche Szenarien verwendet. Zusätz-
lich wird das Sturmrisiko aus meteorologi-
schen, topographischen und standortsbezo-
genen Daten abgeleitet und in die Modellie-
rungen einbezogen. Das Standortinformati-
onssystem stellt eine wesentliche Grundla-
ge für die Beratung der Waldbesitzer dar, da 
es ermöglicht, risikoangepasste Baumarten-
empfehlungen zum Waldumbau abzuleiten.

Quelle: www.lwf.bayern.de
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Tabelle 13
Steckbrief Land­ und Forstwirtschaft

Landwirtschaft

Wirkfolgen:
•	Auswirkungen	auf	die	Landwirtschaft

Wirkbereich des politisch­administrativen Systems

Maßnahme Zuständigkeit Handlungstyp Reaktionsart

Koordinator Die	Ausweisung	von	Risikostandorten	und	Gefahrenzonen	 Bauverwaltung regelsetzend Gefahrenabwehr
soll	der	Landwirtschaft	eine	spezifische	Anbauanpassung	er-
möglichen.
Nutzung	landwirtschaftlich	produzierter	Biomasse	zur	Energie- Ver-	und	Entsorgung,	 beratend	 Vorsorge
erzeugung,	um	die	regionale	Abhängigkeit	der	Energiegewin- Umweltverwaltung		 (vertraglich),	
nung	zu	mindern. (Natur	und	Landschaft) Vorbild
Steigerung	der	Effizienz	der	Wassernutzung	durch		 Ver-	und	Entsorgung,	 beratend	 Vorsorge
Be	wässerungsplanung. Umweltverwaltung	 (vertraglich)

Belang Durch	die	Temperaturzunahme	muss	mit	Auswirkungen	auf	die	 Sicherheit	und	 regelsetzend,	 Gefahrenabwehr
Tiergesundheit	gerechnet	werden,	die	durch	Maßnahmen	der	 Ordnung beratend
Gesundheitsvorsorge	gewährleistet	werden	muss.
Qualifizierung	der	Beschäftigten,	um	über	Möglichkeiten	nach- Schule	und	Bildung,	 beratend Vorsorge
haltiger	Landwirtschaft	zu	informieren,	Unterstützung	der	Verhal- Umweltverwaltung		
tensänderung. (Natur	und	Landschaft)
Einsatz	von	Nutzpflanzen,	die	wenig	Wasser	benötigen,	resis- Umweltverwaltung		 beratend Vorsorge
tent	gegen	Schädlingsbefall	und	gegenüber	Hitze-	und	Trocken- (Natur	und	Landschaft)
stress	sind.
Die	Umsetzung	der	mit	der	ökologischen	Landwirtschaft	verbun- Umweltverwaltung		 beratend	 Vorsorge
denen	Ziele	(z.	B.	geringer	Düngemittel-	und	Pestizideinsatz,	kei- (Natur	und	Landschaft) (vertraglich)
ne	Monokulturen,	Förderung	regionaler	Produkte	usw.)	trägt	zur	
Vermeidung	von	CO2-Emissionen	bei.	Gleichzeitig	leistet	die	
ökologische	Landwirtschaft	mit	der	Förderung	der	Artenvielfalt	
einen	wichtigen	Beitrag	zur	Anpassung	an	den	Klimawandel.
Um	die	Gefahr	des	Ernteausfalls	durch	Extremereignisse	zu	mini- Umweltverwaltung		 beratend Vorsorge
mieren,	soll	das	Fruchtartenspektrum	erhöhen	werden. (Natur	und	Landschaft)
Durch	die	Förderung	regionaler	Produkte	wird	die	Existenz	der	 Umweltverwaltung		 beratend Vorsorge
Landwirtschaft	gesichert,	die	ihrerseits	in	vielerlei	Hinsicht	eine	 (Natur	und	Land-
bedeutende	Rolle	bei	der	Anpassung	(z.	B.	durch	Förderung	der	 schaft),	Wirtschaft	und	
Artenvielfalt)	an	den	Klimawandel	spielt. Tourismus

Forstwirtschaft

Wirkfolgen:
•	Auswirkungen	auf	die	Landwirtschaft

Wirkbereich des politisch­administrativen Systems

Maßnahme Zuständigkeit Handlungstyp Reaktionsart

Koordinator Durch	die	Ausweisung	von	Gefahrenzonen	können	frühzeitig	 Bauverwaltung,	 regelsetzend Gefahrenabwehr
forstwirtschaftliche	Anpassungsmaßnahmen	erfolgen. Umweltverwaltung	
Wald	ist	eine	Sicherung	in	gefährdeten	Gebieten	(Steinschlag,	 Umweltverwaltung		 beratend Vorsorge
Hangrutschung)	sowie	ein	Erosionsschutz,	daher	ist	an		erforderlichen/ (Natur	und	Landschaft)
geeigneten	Stellen	eine	(Wieder-)Bewaldung	zu	prüfen.

Belang Aufgrund	des	Temperaturanstiegs	–	und	damit	einhergehen- Sicherheit	und	 z.T.	regelsetzend,	 Gefahrenabwehr
der	Trockenperioden	–	wird	die	Waldbrandgefahr	zunehmen,	 Ordnung,	 z.T.	beratend
der	durch	entsprechendes	Monitoring	und	eine	erhöhte	Einsatz- Umweltverwaltung		
bereitschaft	zu	begegnen	ist.	Die	Waldbestände	(weniger	Nadel		-	 (Natur	und	Landschaft)
mehr	Laubholz)	sind	zu	verändern.
Windwurfgefährdete	Gebiete	bedürfen	zum	einen	der	Über- Sicherheit	und	 z.T.	regelsetzend,	 Gefahrenabwehr
wachung	und	ggf.	des	Einsatzes	nach	einem	Extremereignis	–	 Ordnung,	 z.T.	beratend
mit	denen	häufiger	gerechnet	werden	muss	–	und	zum	anderen	 Umweltverwaltung		
kann	die	Baumartenwahl	(tiefwurzelnd)	das	Risiko	mindern. (Natur	und	Landschaft)
Qualifizierung	der	Beschäftigten,	um	das	Bewusstsein	für	eine	 Schule	und	Bildung,	 beratend Vorsorge
nachhaltige	und	naturschonende	Forstwirtschaft	zu	fördern. Umweltverwaltung	
Schnellumtriebwälder	–	auf	landwirtschaftlichen	Flächen	–	kön- Ver-	und	Entsorgung,	 beratend	 Vorsorge
nen	der	Biomasseproduktion	dienen	und	die	regionale	Unabhän- Umweltverwaltung		 (vertraglich),	
gigkeit	der	Energieproduktion	steigern. (Natur	und	Landschaft) Vorbild
Die	Vulnerabilität	erfordert	in	Zukunft	resistentere,	standort- Umweltverwaltung		 beratend,	Vorbild Vorsorge
geeignete	Baumarten. (Natur	und	Landschaft)
Um	Informationen	über	–	durch	den	Klimawandel	bedingte	–	
	Veränderung	der	Artenzusammensetzung	im	Ökosystem	Wald	zu	

Umweltverwaltung		
(Natur	und	Landschaft)

regelsetzend Vorsorge

erhalten,	muss	ein	Artenmonitoring	durchgeführt	werden.

Zusammenarbeit mit Wirtschaft und Zivilgesellschaft

Konsensorientiertes	Handeln	ist	in	diesem	Bereich	erforderlich,	da	zum	einen	zahlreiche	der	vorgestellten	Maßnahmen	einen	beratenden	Cha-

1 rakter	haben	und	gegen	den	Widerstand	der	Land-	und	Forstwirtschaft	(kaum)	durchsetzbar	sind.	Zum	anderen	erfordern	Maßnahmen,	wie	der	
Einsatz	von	Biomasse	für	eine	lokale/regionale	Energieversorgung,	die	Zusammenarbeit	von	Privaten	–	d.h.	Land-	und	Forstwirtschaft	sowie	
Kraftwerksbetreiber	–	untereinander.
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„Ganzjahressport Nordic Parc“ Fichtelgebirge

Innerhalb des Regionales Entwicklungskon-
zeptes (REK) „Wohlfühlregion Fichtelgebir-
ge“ von zehn Gemeinden des Landkreises 
Bayreuth entstand das Projekt „Ganzjahres-
sport Nordic Parc“, seit 2008 „Nordic Parc 
– Region der Jugend“. Mit diesem Konzept 
soll vor allem der Tourismussektor der Regi-
on an den Klimawandel angepasst werden. 
Der Fokus des Projektes liegt auf dem Ange-
bot von nordischen Sportarten auch außer-
halb der Wintermonate und ohne das Vor-
handensein von natürlichem Schnee. Inner-
halb des Projektes sollen das Loipennetz aus-
gebaut werden und zusätzliche Skiroller- und 
Inlineskatingbahnen sowie Skisprungange-
bote entstehen. Weiterhin ist zur gemeinsa-
men Vermarktung eine „Vier-Schanzen-Tour-
nee“ geplant, die sich speziell an Schüler, Ju-
nioren oder Senioren richten kann. Koope-
rationen mit tschechischen Partnern sind in 
der Umsetzung, außerdem soll eine zentra-
le Vermarktung zur Nutzung von Synergie-
effekten gewährleistet werden. Im „Nordic 
Parc“ werden auch die Angebote im Sommer 
mit NordicWalking, Mountainbiking (Down-
hill-Strecke) sowie Wandern und Radfahren 
ausgebaut.

Quelle: www.nordic-parc.de

Regionales Forum zur Stärkung des 
Grünlandes

Informationsveranstaltungen und Fortbil-
dungen zu den Funktionen von Grünflä-
chen im Rahmen der Anpassung an den 
Klimawandel.

Quelle: www.klimawerkstatt.wzw.tum.de

Anpassungsmaßnahmen mit Bezug zu 
Stadtumbauaufgaben: 

• Überprüfung und ggf. Vorhalten von Brach-
flächen für die Nutzung der urbanen Land-
wirtschaft oder zur Biomassenproduktion

• Schaffung von Pufferflächen zu siedlungs-
nahen Waldgebieten 

3.10 Kooperatives und   
 koordinierendes Handeln  
 der Verwaltungen 

Die regelmäßig komplexer werdenden Auf-
gaben in der Stadtentwicklung mit erhebli-
chen überörtlichen Abstimmungsbedarfen, 
bei gleichzeitig begrenzter Leistungsfähig-
keit der kommunalen Verwaltungen, erfor-
dern eine interkommunale Zusammenarbeit, 

die auch in der jüngeren Vergangenheit durch 
die Städte und Gemeinden vermehrt wahrge-
nommen wurde.

Vor allem aber der globale Charakter des Kli-
mawandels führt dazu, dass weder die Wirk-
folgen noch die daraus resultierenden Hand-
lungsnotwendigkeiten ausschließlich auf der 
durch administrative Grenzen beschränkten 
lokalen Ebene betrachtet werden dürfen. Ge-
rade die Extremereignisse werden zu Auswir-
kungen führen, die regional betrachtet wer-
den müssen. Die schleichend vonstattenge-
henden Veränderungen durch den Klima-
wandel werden – in unterschiedlichen Inten-
sitäten – jede Gemeinde berühren und ihr lo-
kales Handeln erfordern. Vor allem kleinere 
Kommunen werden dabei jedoch aufgrund 
der Humankapitalressourcen vor große He-
rausforderungen stehen. Interkommunale 
Zusammenarbeit kann ein Mittel sein, die-
sen Herausforderungen zu begegnen, indem 
die Verwaltungskapazität erweitert wird. 

Ein neuen Wege der interkommunalen Ko-
operation und der Vernetzung von derzeiti-
gen Herausforderungen hat das Projekt „Rah-
menplan Kieler Förde eingeschlagen. Die 
zwölf Kommunen rund um die Kieler Förde 
wollen die weitere Entwicklung dieser Region 
gemeinsam gestalten: In einem „Rahmenplan 
Kieler Förde“ sollen bis zum Sommer 2012 die 
maritimen Möglichkeiten, die sich aus der be-
sonderen Lage am Wasser ergeben unter Be-
rücksichtung des demographischen Wandels 
und von Klimawandel-Szenarien analysiert 
werden. Mit dem Ziel, eine einheitliche Linie 
für die zukünftigen Entwicklungsmöglichkei-
ten an der Förde zu finden, entstehen unter 
breiter Beteiligung der Öffentlichkeit, Ideen 
und Projekte, die miteinander abgestimmt 
werden (Land Schleswig-Holstein 2010). 

Nicht nur die Entwicklung von gemeinsamen 
Zukunftsvisionen erfordert eine enge Ab-
stimmung in der Region. Auch das Auftreten 
von Extremereignissen macht ein vernetztes 
Zusammenarbeiten verschiedener Organisa-
tionseinheiten – beispielsweise der Behörden 
und Organisationen mit Sicherheitsaufgaben 
(BOS) – notwendig. Die systemübergreifende 
Kommunikation sollte durch technische Lö-
sungen wie dem „TETRA-Netz“ sichergestellt 
werden. Um das Krisenmanagement zu un-
terstützen, können ebenfalls technische Pro-
grammlösungen wie etwa „DISMA 4.0“ (Di-
saster management) eingesetzt werden, das 
als Entscheidungshilfesystem fungiert (Jobst 
et al. 2008). Insbesondere im kommunalen 
Hochwassermanagement werden diese kom-
plexe Programmsysteme für die gesamte Not-
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fallplanung und das Notfallmanagement ein-
gesetzt, wobei Hochwasser nur eine Anwen-
dungsmöglichkeit von vielen ist. In Meck-
lenburg-Vorpommern wurde DISMA bereits 
Mitte der neunziger Jahre vom Landesamt für 
Katastrophenschutz eingeführt. 

Aufgrund von Zuständigkeitsregelungen – die 
je nach Land unterschiedlich sein können – 
sind aber auch unabhängig von der Gemein-
degröße verschiedene Aufgabenträger in die 
Problemlösung involviert.

Den Kommunen stehen zahlreiche Organi-
sationsformen zur kooperativen Wahrneh-
mung öffentlicher Aufgaben zur Verfügung. 
Die Wahl einer geeigneten Organisations-
form ist jedoch von verschiedenen Fakto-
ren abhängig. Maßgeblich ist zunächst, ob 

es sich bei der zu erfüllenden Aufgabe um 
eine hoheitliche oder nicht-hoheitliche Auf-
gabe handelt. Der Wahrnehmung hoheitli-
cher Aufgaben (z.B. die Bauleitplanung nach 
dem BauGB) stehen ausschließlich öffent-
lich-rechtliche Organisationsformen offen – 
die Formenwahl wird hierbei durch die je-
weiligen landesrechtlichen kooperationsge-
setzlichen Vorgaben eingeschränkt. Nicht-
hoheitliche Aufgaben – und hierzu zählt die 
beratende Tätigkeit der Kommunen – kön-
nen entweder privatrechtlich oder informell 
wahrgenommen werden (Spannowsky, Bor-
chert 2003; Hollbach-Grömig et al. 2005).

Neben der rechtlichen Betrachtung spielt 
auch der Zeitpunkt des interkommuna-
len Miteinanders – das in eine Start-, eine 
Konsolidierungs- und eine Reifephase un-

Tabelle 14
Zuständigkeitsregelung am Beispiel des Katastrophenschutzes

Bereich der öffentlichen 
Daseinsvorsorge

Regelung Träger/Aufsicht

Brand-	und	
	Katastrophenschutz

Zu	den	Gefährdungen	zählen:	Extremwetterlagen	(Sturm/
Orkan,	Starkregen,	lang	anhaltender	Schneefall/Schnee-
verwehungen),	Flächenbrände	(Waldbrand),	Hochwasser,	
Tierseuchen,	Gefahrstofffreisetzung,	Terrorismus,	Internet-
angriffe	und	Epidemien.

•	örtlicher	Brandschutz/	
Hilfeleistung:	amtsfreie	
Gemeinden,	Ämter	und	
kreisfreie	Städte

•	überörtlicher	Brand-
Jahrzehntelang	galt	in	diesem	Bereich	der	Daseins	-
vor	sorge		eine	klare	Aufgabentrennung.	Brand-	und	
Katas	trophen	schutz	ist	Ländersache,	während	für	den	
Zivilschutz		im	Verteidigungsfall	der	Bund	verantwortlich	ist.	
Nach	den	Anschlägen	vom	11.	September	2001,	dem	El-
behochwasser	2002	und	immer	häufigeren,	klimatisch	be-
dingten	Großschadenslagen	von	nationaler	Bedeutung	
haben	sich	Bund	und	Länder	auf	eine	partnerschaftliche	
„Strategie	zum	Schutz	der	Bevölkerung	in	Deutschland“	
geeinigt.	Nach	Änderung	des	Zivilschutzgesetzes	„können		
die	Länder	nun	auch	für	den	Katastrophenschutz	auf	Zivil-
schutz-Ressourcen	des	Bundes	zugreifen.	Um	den	föde-
ralen	Staat	beim	Bevölkerungsschutz	handlungsfähiger	zu	
machen,	hat	der	Bund	in	gleichem	Zuge	–	allerdings	nur	
bei	einem	Antrag	der	Länder	–	die	Befugnis	für	zentrale		
Koordinierungsmaßnahmen	erhalten.	Das	operative		
Krisen		management	obliegt	weiterhin	den	Ländern.“	(Stra-
tegie	zum	Schutz,	Behördenspiegel	12/2010,	S.	57).	2004	
richtete	der	Bund	das	Bundesamt	für	Bevölkerungsschutz	
und	Katastrophenhilfe	(BBK)	ein.

schutz/	Hilfeleistung:	
Landkreise	

•	Katastrophenschutz:	
Landkreise	und	kreis-
freie	Städte	

•	zentrale	Aufgaben	des	
Brandschutzes,	der	
Hilfeleistung	und	Ka-
tastrophenschutzes:	
Land

Brand-	und	Katast-
rophenschutzgesetz	
Brandenburg

Zivilschutzgesetz	des	
Bundes

Der	Brand-	und	Katastrophenschutz	im	Land	Brandenburg			
wird	nahezu	flächendeckend,	das	heißt	zu	98	Prozent,	
mit	ehrenamtlichen	Angehörigen	der	Feuerwehren	so-
wie	Helfern		des	Katastrophenschutzes	gewährleis-
tet.	In	Brandenburg	gibt	es	103	Stützpunktfeuerwehren	
(trägt	den		Belangen		des	ländlichen	Raumes	Rech-
nung),	18	Leit			stellen	in	den	Kreisen	und	kreisfreien	
Städten		und	5	Regional	leitstellen	an	den	Standorten	der	
Berufsfeuer	wehren	in		den	vier	kreisfreien	Städten	sowie	
der	Stadt	Eberswalde	(Ziel:	Informationsaufkommen	bei	
Großschadens	lagen	konzentrieren).	

Einrichtungen	(Beispiel:	Land	Brandenburg)

Bund:	THW,	Bundesamt	für	Bevölkerungsschutz	und	
	Katastrophenhilfe	(BBK),	susidiär:	Bundeswehr

Land:	Katastrophenschutzbehörde	(Innenministerium),	
Landesschule	und	Technische	Einrichtung	Brand-	und	
	Katas	trophenschutz

Landkreis,	kreisfreie	Städte:	Ordnungs-	und	Katastrophen-
schutzbehörde,	Leitstelle,	Regionalleitstelle	

Kommunen:	Feuerwehr,	Ordnungsbehörde

Freie	Träger:	ASB,	DLRG,	DRK,	JUH,	MHD

Quelle:	 Krappweis	2006
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terschieden werden kann (Klemme 2002) 
– eine Rolle bei der Wahl einer geeigneten 
Organisationsform.

Gerade die Startphase bietet sich für infor-
melles, noch wenig verbindliches Zusam-
menarbeit an, während die Umsetzung von 
Maßnahmen durch die Wahl einer formel-
len Organisationsform „ein höheres Maß 
an Verbindlichkeit und wechselseitiger Ver-
pflichtung“ (Hollbach-Grömig et al. 2005) 
für die Kooperationspartner gewährleistet. 
Mithin ist die Formalisierung interkommu-
naler Kooperation nicht als Voraussetzung, 
sondern als Resultante abgestimmten Han-
dels anzusehen. 

Schließlich ist für die Beurteilung der Zweck-
mäßigkeit einer Organisationsform auch 
noch relevant, ob eine auf Dauer angelegte 
Zusammenarbeit erfolgen soll oder es sich 
um eine projektorientierte, zeitlich befriste-
te Tätigkeit handelt und ob natürliche und 
juristische Personen des Privatrechts in die 
Kooperation einbezogen werden sollen. 

Beispiele: 

ExWoSt-Modellprojekt 
StädteRegion Aachen: „Gutes 
BetriebsKlima! Anpassungsstrategie 
für eine klimawandelgerechte 
Gewerbeflächenentwicklung in der 
Städteregion Aachen“

Die StädteRegion Aachen hat sich zum Ziel 
gesetzt, einen Leitfaden zur klimawandelge-
rechten Gewerbeflächenplanung für regio-
nale Organisationen, Kommunen und orts-
ansässige Betriebe zu entwickeln. 

Als Kernziele des Vorhabens gelten

• die Entwicklung eines Leitfadens zur kli-
mawandelgerechten Gewerbeflächenent-
wicklung in der Neu- und Bestandspla-
nung im stadtregionalen Kontext, 

• dessen Diskussion in Zusammenarbeit 
mit relevanten Unternehmen, Verbänden 
und Kommunen und Erprobung an Un-
tersuchungsgebieten mit unterschiedli-
chen Eigenschaften und Rahmenbedin-
gungen sowie

• die Erarbeitung von übertragbaren Emp-
fehlungen zu Implementierungsstrategi-
en für klimawandelgerechte Gewerbeflä-
chenentwicklungen.

Laufzeit: 2009-2012

Quelle: www.klimaexwost.de

„KLARA-Net− Netzwerk zur Klimaadaption 
in der Region Starkenburg“ 

Ziel der Gründung eines Netzwerkes in der 
Region Starkenburg (Südhessen) ist es, in-
nerhalb des Akteursnetzwerkes zukunftsge-
richtete Schritte zur Anpassung verschiede-
ner Handlungsbereiche wie Bauwirtschaft, 
Land- und Forstwirtschaft, Tourismus und 
Gesundheit zu entwickeln. Darüber hinaus 
soll in der zweiten Phase die Schnittstellen-
arbeit ausgebaut und an einem Pilotraum 
ein Anpassungskonzept sowie erste konkre-
te Anpassungsmaßnahmen erarbeitet und 
durchgeführt werden.

Quelle: www.klara-net.de/

Anpassungsmaßnahmen mit Bezug zu 
Stadtumbauaufgaben: 

• Koordination und Abwägung von Belan-
gen des Stadtumbaus und des Klimawan-
dels über die integrierte Stadtentwick-
lungsplanung, 

• Identifikation und Nutzung von Umset-
zungsmöglichkeiten in der Bauleitpla-
nung und Umbauoptionen in der Stadt-
erneuerung

• langfristiger, klimagerechter Stadtumbau 
bedarf unter finanziellen Restriktionen 
und den Unsicherheiten von Szenarien 
der wirtschaftlichen, demographischen 
und klimatischen Entwicklung der Be-
teiligung zahlreicher, auch neuer Akteu-
re und der Entwicklung einer Kommuni-
kationsstrategie

• Implementierung einer obligatorischen 
Klimaverträglichkeitsprüfung, die Aspek-
te der Klimaanpassung und -schutz be-
inhaltet

Resümierende Betrachtung zu den 
Potenzialen der Stadtentwicklung 

Die Betrachtung der Handlungsmöglichkei-
ten als notwendige Reaktion auf die Auswir-
kungen durch den Klimawandel hat gezeigt, 
dass die verschiedenen Belange die Identi-
täten der Stadtentwicklung unterschiedlich 
fordern. Während beispielsweise die Be-
lange des Verkehr sowie der Freiräume und 
Grünflächen ein starkes Engagement der 
Stadtentwicklung als Aufgabe verlangen, 
wird sie beim Belang der Land- und Forst-
wirtschaft vor allem als Koordinator oder ih-
rerseits als Belang in Anspruch genommen. 
Die steckbriefartigen Darstellungen in den 
Kapiteln 4.1 bis 4.10 haben die Reichweite 
der Stadtentwicklung aufgezeigt und deut-
lich gemacht, wo eine Zusammenarbeit mit 
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bzw. ein Einwirken auf andere involvierte 
administrative Akteure der Stadt erforder-
lich ist. 

Gerade in den Städten in den neuen Bun-
desländern offenbaren sich durch den voll-
ziehenden Stadtumbau mit den Handlungs-
ansätzen des Rückbaus im städtebaulichen 
Zusammenhang besondere Chancen für 
die Bewältigung des Klimawandels. Doch 
existierende Städte als kulturell gewachse-
ne Einheiten weisen eine hohe Persistenz 
auf und können nur schwer und sehr lang-
sam an neue Herausforderungen angepasst 
werden (Kropp et al. 2008). Gründe hier-
für sind sowohl ihre bauliche Struktur, Ei-
gentumssituationen sowie oftmals fehlen-
de Investitionsmittel.

Insbesondere bei Maßnahmen im Bestand, 
der bei weitem den größten Anteil an Ener-
gieeinsparpotenzial auf sich vereinigt, sind 
die Kommunen auf die Mitwirkungsbereit-
schaft der Eigentümer bzw. Bewohner ange-
wiesen. Damit bieten sich konsensuale Ver-

fahrensweisen an. Um somit auch in Zukunft 
den Anspruch der integrativen Problembe-
trachtung und -bewältigung der Stadtent-
wicklung aufrecht erhalten zu können, wird 
eine vielfältige Zusammenarbeit der ver-
schiedensten Akteure notwendig. Eine ver-
tikale Kooperation ist einerseits innerhalb 
der jeweiligen Stadt mit ihren verschiede-
nen Ämtern/Dezernaten wie auch mit an-
deren nicht-administrativen Akteuren ange-
zeigt. Gerade vor dem Hintergrund der nicht 
an den administrativen Grenzen Halt ma-
chenden Folgen des Klimawandels ist aber 
auch eine horizontale Kooperation mit an-
deren Kommunen notwendig. Aufgrund der 
unterschiedlichen administrativen Zustän-
digkeiten wird damit ein Ausbau der Koor-
dination der verschiedenen Aufgabenträger 
erforderlich. Vor allem Kommunen mit ein-
geschränktem administrativem Leistungs-
potenzial sollte zur Bewältigung dieser kom-
plexen Aufgabenstellung eine generalisier-
te Hilfe zur Entscheidungsfindung zur Seite 
gestellt werden.
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4 Ansätze für eine klimagerechte    
  Stadtentwicklung
Ziel dieses Kapitels ist es, grundlegende und 
bereits etablierte Ansätze für eine klimage-
rechte Stadtentwicklung aufzuzeigen.

4.1 Leitbilder

Grundlegende These ist, dass räumliche Leit-
bilder eine wichtige Funktion sowohl beim 
Klimaschutz als auch bei der Anpassung an 
den Klimawandel spielen können, da sie vor 
dem Hintergrund der Komplexität und Unsi-
cherheit in den Aussagen zum Klimawandel 
Orientierung bieten und dabei helfen kön-
nen, Prioritäten zu setzen. So wird auch in 
der Deutschen Anpassungsstrategie (DAS) 
die Rolle der Raumplanung u.a. darin gese-
hen, dass sie „mit der Entwicklung von Leit-
bildern für anpassungsfähige und belastba-
re (resiliente) Raumstrukturen eine Vorrei-
terrolle übernehmen [kann], die gegenüber 
den Auswirkungen aller gesellschaftlichen 
Veränderungsprozesse auf die Raumstruk-
tur robust und flexibel reagiert“ (Bundesre-
gierung 2008, S. 42).

Begriff des städtebaulichen Leitbilds

Der Begriff des Leitbilds ist in der Raumord-
nung gesetzlich nicht geregelt und existiert 
als informelles Instrument in unterschied-
lichen Definitionen und Interpretationen. 
In der räumlichen Planung wird der Begriff 
für die Charakterisierung eines anzustre-
benden Zustands des Planungsraums ver-
wendet. Im raumplanerischen Zusammen-
hang beschreibt Lendi (1995, S. 624) den Be-
griff folgendermaßen:

„Der Terminus ‚Leitbild’ wird mit einer ge-
wissen Präferenz überall dort verwendet, wo 
es darum geht, einen erwünschten künfti-
gen Zustand als anzustrebendes Ziel vor-
zugeben. Kennzeichnende Elemente eines 
Leitbildes sind mithin: vom Ist-Zustand und 
vom Trend sich abhebender Soll-Zustand, 
der durch ein abgestimmtes koordiniertes 
Verhalten erreichbar ist und erreicht wer-
den soll.“

Auch wenn keine allgemeine Definition des 
Leitbildbegriffs existiert, so lassen sich den-
noch allgemeine Kennzeichen von Leitbil-
dern feststellen (Scholles, Putschky 2001):

• Allgemeinheit/Abstraktheit: Relativ allge-
meine, häufig bildhafte Beschreibung des 
anzustrebenden Zustands

• Orientierungsrahmen zur Ableitung kon-
kreterer Ziele: Keine vorgefertigten Lösun-
gen, sondern Ableitung von Handlungsan-
weisungen möglich

• Grundsätzliche Realisierbarkeit: Keine 
Utopie, sondern ein prinzipiell zu errei-
chender Zustand

• Politische Zielaussage: Beruht auf einem 
gesellschaftlichen oder fachlichen Werte-
system

• Gruppenkonsens: In der Regel gibt es nicht 
das eine Leitbild für die zukünftige Ent-
wicklung, sondern mehrere, durchaus kon-
kurrierende

• Zusammenfassung verschiedener (Ober-)
Ziele: Zielsysteme entstehen in der Zusam-
menfassung bestehender und in der Ablei-
tung neuer Ziele

Leitbilder basieren auf gesellschaftlichen 
Oberzielen und sind keine in sich geschlos-
senen Systeme, da die Oberziele in der Regel 
Widersprüchlichkeiten enthalten, die es bei 
der Umsetzung von Maßnahmen abzuwä-
gen und auszuräumen gilt (Scholles, Putsch-
ky 2001).

Im raumplanerischen Kontext werden Leit-
bilder zwar oft auf staatlicher (Bund und Län-
der) und regionaler Ebene eingesetzt. Der Be-
griff wird aber auch auf kommunaler Ebene 
und bei Fachplanungen verwendet (Knieling 
2000). Je kleiner der räumliche Maßstab ist, 
desto konkreter fallen Leitbilder in der Re-
gel aus. 

Elemente von Leitbildern

Ein Leitbild setzt sich aus drei Elementen zu-
sammen, aus dem Leitbildprozess, welcher 
der Vorbereitung und Entwicklung dient, 
dem eigentlichen Leitbild im engeren Sin-
ne als Produkt des Leitbildprozesses, das 
in Wort und/oder Bild dargestellt wird, so-
wie der anschließenden Konkretisierung des 
Leitbilds in Form von Zielen und Maßnah-
men (Knieling 2000).

Für die Erstellung von Leitbildern existie-
ren keine Anforderungen oder Vorgaben, 
wie dabei vorzugehen ist. Allgemein soll-
ten Leitbilder jedoch ganzheitlich angelegt 
sein und sich nicht nur auf einzelne Sektoren 
oder Umweltmedien beziehen. Konsens be-
steht darüber, dass bei der Erarbeitung eines 
Leitbilds die Betroffenen zu beteiligen sind. 
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Bei der Leitbildentwicklung auf kommuna-
ler Ebene sind also die Bürger einzubinden, 
um zu verhindern, dass „von außen“ Ideal-
vorstellungen entworfen werden, die an den 
eigentlichen Bedürfnissen vorbei gehen und 
somit die Akzeptanz und Identifikation mit 
dem Leitbild verringern (Scholles, Putsch-
ky 2001). Leitbilder erhalten ihre notwendi-
ge Legitimation durch den Beschluss politi-
scher Entscheidungsträger. Danach kann das 
Leitbild als Grundlage für alle raumrelevan-
ten Planungen dienen (ebd.).

Wirkungen von städtebaulichen 
Leitbildern

Im 2002 vom damaligen Bundesministerium 
für Verkehr, Bauen und Wohnen (BMVBW) 
ausgeschriebenen Wettbewerb „Stadtumbau 
Ost“ wurde von den teilnehmenden Modell-
projekten die Entwicklung eines Leitbilds 
gefordert. Dabei zeigte sich, dass Leitbilder 
nicht als rein räumliche Planungsvorgabe im 
Sinne eines Raumbildes verstanden, sondern 
mit der Identitätsfrage verbunden wurden, in 
die verschiedenste Gruppierungen aus Ver-
waltung, Politik und Bürgerschaft einbezogen 
wurden (Sturm 2007).

Die in den Modellprojekten formulierten 
Leitbilder entfalteten ihre Wirkung weniger 
in Form von Steuerungsinstrumenten, son-
dern eher über die Bildung gemeinsamer Re-
ferenz- und Konsenspunkte im komplexen 
Stadtentwicklungsprozess. Voraussetzung 
für deren Wirksamkeit waren jedoch beglei-
tende Umsetzungsstrategien sowie der vor-
handene Umsetzungswille. Gerade vor dem 
Hintergrund der zunehmenden Bedeutung 
informeller Planungsinstrumente erwiesen 
sich Leitbilder beim Stadtumbau Ost nicht 
nur als sinnvoll, sondern auch als notwen-
dig, um die zahlreichen städtebaulich rele-
vanten Einzelentscheidungen bündeln zu 
können (Sturm 2007).

Die grundsätzliche Wirksamkeit von Leitbil-
dern auf die räumliche Entwicklung war auch 
Gegenstand einer breit angelegten Befragung 
von kommunalen Planungsamtsleitern und 
Stadtentwicklungsdezernenten (Spieker-
mann 1999; ebd. 2002). Im Ergebnis zeigte 
sich, dass sie unterschiedlich – in Abhängig-
keit von Planungsbereichen und Stadtgrößen 
– wirken. Bezogen auf Planungsbereiche (die 
z.T. die Belange der Stadtentwicklung darstel-
len) wurde die Wirkung räumlicher Leitbilder 
auf die Flächennutzungsplanung am höchs-
ten eingeschätzt. Hier wurde vier von fünf 
Leitbildern ein starker Einfluss zugesprochen. 
Etwas geringer war die Wirkung auf die Berei-

che Stadtentwicklungsplanung und Freiflä-
chenplanung. Immerhin noch jedes zweite 
Leitbild hatte starke Wirkungen auf die Berei-
che Verkehrsplanung, Wohnungsversorgung 
und Gewerbeplanung. Am geringsten wurde 
die Wirkung von Leitbildern in den Bereichen 
der Stadterneuerung sowie bei der Regional-
planung und Formen der interkommunalen 
Kooperation bewertet (Spiekermann 1999).

Nach der Stadtgröße differenziert zeigt sich 
deutlich, dass städtebauliche Leitbilder in 
kleineren Städten eine stärkere Wirkung als 
in größeren entfalten. Eine Ausnahme bilden 
Städte mit mehr als 500.000 Einwohnern, in 
denen Leitbilder ebenfalls einen direkten 
Einfluss ausüben (Spiekermann 2002).

Städtebauliche Leitbilder zum 
Klimaschutz

In der Beschlussvorlage „Klimaschutz in den 
Bereichen Bauen, Wohnen und Stadtentwick-
lung“ für die 116. Bauministerkonferenz am 
14. März 2008 in Berlin wurden Kriterien für 
ein kommunales städtebauliches Leitbild 
für den Klimaschutz formuliert (ARGEBAU 
2008). Demnach sollte ein kommunales ener-
giepolitisches Leitbild vor dem Hintergrund 
aktueller energiewirtschaftlicher und um-
weltpolitischer Rahmenbedingungen für 

• die Folgen der demographischen Entwick-
lung und dem daraus resultierenden Stadt-
umbau mit seinen Wirkungen auf die Sied-
lungsentwicklung, das kommunale Flä-
chenmanagement, die Infrastrukturnetze 
und die Wohnungswirtschaft,

• steigende Umweltstandards resultierend 
aus internationalen und nationalen Vor-
gaben,

• die Neufassung der Energieeinsparverord-
nung,

• steigende Energiekosten und die Liberali-
sierung des Energiemarktes

Ziele definieren und Argumente für die ener-
giepolitische Diskussion zwischen den ver-
schiedenen Zielgruppen auf der lokalen Ebe-
ne liefern. Als gemeindliches Energieleitbild 
sollte es die Basis für die künftigen Entschei-
dungen zu allen energiepolitisch relevanten 
Teilbereichen bilden, in denen die Gemein-
de direkt und indirekt Einfluss nehmen kann.

Im Städtebau ist durch eine Orientierung auf 
kompakte Stadt-, Siedlungs- und Bebauungs-
strukturen die Energieeffizienz im verkehrli-
chen und im baulichen Bereich gegenüber di-
spersen und flächenhaften Strukturen deut-
lich optimierbar (ARGEBAU 2008). Um Ver-
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kehre zu vermeiden, sind entsprechend des 
Leitbilds der „Stadt der kurzen Wege“ kom-
pakte, verkehrsarme Siedlungsstrukturen zu 
erhalten, regionale Wirtschaftskreisläufe zu 
fördern und der PKW-Verkehr innerhalb der 
Innenstädte und Stadtteilzentren allmählich 
zurückzudrängen (ARGEBAU 2008, S. 21).

Bewertung von Leitbildern der 
Stadtentwicklung vor dem Hintergrund 
der Anpassung an den Klimawandel

Zur Bewertung von Leitbildern der Stadtent-
wicklung vor dem Hintergrund der erforder-
lichen Anpassung an den Klimawandel kön-
nen Prinzipien der resilienten Stadtentwick-

lung („urban resilience“, Godschalk 2002) he-
rangezogen werden:

• Effizienz: Verringerung des Ressourcen-
umsatzes, Abfall- und Verkehrsvermeidung 
zur Verringerung von CO

2
-Emissionen.

• Exposition: Minimierung der Ausweitung 
von Siedlungsfläche zur Verringerung der 
Exposition der Siedlungsflächen gegen-
über Klimaänderungen. Gleichzeitig: Er-
halt von CO

2
-Senken im Freiraum.

• Diversität: Wechsel zwischen Infrastruktur, 
Gebäuden und Grünbereichen in der Sied-
lungsstruktur als Voraussetzung für ein an-
genehmes Stadtklima.

Tabelle 15
Übersicht über die Bewertung städtebaulicher Leitbilder

Effizienz Exposition Diversität Redundanz

Verringerung des Res­ Minimierung der Aus­ Eine hohe Diversität der Vermeidung monostruk­
sour cen  umsatzes, Abfall ­ weitung  der Siedlungs­ Siedlungsstruktur dient tureller städtebaulicher  
und Verkehrsvermeidung  fläche zur Verringerung der  insbesondere im Wechsel  Entwicklungen, um 
zur Verringerung von Exposition der Siedlungsflä­  zwischen Infrastruktur, Funktions fähigkeit des 
CO ­Emissionen.2 chen gegenüber Klimaän­  Gebäuden und Grünbe­  Gesamtsystems auch dann 

derungen. Gleichzeitig wer­ reichen eine Vorausset­ aufrecht zu erhalten, wenn 
den dadurch CO ­Senken 2 zung für ein angenehmes einzelne Teile vorüber­
im Freiraum erhalten. Stadtklima. gehend ausfallen.

Neuere Achsenmodelle o + o -
Bündelung	von	Infrastruk- Bündelung	der	Siedlungs- Großräumige	Diversität,	 Starke	Ausrichtung	auf	
turen,	aber	Gefahr	nicht	 entwicklung	entlang	von	 aber	kleinräumig	die	Ge- Achsen	und	auf	das	Zen-
geplanter	disperser	Sied- Achsen;	frei	halten	gefähr- fahr	zu	hoher	Verdichtung trum	(Betroffenheit	Kriti-
lungsentwicklung deter	Gebiete scher	Infrastruktur)

Die kompakte Stadt + + o o
Durch	Kompaktheit	güns- Kompakter	Kern	bietet	 Vermeidung	monofunktio- Starke	Ausrichtung	auf	das	
tige	Kostenbilanz	(geringer		 Möglichkeit,	gefährdete	Be- naler	Siedlungsräume	zu- Zentrum,	wo	sich	auch	
Grunderwerb,	niedrige		 reiche	in	Außenbereichen	 gunsten	vielfältiger	Nut- 	kritische	Infrastrukturen	
	Infrastrukturkosten,	 zu	meiden zungsmischungen	inkl.	 konzentrieren
	niedrige	Energiekosten) Durchgrünung,	Freiräume	

aber	Gefahr	zu	hoher	Dich-
te	im	Zentrum

Dezentrale Konzentration + o + o/+
Bündelung	von	Infra	struk	t	u- Bündelung	der	Siedlungs- An	zentralen	Orten	und	 Lokal:	Starke	Ausrichtung	
ren	in	Zentren	und	Achsen entwicklung	und	frei	hal- entlang	der	Achsen	Durch- auf	das	Zentrum,	wo	sich	

ten	bestehender	Freiräume,	 mischung	von	Wohnsied- auch	Kritische	Infrastruk-
aber	Gefahr,	dass	durch	 lungsbereichen,	Arbeits- turen	konzentrieren
Entwicklung	der	Versor- platz-,	Versorgungs-	und	 Regional:	Der	Aufbau	
gungsstruktur	ins	Umland,	 Freizeitzentren,	damit	mo- 	dezentraler	Zentrensys-
weitere	Umsiedlungen	und	 torisierte	Individualverkehre	 teme	und	kleinräumiger	
Flächeninanspruchnahme	 vermieden	und	außerdem	 Achsenkonzepte	erhöht	die	
in	der	Peripherie	begüns- Freiräume	erhalten	werden Redundanz	des	Systems
tigt	werden

Edge City - - + -
Die	Dichte	ist	nicht	aus- Da	tendenziell	neuere	Ent- Innerhalb	dieser	Städte	 An	für	den	MIV	strategisch	
reichend	hoch,	wodurch	
beispielsweise	ein	ÖPNV-

wicklungen	gefördert	wer-
den,	besteht	erhöhte	Ge-

kurze	Wege	und	die	Ver-
sorgung	der	Bewohner	gut,	

günstigen	Standpunkten	
entwickeln,	meist	an	Auto-

Netz	effizient	sein	würde fahr,	in	gefährdete	Gebiete	 so	dass	diese	meist	nicht	 bahnkreuzen,	unabhängig		
auszuweichen darauf	angewiesen	sind,	in	 und	weit	ab	von	anderen	

andere	Städte	zu	pendeln Städten

Die Zwischenstadt - - + o
Flächendeckende	Ansied- Entwicklung	findet	 Innerhalb	der	Zwischen- Weiträumige	Ausdehnung	
lung	ohne	konkrete	räum- zwischen	Städten,	oft	auch	 stadt	recht	kurze	Wege	 der	Zwischenstadt;	disper-
liche	Schwerpunkte	mit	
geringer	Dichte;	ein	ÖPNV-
Netz	ist	in	einem	solchen	

in	gefährdeten	Gebieten,		
statt

und	gute	Versorgung	der	
Bewohner

se	Siedlungs-	und	Infra-
struktur,	aber	in	der	Regel	
kein	ÖPNV

Gebiet	nur	schwer	umzu-
setzen

Quelle:	 Eigene	Zusammenstellung
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• Redundanz: Vermeidung monostruktu-
reller städtebaulicher Entwicklungen, um 
die Funktionsfähigkeit des Gesamtsystems 
auch dann aufrecht erhalten, wenn einzel-
ne Teile vorübergehend ausfallen. Zudem 
bieten dezentrale Netze mit vielen Knoten 
eine Voraussetzung für den Einsatz dezen-
traler Energieerzeugung aus erneuerbaren 
Energien zur Verringerung der CO

2
-Emis-

sionen.

Die gängigen Leitbilder der Stadtentwicklung 
werden anhand dieser Bewertungskriterien 
in der folgenden Matrix einander gegenüber-
gestellt (Tab. 15).

Keines der Leitbilder erfüllt alle Kriterien, 
die an eine resiliente, klimaangepasste Stadt 
zu stellen wären. Hinzu kommt, dass eini-
ge der Leitbilder sich – beispielsweise auf-
grund der in der Realität sehr bedeutenden 
Marktgesetze – nicht in dieser Form haben 
umsetzen lassen (z.B. Leitbild der Dezentra-
len Konzentration).

Dennoch können Elemente ausgewähl-
ter Leitbilder im Einzelnen als Ansatzpunk-
te für eine Gestaltung resilienter Siedlungs-
strukturen gegenüber dem Klimawandel ge-
nutzt werden. An dieser Stelle soll zwar kein 
idealtypisches städtebauliches Leitbild aus-
formuliert werden, es lassen sich aber eini-
ge wesentliche Eckpunkte formulieren, die 
an die Prinzipien der resilienten Stadt ange-
lehnt sind:

• Hinreichend hohe städtebauliche Dichte

• Erhalt bzw. Schaffung von Freiräumen

• Engmaschiges Infrastrukturnetz und Ver-
meidung zu hoher Infrastrukturkonzent-
ration.

Insgesamt scheinen sich die Leitbilder der 
Dezentralen Konzentration sowie der Kom-
pakten Stadt diesbezüglich am ehesten zu 
eignen. Allerdings ist es mit der Formulie-
rung von Leitbildern allein in der Regel nicht 
getan, da eine Formulierung von Leitbildern 
nicht automatisch alle Konfliktlinien auflöst. 
Ein in diesem Zusammenhang oft genann-
ter Konflikt ist die Kontroverse zwischen ei-
ner für den Klimaschutz günstigeren hohen 
städtebaulichen Dichte und der für die Kli-
maanpassung wichtigen Schaffung von Frei-
flächen. Hier zeigt sich, dass Leitbilder – so-
fern sie eine Grundlage für die Steuerung 
von Stadtentwicklung sind – auch normati-
ve Setzungen enthalten, damit in strittigen 
Entscheidungsfällen feststeht, welche Krite-
rien Priorität haben (Sturm 2007).

Fazit: Neue Herausforderungen – neue 
Leitbilder?

Leitbilder basieren auf gesellschaftlichen 
Oberzielen, die vor dem Hintergrund des 
sich ändernden Klimas angepasst werden 
müssen. Ein Leitbild eignet sich für Städ-
te und Regionen zunächst, um einen zielo-
rientierten Einstieg in das komplexe Thema 
des Klimawandels zu finden, zumal man sich 
auf ein noch recht abstraktes Leitbild eini-
gen kann, ohne sich in Einzelmaßnahmen 
zu verzetteln. Daneben besteht ein weiterer 
Vorteil darin, dass (auch bei sich widerspre-
chenden Maßnahmen) die Orientierung an 
einem Leitbild hilfreich bei der Entscheidung 
ist, welche Option zu wählen ist („Wo wollen 
wir eigentlich hin?“).

Im Zusammenhang mit Klimavorsorge und 
-anpassung könnten beispielsweise Leitbil-
der wie „Klimaverantwortung“, „Katastro-
phenresistenz“ (gilt für durch den Klimawan-
del verstärkte Extremereignisse) oder „Resi-
liente Gesellschaft“ formuliert werden. Die 
Frage nach der Resilienz als Leitbild städti-
scher Entwicklung bezieht sich jedoch nicht 
nur auf den Klimawandel, sondern berück-
sichtigt weitere städtische Änderungsprozes-
se beispielsweise im Kontext von Globalisie-
rung, Privatisierung und demographischem 
Wandel.

Letztlich steht hier die Forderung nach fle-
xibler Planung und nach Ansätzen der Ein-
beziehung zivilgesellschaftlicher Akteure: 
Es geht also nicht nur um die Anpassung 
der Planung an die Erfordernisse des Kli-
mawandels („Climate Change Proof Plan-
ning“), sondern generell um einen flexible-
ren Umgang mit Veränderungsprozessen wie 
Schrumpfung, Strukturwandel und kommu-
nalen Haushaltskrisen („Change Proof Plan-
ning“; BMVBS, BBR 2008, S. 26). In den damit 
verbundenen Prozess der Image- und Identi-
tätssuche sind Experten und Bürger mit ein-
zubeziehen (Sturm 2007).

Bei solch umfassenden Forderungen muss 
allerdings berücksichtigt werden, dass die 
Komponenten eines Leitbildes und ihre je-
weilige Ausgestaltung Gefahr laufen, einer 
gewissen Beliebigkeit ausgesetzt zu sein.
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4.2  Rolle der bestehenden 
planerischen und rechtlichen 
Instrumente

Der Klimawandel ist in seiner Bedeutsamkeit 
für die Raum- und Stadtplanung nicht auto-
matisch erkennbar. Natürlich hat jedes Er-
eignis eine räumliche Dimension des Auftre-
tens und breitet sich über bestimmte Verbrei-
tungspfade (Boden, Wasser, Luft) im Raum 
aus. Allerdings ist nicht jede Klimafolge un-
mittelbar relevant für die Raumplanung. Eine 
Relevanz gilt zumindest immer dann, wenn 
der Umgang mit dem Klimawandel bzw. des-
sen Folgen 

• raumbedeutsam im Sinne des § 1 Abs. 1 
bzw. § 7 Abs. 3 ROG sind (also eine über-
örtliche, überfachliche Betrachtung erfor-
dern, weil ihre Auswirkungen bzw. Vermei-
dungs- und/oder Bewältigungsstrategien 
von überörtlicher Bedeutung sind) und/
oder 

• einen konkreten Bezug zur Bodennutzung 
aufweisen (vgl. Art. 74 Abs. 1 Nr. 18 GG i. 
V. m. § 1 Abs. 1 BauGB), womit sie in der 
Bauleitplanung zu behandeln sind, weil 
die räumlichen Auswirkungen die bauli-
che und sonstige Nutzbarkeit des Bodens 
einschränken (vgl. § 5 Abs. 2 b Nr. 1 BauGB) 
und/oder Flächen für besondere Vorkeh-
rungen gegenüber ihren Einwirkungen be-
nötigt werden (vgl. § 9 Abs. 1 Nr. 16 und 24 
BauGB).

Der Klimawandel ist raumplanungsrele-
vant, wenn mit Hilfe raumplanerischer In-
strumente Eintrittswahrscheinlichkeit, In-
tensität oder Konsequenz von Klimafolgen 
für bestimmte, ausreichend sicher identifi-
zierbare Entstehungs- und/oder Betroffen-
heitsräume beeinflussbar sind oder plane-
rische Anpassungsstrategien gestaltet wer-
den können. Dies gilt beispielsweise sicher 
nicht für die Ausbreitung von Krankhei-
ten oder die Verschiebung von Vegetations-
zonen. Für die Raumplanungspraxis ist an-
schließend ein weiterer Schritt erforderlich, 
bei dem geprüft wird, welche der prinzipiell 
raumplanungsrelevanten Auswirkungen des 
Klimawandels im jeweiligen Planungsraum 
auftreten können, weil hier Gefahrenquellen 
lokalisiert sind und/oder sich räumliche Aus-
wirkungen von schleichenden Veränderun-
gen der Klimaparameter (wie z.B. Tempera-
tur und Niederschlag) in einer unterschiedli-
chen Größenordnung manifestieren können. 

Auf der Ebene der Bauleitplanung entspre-
chen Einschränkungen der Baufreiheit, die 
sich aus der Betroffenheit gegenüber dem 

Klimawandel ergeben, dem Gedanken der 
Situationsgebundenheit des Grundeigen-
tums. Auf der Grundlage des gesetzgebe-
rischen Auftrages des Art. 14 Abs. 2 GG zur 
Schaffung einer Bodenordnung, die Eigen-
tums- und Allgemeininteressen gleicher-
maßen gerecht wird, besteht grundsätzlich 
eine aus der Situationsgebundenheit eines 
Grundstückes abzuleitende immanente Be-
schränkung seiner Nutzbarkeit. Rechtlich 
wird dies als präventives Verbot mit Erlaub-
nisvorbehalt bezeichnet, womit das Bauen 
zwar nicht grundsätzlich verboten ist, aber 
im Sinne nach Art. 14 Abs. 1 Satz 2 GG näher 
bestimmt und gerade in Verbindung mit Abs. 
2 und 3 auch eingeschränkt werden kann. 
Diese situationsbezogene Beschränkung des 
Grundeigentums wird durch das BauGB kon-
kretisiert und stellt eine wesentliche Funkti-
on der Bauleitplanung dar. Erst wenn eine 
Nutzung, die sich durch Beschaffenheit und 
Lage eines Grundstückes anbietet, untersagt 
oder eingeschränkt wird, kommt dies einer 
enteignenden Wirkung gleich. 

Innerhalb des Bauleitplanverfahrens kommt 
der Umweltprüfung eine bedeutsame Rolle 
zur Aufbereitung des Belangs „Klima“ bei. 
Während die Wasserrahmenrichtlinie den 
Klimawandel ausklammert, enthält die Stra-
tegische Umweltprüfung (SUP) (2001/42/EG) 
bzw. ihre Umsetzung im Baurecht (vgl. § 1 
Abs. 6 Nr. 7 a) das Schutzgut „Klima“. Dies 
wird primär als Aufruf zum Klimaschutz ver-
standen. Gleichzeitig liegt der Fokus auf der 
Prüfung von Umweltveränderungen durch 
Pläne und Programme bzw. Projekte, nicht je-
doch den sich verändernden Umweltbedin-
gungen, an die eine Anpassung mit Hilfe der 
Pläne und Programme erforderlich ist. Über 
die Schutzgüter „Mensch“ sowie „Kultur- 
und Sachgüter“ ist allerdings in den Richt-
linien durchaus Platz für eine Prüfung gege-
ben, ob die vorgesehene Entwicklung nicht 
zu zusätzlichen Schadenspotenzialen füh-
ren kann, wenn beispielsweise in Gefähr-
dungsräumen gebaut wird, die von (klim-
abeeinflussten) Naturgefahren betroffen sind 
(Greiving 2004). Kurzum ist eine Berücksich-
tigung von Klimafolgen in SUP und Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (UVP) bereits ange-
legt. Es bedarf lediglich einer Bewusstseins-
schärfung der Anwender, die (noch) allzu oft 
eine enge, auf Natur- und Landschaft fixier-
te Sichtweise einnehmen. Eine formelle Kli-
maverträglichkeitsprüfung würde demge-
genüber neuen Verfahrensaufwand generie-
ren, der auf kommunaler Ebene erheblichen 
Widerstand auslösen dürfte. 
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Klimaschutz

Der allgemeine Klimaschutz geht über den 
engen stadtklimatischen Bezug hinaus, wie 
der Belang „Klima“ im BauGB lange verstan-
den worden war. Dieser allgemeine Klima-
schutz ist in § 1 Abs. 5 Satz 2 BauGB normiert 
(Unterstreichung durch den Autor): „Die Bau-
leitpläne sollen eine nachhaltige städtebauli-
che Entwicklung, die die sozialen, wirtschaft-
lichen und umweltschützenden Anforderun-
gen auch in Verantwortung gegenüber künf-
tigen Generationen miteinander in Einklang 
bringt, und eine dem Wohl der Allgemeinheit 
dienende sozialgerechte Bodennutzung ge-
währleisten. Sie sollen dazu beitragen, eine 
menschenwürdige Umwelt zu sichern und 
die natürlichen Lebensgrundlagen zu schüt-
zen und zu entwickeln, auch in Verantwor-
tung für den allgemeinen Klimaschutz, so-
wie die städtebauliche Gestalt und das Orts- 
und Landschaftsbild baukulturell zu erhalten 
und zu entwickeln.“

Ob damit der Klimaschutz jedoch zu den all-
gemeinen Zielen des Städtebaus mit eigen-
ständiger Bedeutung gehört, ist weiterhin 
umstritten. Söfker (2009) verneint dies mit 
dem Hinweis, dass die Bestimmung „auch in 
Verantwortung für den allgemeinen Klima-
schutz“ durch den Beitrag der Bauleitpla-
nung für den Umwelt- und Naturschutz ver-
mittelt werde, ähnlich Jäde (Jäde, Dirnber-
ger, Weiß 2007; BauGB § 9 Rn. 65, 70). Dem-
gegenüber sieht Krautzberger (2008b) auf-
grund der Regelung § 1 Abs. 5 Satz 2 Klima-
schutz nunmehr als eine allgemeine Aufgabe 
an, die sich als Leitlinie der Bauleitplanung 
darstelle (ähnlich: Koch 2004).

Hier wird der Auffassung gefolgt, dass der 
Schutz des globalen Klimas in der Tat als all-
gemeines Ziel des Städtebaus anzusehen ist. 
Dies hat sich auch im Rahmen der Berliner 
Gespräche zum Städtebaurecht bestätigt, die 
der Vorbereitung der nächsten BauGB Novel-
le dienen (Difu 2010, S. 19). 

Das Argument von Söfker, der Beitrag der Bau-
leitplanung zum Klimaschutz würde alleine 
durch den Umwelt- und Naturschutz vermit-
telt werden, greift deutlich zu kurz. Zwar fin-
den sich in § 1 Abs. 6 Nr. 7f BauGB Festle-
gungen mit höherer Bestimmtheit („die Nut-
zung erneuerbarer Energien sowie die spar-
same und effiziente Nutzung von Energie“), 
doch lässt sich daraus keinesfalls schlussfol-
gern, dass sich städtebaulicher Klimaschutz 
alleine auf Maßnahmen beschränkt, die un-
mittelbar auf die Reduktion von CO

2
-Emissi-

onen von Gebäuden abzielen (insbesonde-

re über die Nutzung erneuerbarer Energien, 
den Einsatz CO

2
-sparender Energieversor-

gungskonzepte und energetisch optimierter 
Bauweisen). Mit Verantwortung für den allge-
meinen Klimaschutz ist mehr eingeschlossen 
als Umwelt- und Naturschutz, so etwa eine 
CO

2
-sparende Siedlungsentwicklung. Diese 

erfasst alle Maßnahmen im Rahmen der Bau-
leitplanung, mit der die CO

2
-Emissionen, die 

von Siedlungen verursacht werden, vermin-
dert werden können (ARGEBAU 2008, S. 1). 

Dazu können laut ARGEBAU folgende städ-
tebauliche Strategien gehören: 

• „Innenentwicklung vor Außenentwick-
lung“ (§ 1a Abs. 2 und § 13a BauGB): Kli-
maschonend insbesondere deshalb, weil 
Naturlandschaften in ihrer CO

2
-absorbie-

renden Wirkung erhalten bleiben und eine 
räumliche Ausdehnung des Verkehrs ver-
mindert wird.

• „Kompakte Stadt“: Klimaschonend insbe-
sondere durch die Reduzierung des Ver-
kehrs.

• Durchgrünung von Siedlungen (§ 9 Abs. 1 
Nr. 25): Klimaschonend insbesondere auf-
grund der CO

2
-absorbierenden Wirkung 

von Bäumen und Pflanzen.

• Städtebauliche Förderung des Radver-
kehrs.

Unstrittig ist in jedem Fall, dass sich die Ver-
antwortung für einen allgemeinen Klima-
schutz nur in einem städtebaulichen Kon-
text bzw. einem bodenrechtlichen Bezug er-
gibt (Krautzberger 2008a, Söfker 2009). Dies 
hat auch die ARGEBAU (2008, S. 3) deut-
lich herausgestellt: „Festsetzungen in Be-
bauungsplänen können nur aus städtebau-
lichen Gründen getroffen werden. Die Bau-
leitplanung ist nach § 1 Abs. 1 und 3 BauGB 
ein Instrument zur städtebaulichen Entwick-
lung, das die bauliche und sonstige Nutzung 
der Grundstücke vorzubereiten und zu leiten 
hat, es geht also um Bodenrecht (vgl. Art. 74 
Abs. 1 Nr. 18 Grundgesetz – GG).“ § 1 Abs. 1 
BauGB steht in einem inneren Zusammen-
hang mit Art. 28 Abs. 2 GG, der den Gemein-
den als Teil der Angelegenheiten der örtlichen 
Gemeinschaft das Recht gewährleistet, in ei-
gener Verantwortung im Rahmen der Geset-
ze für ihr Gemeindegebiet die Bodennutzung 
zu regeln. 

Festsetzungen in Bebauungsplänen, die aus-
schließlich dem Zweck des allgemeinen bzw. 
globalen Klimaschutzes dienen, bleiben da-
her auch mit Einführung des § 1 Abs. 5 Satz 
2 BauGB unzulässig. Für die Rechtmäßigkeit 
entscheidend ist, dass die Festsetzungen von 
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einem legitimen städtebaulichen Interesse 
als Hauptmotiv getragen sind (ARGEBAU 
2008, ähnlich: Söfker 2009). Für den Hand-
lungsbereich der Maßnahmen, die unmit-
telbar auf die Reduktion von CO

2
-Emissio-

nen von Gebäuden abzielen, ist eine Abstim-
mung mit den Regelungsinhalten der Ener-
gieeinsparverordnung (EnEV 2009) und des 
Erneuerbare-Energien-Wärmegesetzes (EE-
WärmeG) erforderlich. 

Die EnEV regelt primär den höchstzulässi-
gen Jahres-Primärenergiebedarf von Ge-
bäuden. Die EnEV 2009 hat die diesbezüg-
lich geltenden Anforderungen an Neubau-
ten und bei Umbaumaßnahmen im Bestand 
um ca. 30 % verschärft (§§ 3 und 4 EnEV). 
Für die Stadtentwicklung besonders rele-
vant sind die Regelungen des EEWärmeG, 
das erklärtermaßen auch im Interesse des 
Klimaschutzes eine Förderung erneuerba-
rer Energien zum Gegenstand hat (§ 1). Da-
bei werden die Eigentümer von Neubauten 
dazu verpflichtet, den Wärmeenergiebedarf 
ihres Gebäudes anteilig durch erneuerbare 
Energien zu decken (§ 3 Abs. 1 EEWärmeG). 
Diese Regelung können die Länder nach Abs. 
2 auch auf bereits errichtete Gebäude aus-
dehnen. Gemäß § 5 besitzen die Eigentümer 
eine Wahlmöglichkeit hinsichtlich einer be-
stimmten von ihnen präferierten regenera-
tiven Energieform. 

Da das energetische Fachrecht damit be-
reits umfängliche Regelungen zur Redukti-
on von CO

2
-Emissionen von Gebäuden ent-

hält, ist zu klären, inwieweit bauleitplaneri-
sche Festsetzungen zu dieser Thematik über-
haupt noch erforderlich im Sinne des § 1 Abs. 
3 Satz 1 BauGB sind. Angesichts von § 1 Abs. 
6 Nr. 7f) BauGB („die Nutzung erneuerba-
rer Energien sowie die sparsame und effizi-
ente Nutzung von Energie“) besitzt die Bau-
leitplanung jedenfalls wie bei anderen Be-
langen des Abs. 6 auch eine ausdrückliche 
Planungsbefugnis (vgl. BVerwG, Beschluss 
vom 23.10.1990 – 4 B 130.90, Buchholz § 9 
BauGB Nr. 46). 

Es kann also keine Rede davon sein, dass 
das energetische Fachrecht Festsetzungen 
zur Nutzung erneuerbarer Energien aus-
schließen würde. Vielmehr kommt es dar-
auf an, welche städtebaulichen Konzepte 
verfolgt werden. Problematisch wäre nach 
Söfker (2009) ein Bebauungsplan, der aus-
drücklich Regelungen enthält, die hinter den 
fachgesetzlichen Bestimmungen zurückblei-
ben und damit Bundesrecht verletzen oder 
die Anforderungen lediglich festschreiben 
würde. Hier stellt sich die Frage der Erfor-

derlichkeit. Keineswegs ausgeschlossen ist 
hingegen, dass Kommunen mittels eines Be-
bauungsplans höhere Anforderungen stel-
len können, zumal im Fachrecht ausdrück-
lich darauf verwiesen wird, dass höhere An-
forderungen in anderen Rechtsvorschrif-
ten unberührt bleiben (§ 1 Abs. 3, § 2 Abs. 4 
und § 3 Abs. 3 EnEG). Gewährt bleiben muss 
dann aber der Grundsatz der Verhältnismä-
ßigkeit und Wirtschaftlichkeit von Festset-
zungen. Ebenfalls möglich ist es, mittels ge-
eigneter Festsetzungen die Erfüllung fachge-
setzlicher Vorgaben zu erleichtern bzw. über-
haupt erst zu ermöglichen (ARGEBAU 2008). 
So erfordert etwa die Außendämmung von 
Gebäuden zusätzliche überbaubare Grund-
stücksfläche oder erleichtert eine Südaus-
richtung des Gebäudes bzw. des Firstes eine 
aktive wie passive Solarenergienutzung. Al-
lerdings wird angesichts der dynamischen 
Entwicklung des energetischen Fachrechts 
kein Erfordernis für eine Verschärfung der 
bauplanungsrechtlichen Festsetzungen in 
diesem Bereich gesehen (Difu 2010, S. 22). 

Grundsätzlich bestehen vielfältige Möglich-
keiten zur Förderung regenerativer Ener-
gien (ARGEBAU 2008). So wurde auch im 
Rahmen der „Berliner Gespräche zum Städ-
tebaurecht“ konstatiert, dass das bestehen-
de städtebaurechtliche Instrumentarium be-
reits genügend Optionen zum Klimaschutz 
bereithält (Difu 2010, S. 25): 

• Festsetzungen zur passiven Nutzung der 
Sonnenenergie und zur Verringerung des 
Energiebedarfs (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB) 
über die Regelung der Stellung baulicher 
Anlagen, der Firstrichtung, der überbau-
baren Grundstücksfläche, Maß der bauli-
chen Nutzung sowie Festsetzungen zu Be-
pflanzungen zur Vermeidung von Beschat-
tungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB).

• Festsetzungen von Verwendungsverboten 
bzw. -beschränkungen luftverunreinigen-
der Stoffe (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 a BauGB). Da 
diese Vorschriften dem städtebaulichen 
Immissionsschutz dienen, muss ein pla-
nerisches Konzept vorliegen, das auf eine 
Verbesserung der lufthygienischen Situa-
tion abzielt. 

• Festsetzungen zum Einsatz erneuerba-
rer Energien (§ 9 Abs. 1 Nr. 23 b BauGB) 
mit dem Ziel, dass bei der Errichtung von 
Gebäuden bestimmte bauliche Maßnah-
men für den Einsatz erneuerbarer Energi-
en getroffen werden müssen. Diese Rege-
lung kann wie oben ausgeführt insbeson-
dere zur Unterstützung des energetischen 
Fachrechts genutzt werden.
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• Festsetzungen für CO
2
-sparende Energie-

versorgungskonzepte (§ 9 Abs. 1 Nr. 12, 13 
und 21 BauGB). Konkret kommen Versor-
gungsflächen für Blockheizkraftwerke (Nr. 
12), Versorgungsleitungen (Nr. 13) und Lei-
tungsrechte (Nr. 23) in Betracht. Damit ein-
hergehen kann die Festsetzung eines sog. 
„Anschluss- und Benutzungszwangs“ per 
gemeindlicher Satzung, die aus Gründen 
des „Gemeinwohls“ erforderlich sein muss. 
Dieser kann bauleitplanerisch sehr wohl 
kommunalrechtlich begründet werden. Zu 
beachten ist, dass mit § 16 EEWärmeG klar-
gestellt wurde, dass Klima- und Ressour-
censchutz als ein solcher Gemeinwohl-
belang anerkannt ist. Zuletzt urteilte das 
BVerwG, dass ein Anschluss- und Benut-
zungszwang für das örtliche Fernwärme-
netz in Gemeindesatzungen verfassungs- 
und gemeinschaftsrechtskonform ist (Ur-
teil des BVerwG vom 25. Januar 2006, Az.: 
8 C 13.05).

• Festsetzungen zum Schutz vor bzw. zur 
Vermeidung und Minderung von schädli-
chen Umwelteinwirkungen aus städtebau-
lichen Gründen (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB). 
Möglich sind aktive Maßnahmen an den 
emittierenden Anlagen als auch ein passi-
ver Schutz der von Immissionen betroffe-
nen Gebäude. Dabei darf jedoch immissi-
onsschutzrechtlichen Genehmigungsver-
fahren ebenso wenig vorgegriffen werden 
wie der Energieeinsparverordnung. Prakti-
sche Bedeutung hat diese Regelung vor al-
lem im Lärmschutz erlangt. Da Festsetzun-
gen zur Wärmedämmung demgegenüber 
nur mittelbar der Einsparung von Energie 
dienen, wird bezweifelt, ob sich dies aus 
dem Planungsauftrag des § 1 Abs. 6 Nr. 7 
BauGB ableiten lässt (Söfker 2009). 

Derartige Regelungsmöglichkeiten sind ge-
rade in größeren Städten bereits weitgehend 
Standard. Woran es fehlt, sind praktische Ar-
beitshilfen, weil gerade kleinere Gemeinden 
oftmals überfordert sind, die bestehenden 
Möglichkeiten einer klimawandelgerechten 
Stadtentwicklung zu erkennen (Difu 2010, S. 
20). 

Ein besonderes Augenmerk ist auf die Stadt-
umbaumaßnahmen zu legen. Insbesonde-
re bei Maßnahmen im Bestand, der bei wei-
tem den größten Anteil an Energieeinspar-
potenzial auf sich vereinigt, sind die Kom-
munen auf die Mitwirkungsbereitschaft der 
Eigentümer bzw. Bewohner angewiesen. Da-
mit bieten sich konsensuale Verfahrenswei-
sen an. Stadtumbaumaßnahmen (§§ 171 a – 
171 d BauGB) dienen der Herstellung nach-

haltiger städtebaulicher Strukturen in von 
erheblichen Funktionsverlusten betroffe-
nen Gebieten. Die Bedeutung für den Kli-
maschutz besteht im Rückbau ungenutzter 
baulicher Strukturen. Diese sind zur Stärkung 
kompakter Stadtstrukturen vornehmlich an 
Siedlungsrändern zurückzubauen.

Auch städtebauliche Sanierungsmaßnah-
men (§ 136 BauGB) können Klimaschutz-
zwecken dienen. Nach Krautzberger (2008b) 
lässt sich ein städtebaulicher Missstand ab-
leiten, wenn ein Gebiet den sich aus den Er-
fordernissen des Klimaschutzes ergebenden 
Anforderungen nicht gerecht wird, da der Be-
griff des „städtebaulichen Missstands“ in § 
136 BauGB offen formuliert ist. Ein solcher 
Missstand könnte bei einer Überzahl energe-
tisch nicht zeitgemäßer Gebäude (physischer 
Missstand) ebenso vorliegen wie bei defizitä-
rer energetischer Infrastruktur (funktionel-
ler Missstand). Insbesondere der koopera-
tive Charakter von Sanierungsmaßnahmen 
lässt diese in die Nähe von Governance-An-
sätzen rücken (vgl. Abschnitt „Governance“, 
Kap. 5.2) und besonders geeignet erscheinen, 
im Bestand Klimaschutz zu befördern.  

Da sowohl Stadtumbaumaßnahmen als auch 
städtebauliche Sanierungsmaßnahmen nicht 
direkt auf eine klimawandelgerechte Stadt-
entwicklung abzielen, wird im Rahmen der 
BauGB Novelle 2011 diskutiert, ein an der Re-
gelungsstruktur von Stadtumbaumaßnah-
men ansetzendes eigenständiges Instrument 
für Klimaschutz und -anpassung in das be-
sondere Städtebaurecht aufzunehmen, von 
dem für die Gemeinden eine Anstoßwirkung 
ausgehen soll (Difu 2010, S. 61). Damit wür-
de das gebäudebezogene, klimaschützende 
Fachrecht (z.B. Energieeinsparverordnung) 
um ein gebietsbezogenes Klimaschutzrecht 
ergänzt werden (BMVBS 2010, S. 22).

Schließlich ist auch die privat-mitverant-
wortliche Stadtentwicklung gemäß § 171 f 
BauGB zu nennen, d.h. die Festlegung von 
Gebieten, in denen in privater Verantwor-
tung standortbezogene Maßnahmen durch-
geführt werden. Klimaschutzrelevant kön-
nen hier vor allem quartiersbezogene Bau-
maßnahmen zur regenerativen Energiege-
winnung sein, weil sich die Frage nach einer 
gemeinsamen Finanzierung ebenso stellt wie 
die nach der Einbeziehung aller Eigentümer, 
worauf die Ermächtigung des § 171 f BauGB 
explizit abzielt. Allerdings wird die Einfüh-
rung eines „Climate Improvement Districts“ 
mehrheitlich abgelehnt, weil die bestehende 
Rechtsgrundlage des § 171 f BauGB als aus-
reichend angesehen wird. Zudem wird dar-
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auf verwiesen, dass gerade die informellen 
Standortgemeinschaften die erfolgreicheren 
sind (Difu 2010, S. 63).  

Eine Alternative zu öffentlich-rechtlichen 
Festsetzungen stellen städtebauliche Ver-
träge mit oder ohne Kombination mit einem 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan dar (§ 
11 Abs. 1, § 12 BauGB) (Krautzberger 2008a; 
Krautzberger 2008b; Söfker 2009; Difu 2010). 
Sie kommen immer in Betracht, wenn ein bo-
denrechtlicher Bezug vorliegt. 

Im Einzelnen sind denkbar:

• Verträge zur Vorbereitung und Durchfüh-
rung städtebaulicher Maßnahmen (§ 11 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 1 BauGB): Hier ist ins-
besondere die Übertragung vorbereiten-
der Untersuchungen (z.B. zum Stadtkli-
ma) und i. V. m. § 4b BauGB die Durchfüh-
rung von Verfahrensschritten der Bauleit-
planung auf Dritte zu nennen. Dies kann 
als Instrument zur Konfliktmediation die-
nen, was in engem Zusammenhang mit 
dem Abschnitt „Governance“ (Kap. 5.2) zu 
sehen ist. 

• Verträge zur Förderung und Sicherung der 
planerischen Ziele (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 
2 BauGB): Relevant ist hier vor allem eine 
Regelung zur Befristung oder Bedingung 
einer Grundstücksnutzung („Baurecht auf 
Zeit“) im Zusammenhang mit CO

2
-sparen-

den Siedlungsstrukturen. Vermieden wer-
den können etwa Brachflächen und andere 
für kompakte Siedlungsformen abträgliche 
Entwicklungen wie Überschüsse an länger-
fristig ungenutzten Bauflächen.  

• Folgekostenverträge (§ 11 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
BauGB): Einbezogen werden können auch 
Infrastrukturen, die dem Klimaschutz die-
nen, wie etwa Anlagen der Kraft-Wärme-
Kopplung oder Solaranlagen. 

• Verträge zu erneuerbaren Energien (§ 11 
Abs. 1 Satz 2 Nr. 4 BauGB): Explizit genannt 
werden Vereinbarungen über die Nutzung 
von Netzen und Anlagen der Kraft-Wärme-
Kopplung und von Solaranlagen. 

Denkbar sind auch privatrechtliche Verein-
barungen („Nebenbestimmungen“) im Kauf-
vertrag nach § 433 BGB, in denen sich Käufer 
etwa zur Nutzung regenerativer Energien ver-
pflichten, was über die Eintragung dinglicher 
Rechte (Grunddienstbarkeit, § 1018 BGB) 
im Grundbuch zusätzlich abgesichert wer-
den könnte, wenn etwa Nachbargrundstücke 
mitgenutzt werden müssen (Leitungsrechte). 

Öffentlich-rechtliche wie (verwaltungs-)pri-
vatrechtliche Verträge verlangen allerdings 

nach einer angemessenen Gegenleistung der 
Stadt für die Bauherren (Kausalitätsprinzip, 
Angemessenheitsprinzip, Koppelungsverbot 
siehe §§ 56 VwVfG). Diese kann sowohl in ei-
nem Baukostenzuschuss als auch in anderen 
Leistungen zu sehen sein, die den Bauher-
ren Vorteile versprechen. Im Gegenzug für die 
vertragliche Vereinbarung einer Solarwärme-
nutzung können Kosten für eine umfassen-
de Energieberatung und wärmeschutzbezo-
gene Betreuung in der Planungs- und Bau-
phase durch die Stadt übernommen werden.

Klimaanpassung

Während der Klimaschutz wie dargelegt 
mittlerweile sowohl im Bauplanungsrecht 
als auch dem energetischen Fachrecht eine 
große Bedeutung beigemessen wird, gilt dies 
für die Klimaanpassung ganz und gar nicht, 
wie auch Söfker (2009) einräumt. 

Dennoch sind Klimaschutz und -anpassung 
als untrennbare Bestandteile einer integ-
rierten Stadtentwicklungsstrategie anzuse-
hen. Dies machte auch die Bauministerkon-
ferenz in ihrem Beschluss vom 14. März 2008 
deutlich, in dem sie vor dem Hintergrund des 
demographischen Wandels, des Klimaschut-
zes und der Klimafolgenanpassung für eine 
integrierte, nachhaltige Stadtentwicklung 
plädiert.

Mithin ist es nicht verwunderlich, dass Kli-
maanpassung auch im Zusammenhang mit 
der BauGB Novelle 2011 diskutiert wird. In 
Erwägung gezogen wird eine klarstellen-
de Formulierung analog zu § 2 Nr. 6 Satz 6 
ROG („den räumlichen Erfordernissen des 
Klimaschutzes ist Rechnung zu tragen, so-
wohl durch Maßnahmen, die dem Klima-
wandel entgegenwirken, als auch durch sol-
che, die der Anpassung an den Klimawandel 
dienen“) (Difu 2010, S. 23). Diese klarstellen-
de Formulierung würde bekräftigen, dass in 
der Bauleitplanung im Rahmen der Darstel-
lungs- und Festsetzungsmöglichkeiten der §§ 
5,9 BauGB Regelungen zum Klimaschutz und 
zur Klimaanpassung ergehen dürfen, soweit 
diese einen Bezug zur Bodennutzung haben. 

Klimaschutzmaßnahmen sind räumlich ubi-
quitär, d.h. flächendeckend umzusetzen. Sie 
wirken auf verschiedene soziale Gruppen 
aber unterschiedlich; Chancen und Risiken 
sind sozial ungleich verteilt. Bei der Klima-
wandelanpassung trifft jedoch zur sozialen 
Ungleichverteilung eine räumliche hinzu: 
Die Klimaeffekte wirken regional und teil-
weise sogar lokal differenziert, die jeweili-
gen Raumstrukturen unterscheiden sich in 
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ihrer Vulnerabilität, weshalb eine Ausein-
andersetzung mit dieser Problematik in der 
Raum- und Stadtentwicklung unverzichtbar 
erscheint (Greiving, Schmidt-Thomé 2008).

Planerisches Handeln ist für die Reduzie-
rung der Vulnerabilität sowie den gezielten 
Aufbau von Klimaschutz- und Anpassungs-
kapazitäten gegenüber den Einwirkungen 
des Klimawandels von zentraler Bedeutung 
(Stern 2006; IPCC 2007). Auch die Studie der 
Weltbank „The Global Monitoring Report 
2008“, die den Klimawandel und die Millen-
niumsentwicklungsziele zum zentralen Ge-
genstand hat, kommt zu dem Schluss, dass 
ein wesentliches Handlungsfeld für den Um-
gang mit den Folgen des Klimawandels die 
Entwicklung adaptiver Stadtentwicklungs- 
und Urbanisierungsprogramme ist (World 
Bank 2008).

Die Bedeutung dieses Aspekts wird auch 
mit der vom Bundeskabinett am 17. Dezem-
ber 2008 beschlossenen „Deutschen Anpas-
sungsstrategie an den Klimawandel“ (DAS) 
deutlich. Dort heißt es: „Räumliche Planung 
kann mit den bereits bestehenden rechtli-
chen und planerischen Instrumenten so-
wohl Klimaschutz als auch Anpassung un-
terstützen. Möglicherweise häufiger auftre-
tende Naturgefahren können dazu führen, 
dass natürliche Ressourcen nur noch einge-
schränkt genutzt werden können. Gleichzei-
tig besteht ein hoher Nutzungsdruck, da An-
passungsmaßnahmen oft ebenfalls Raum be-
anspruchen. Die Raumplanung kann mit der 
Entwicklung von Leitbildern für anpassungs-
fähige und belastbare (resiliente) Raumstruk-
turen eine Vorreiterrolle übernehmen, die 
gegenüber den Auswirkungen aller gesell-
schaftlichen Veränderungsprozesse auf die 
Raumstruktur robust und flexibel reagiert.“ 
(Bundesregierung 2008, S. 42). 

Konkret werden in der DAS folgende Hand-
lungsbereiche benannt, die eine unmittelba-
re Bedeutung für die Stadtentwicklung auf-
weisen, wie der Bezug auf eine Reihe von 
Festsetzungsmöglichkeiten belegt:

• Anpassungsbedarf an Bauen in von Extre-
mereignissen gefährdeten Bereichen, sie-
he § 9 Abs. 5 Nr. 1 sowie Abs. 6a BauGB. 
Dieser kann bedeuten, dass Flächen kom-
plett von Bebauung freizuhalten sind und 
beispielsweise als Flächen für den Hoch-
wasserschutz (§ 5 Abs. 2 Nr. 7 BauGB) im 
FNP dargestellt werden, oder aber inner-
halb eines B-Plans gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 10 
BauGB explizit als von Bebauung freizuhal-
tende Flächen festgesetzt werden. Der Um-

gang mit Bauen in Überschwemmungsge-
bieten ist abschließend wasserrechtlich ge-
regelt (§ 31b Abs. 4 WHG: „In Überschwem-
mungsgebieten nach Absatz 2 Satz 3 und 
4 dürfen durch Bauleitpläne keine neuen 
Baugebiete ausgewiesen werden“). Festge-
setzte Überschwemmungs-gebiete sollen 
im FNP (§ 5 Abs. 4a, und B-Plan § 9 Abs. 6 
a BauGB) nachrichtlich übernommen wer-
den, noch nicht festgesetzte Überschwem-
mungsgebiete sowie überschwemmungs-
gefährdete Gebiete nach § 31 c WHG sol-
len vermerkt werden. Für Flächen, die von 
nicht näher bestimmten Naturgefahren be-
troffen sind, gelten die Kennzeichnungsre-
geln des § 5 Abs. 3 BauGB bzw. § 9 Abs. 5 
BauGB, die darauf hinweisen, dass bei de-
ren Bebauung besondere bauliche Vorkeh-
rungen gegen äußere Einwirkungen oder 
besondere bauliche Sicherungsmaßnah-
men gegen Naturgewalten erforderlich 
sind. Allerdings bedeutet eine Kennzeich-
nung noch keine Einschränkung der Be-
baubarkeit einer Fläche. 

• Geeignete Architektur sowie Stadt- und 
Landschaftsplanung, um eine klimatisch 
bedingte verstärkte Aufheizung der Städ-
te und damit Hitzestress zu lindern. Ge-
rade in Ballungszentren sollte die Frisch-
luftzufuhr über unverbaute Frischluftkor-
ridore gewährleistet sein. Hinsichtlich der 
Klimafolge Temperaturerhöhungen in Ag-
glomerationen kann die Freihaltung von 
Flächen (§ 9 Abs. 6 Nr. 10 BauGB) eben-
so in Betracht gezogen werden wie die Ge-
staltung der Siedlung und Bebauung, z.B. 
über Nutzungsdarstellungen zur Sicherung 
der Frischluftzufuhr (FNP, § 5 Abs. 2 Nr. 6 
BauGB) oder die Verringerung baulicher 
Verdichtung durch Festsetzung der Min-
destmaße von Baugrundstücken (B-Plan, § 
9 Abs. 6 Nr. 2 BauGB). Dies steht unter Um-
ständen im Widerspruch zu bestehenden 
Strategien der kompakten Stadt oder der 
passiven Nutzung von Solarenergie. 

• Überprüfungen und ggf. Anpassungen der 
vorhandenen Infrastrukturen der Wasser-
ver- und -entsorgung. Festsetzungen nach 
§ 9 Abs. 6 Nr. 14, 16 BauGB. 

• Flächendeckender Schutz vor Starkregen/
Sturzfluten, denen auch langfristig kei-
ne vorhersehbaren Risikozonen zugeord-
net werden können, über Verhaltens- und 
Eigenvorsorge der Bevölkerung durch die 
Informationsbereitstellung und Bewusst-
seinsbildung. 
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Bauleitplanung ist nur sehr begrenzt in der 
Lage, auf den baulichen Bestand einzuwir-
ken, der den überwältigenden Anteil der po-
tenziell von Hochwasser betroffenen Flä-
chen ausmacht. Dieser genießt gemäß Art 
14 GG Bestandsschutz. Folglich besteht pri-
mär die Möglichkeit, den weiteren Anstieg 
der Schadenspotenziale zu bremsen, nicht 
aber diese in der Fläche wirklich zu reduzie-
ren (Greiving 2008). Zudem ist auf eine Pro-
blematik hinzuweisen, die sich aus der zu-
nehmenden Unsicherheit der Festlegung von 
Wiederkehrintervallen aufgrund des Klima-
wandels ergibt. Während bisher davon ausge-
gangen worden ist, dass Wahrscheinlichkei-
ten für bestimmte Bemessungswasserstän-
de hinreichend sicher prognostiziert werden 
können, muss angesichts des Klimawandels 
nunmehr angenommen werden, dass man 
sich von Wahrscheinlichkeiten (probabilities) 
zu bloßen Möglichkeiten (possibilities) be-
wegt, weil durch die sich verändernde Um-
welt kein Verlass mehr auf statistische Wie-
derkehrintervalle besteht, die sich auf Beob-
achtungen in der Vergangenheit beziehen. 
Umso problematischer ist dann aber die Fi-
xierung starrer Regeln (bzw. die Orientierung 
am HQ 100), die zudem zu wenig Rücksicht 
auf die regional unterschiedlichen Folgen 
dieses Wandels nehmen, da sich die Verän-
derungen in der Jahresniederschlagsvertei-
lung ebenso wie den Extremereignissen zwi-
schen Flusseinzugsgebieten und sogar inner-
halb von Teileinzugsgebieten unterscheiden 
(Greiving 2008). Mithin ist nicht klar, ob eine 
Beschränkung der baulichen Nutzung einer 
Fläche überhaupt verhältnismäßig ist. Er-
forderlich ist angesichts des daraus erwach-
senden Legitimationsdefizits eine konsens-
orientierte Vorgehensweise (siehe Abschnitt 
„Governance“, Kap. 5.2). Für die Reduzierung 
der Schadenspotenziale ist daher die Über-
zeugung der Eigentümer/Mieter erforderlich, 
da die, wenn auch prinzipiell zur Verfügung 
stehenden Instrumente wie Rückbaugebote 
nach § 179 BauGB schon angesichts der Ent-
schädigungspflicht nur in begrenzten Aus-
nahmefällen überhaupt in Betracht kommen 
können.7 Sinnvoll einsetzbar sind aber Ins-
trumente des besonderen Städtebaurechts 
wie etwa die Städtebaulichen Umbaumaß-
nahmen, wo die Exposition gegenüber Na-
turgefahren ein Kriterium für den Rückbau 
bzw. die bauliche Ertüchtigung bestehender 
Anlagen sein sollte.

Weil der präventive Rückbau von Strukturen 
immer die Ausnahme bleiben wird, ist es ge-
rechtfertigt, über eine sog. „Plan-B-Option“ 
nachzudenken, die möglicherweise auftre-

tende Extremereignisse als Chance für den 
Umbau von Strukturen – etwa an der Küste – 
nutzt (Greiving, Schmidt-Thomé 2008). Für 
den Fall, dass beispielsweise eine Sturmflut 
Strukturen zerstören würde, wäre angesichts 
des steigenden Meeresspiegels ein Wieder-
aufbau an gleicher Stelle unter Umständen 
unwirtschaftlich. Eine räumliche Verlagerung 
ist bisher auch daran gescheitert, dass man-
gels Planungsrecht keine räumlichen Alter-
nativen zum Wiederaufbau zur Verfügung 
gestanden haben, die umgehend hätten ver-
wirklicht werden können. Überlegenswert ist 
es deshalb, zwar nicht die physische Nutzung 
präventiv zu verlagern, jedoch Planungsrecht 
für diese Nutzung an anderer Stelle vorzu-
bereiten, um für den Ereignisfall gewappnet 
zu sein. Dies würde die Resilienz von Raum-
strukturen deutlich erhöhen.

In Betracht gezogen werden kann dafür § 
9 Abs. 2 Nr. 2 BauGB („Baurecht auf Zeit“). 
Im Bebauungsplan kann in besonderen Fäl-
len festgesetzt werden, dass bestimmte der 
festgesetzten baulichen und sonstigen Nut-
zungen und Anlagen nur bis zum Eintritt be-
stimmter Umstände zulässig oder unzuläs-
sig sind. Die gegenwärtig zulässige Nutzung 
wäre beispielsweise Landwirtschaft: Der be-
stimmte Umstand wäre hier das Extremereig-
nis (z.B. Sturmflut). Folgenutzung wäre dann 
die zu verlagernde Nutzung (z.B. Industrie-
gebiet). Im FNP wäre dafür eine räumliche 
Überlagerung der beiden Nutzungen (be-
stehende Nutzung und Folgenutzung) dar-
zustellen. Streiten könnte man allerdings dar-
über, ob vor dem Hintergrund des Verhältnis-
mäßigkeitsprinzips und des Übermaßverbots 
der Eintritt der Bedingung hinreichend wahr-
scheinlich ist und in hinreichend absehbarer 
Zeit möglich erscheint. Dem kann entgegen-
gehalten werden, dass beispielsweise der Ein-
tritt einer extremen Sturmflut zwar unwahr-
scheinlich – aber mit dem fortschreitenden 
Klimawandel zunehmend wahrscheinlicher 
werdend – sein mag, deren Konsequenzen 
aber dramatisch wären und daher in der Ab-
wägung eine präventive Regelung verhältnis-
mäßig erscheint. 

Der Begriff „Klimaanpassung“ bleibt trotz der 
dargelegten Relevanz für Planung bis dato 
im BauGB unerwähnt, dürfte jedoch in die 
BauGB-Novelle 2011 aufgenommen werden. 
Allerdings lässt sich über die Leitvorstellung 
einer nachhaltigen städtebaulichen Entwick-
lung mittelbar ein Handlungsauftrag im Be-
reich Anpassung herleiten. 

Das Leitbild der nachhaltigen Entwicklung ist 
mit der Einsicht verbunden, dass auch mo-

(7) 
Auch wenn im Fall Riesa­Rö­
derau (Neubausiedlung an der 
Elbe, die nach dem Hochwasser 
2002 aufgrund der exponierten 
Lage zurückgebaut worden ist) 
ein freihändiger Erwerb stattfand, 
macht der gezahlte Betrag von 
40 Mio. € für 139 Gebäude deut­
lich, dass derartige Maßnahmen 
ein Einzelfall bleiben müssen.
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derne Gesellschaften vom Bestand und dem 
Funktionieren ökologischer Systeme abhän-
gen und nachhaltig nur funktionieren kön-
nen, wenn sie die Systemressourcen nicht 
über Gebühr belasten. Der Schwerpunkt der 
Lösungskonzepte liegt auf der Prävention, 
der Ausrichtung der gesellschaftlichen und 
ökonomischen Strukturen derart, dass eine 
dauerhafte umweltgerechte Entwicklung 
gesichert ist. Es besteht ein enger Zusam-
menhang zwischen Klimaänderungen und 
dem Begriff der nachhaltigen Entwicklung. 
Eine gesellschaftliche Entwicklung kann si-
cher nicht als nachhaltig angesehen werden, 
wenn in ihrem Rahmen die Risiken wachsen, 
von katastrophalen Ereignissen als mögliche 
Folgen des Klimawandels betroffen zu wer-
den. Umgekehrt sollte im Grundsatz eine 
Entwicklung, die als nachhaltig bezeichnet 
wird, nicht katastrophenträchtig sein (Lass, 
Reusswig, Kühn 1998). Eine zukunftsfähige 
Gesellschaft sollte somit ein ständig innovie-
rendes und lernendes System mit Anreizre-
gelungen zur Risikominderung sein (WBGU 
1999). Ohne eine Ausrichtung der Gesell-
schaft auf Widerstandsfähigkeit und Elasti-
zität gegenüber den möglicherweise katas-
trophalen Folgen des Klimawandels kann 
daher eine ansonsten nachhaltige Entwick-
lung nicht aufrechterhalten werden. Wenn im 
Fall einer Katastrophe enorme wirtschaftli-
che, soziale und auch ökologische Schäden 
bzw. Kosten entstehen, kann dies eine Gesell-
schaft, die ansonsten die Nachhaltigkeitszie-
le verfolgt, um Jahre zurück werfen oder im 
Fall irreversibler Schäden dauerhaft beein-
trächtigen. In der Regel entstehen durch den 
Wiederaufbau sogar zusätzliche Schäden wie 
Ressourcenverbrauch und Abfallbeseitigung 
(Greiving 2002). 

Bewertung

Grundsätzlich dürften in der Bauleitpla-
nung für die Umsetzung des Klimaschutzes 
keine Instrumenteninnovationen erforder-
lich sein, da das vorhandene Instrumentari-
um hinlänglich flexibel und sowohl zum Kli-
maschutz als auch der Klimaanpassung ge-
eignet ist – allerdings vornehmlich im Hin-
blick auf zukünftige Nutzungen. Dies gilt ins-
besondere für die SUP. Im Zusammenspiel 
mit dem energetischen Fachrecht und städ-
tebaulichen Gesamtmaßnahmen kann auch 
auf den Bestand Einfluss ausgeübt werden. 
Konsensuale Ansätze, die auf die Überzeu-
gung und Mitwirkung der Eigentümer set-
zen, sind hier von großer Bedeutung. Wün-
schenswert wäre die Aufnahme von Klimaan-

passung als Belang in § 1 Abs. 6 BauGB, was 
sich in der anstehenden BauGB Novelle auch 
abzeichnet. Wichtig für die kommunale Pra-
xis im Sinne der Bewältigung städtebaulicher 
Konflikte ist das Erkennen von Zielkonflikten 
zwischen Klimaschutz und Klimaanpassung. 
Diese können zu unterschiedlichen Entschei-
dungen führen, je nach objektivem Gewicht 
der Anpassungserfordernisse, die sich vor 
dem Hintergrund der Exposition gegenüber 
Klimawirkungen und der Sensitivität eines 
Raumes bestimmen lassen. Wichtig ist mithin 
die Erkenntnis, dass es im Grunde nicht um 
die Bewältigung singulärer Fragen wie Klima-
schutz und -anpassung, sondern um eine mit 
anderen Belangen abgestimmte integrierte 
klimawandelrechte Stadtentwicklung geht. 
Dies wird mittlerweile auch von der Bun-
desregierung erkannt (Difu 2010, S. 18). Da-
für bedarf es guter praktischer Beispiele und 
Handreichungen für die Umsetzung, um Pro-
zeduren für Kommunikation und Koopera-
tion zwischen den professionellen Akteuren 
zu etablieren. Dies wird von der Planungs-
praxis für wichtiger erachtet werden als neue 
Gesetze (BMVBS 2010, S. 22). (vgl. Abschnit-
te “Stadtklimawandel“ sowie „Climate-Proof 
Planning“, Kap. 2.1 und 5.1).

4.3  Förderprogramme

Städten und Gemeinden stehen zur Steue-
rung ihrer Stadtentwicklung im Wesentlichen 
die eng miteinander verknüpften Ressourcen 
Geld und Raum zur Verfügung. Doch mehr als 
40% der kommunalen Einnahmearten sind 
fremdbestimmt, u. a. auch über die Förde-
rung von Maßnahmen durch Land, Bund und 
EU (vgl. Schmidt-Eichstaedt 2002). 

Freiwillige kommunale Aufgaben, zu denen 
auch der kommunale Klimaschutz zählt, sind 
in hohem Maß auf externe Förderung ange-
wiesen, um nicht Gegenstand der kommu-
nalen Einsparpolitik zu werden. Klimaschutz 
umfasst hauptsächlich Maßnahmen zur Re-
duktion von Treibhausgasemissionen sowie 
zur Verbesserung der Energieeffizienz und ist 
aufgrund seines Querschnittscharakters in 
verschiedenen Bereichen kommunalen Han-
delns verankert (kommunales Energiema-
nagement, klimabezogene Öffentlichkeits-
maßnahmen, Verkehr, Ver- und Entsorgung, 
Beschaffungspolitik u.v.a.). EU, Bund, Länder, 
aber auch Gemeinden und Energieversorger 
unterstützen die Markteinführung umwelt-
freundlicher Energietechniken mit einer Viel-
zahl von Förderprogrammen oder subventi-
onieren die Reduzierung des CO

2
-Ausstoßes.
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Fördermittel der EU, des Bundes und der 
Länder sind in der Lage, Veränderungs- und 
Anpassungsprozesse einzuleiten und dazu 
beizutragen, Ansprüche an raumplaneri-
sche Konzepte und Prozesse auszuformulie-
ren. Sie beeinflussen damit Städte auf dem 
Weg zu einer klimaoptimierten Stadtent-
wicklung, deren wesentliche Aufgaben sich 
auf die Bereiche der Steuerung der Siedlungs-
entwicklung, Bauleitplanung, technische In-
frastruktur, Verkehr, sowie Wasserhaushalt/
Hochwasserschutz erstrecken. Berührt sind 
auch die Aufgabenfelder Katastrophen- und 
Bevölkerungsschutz, Gesundheit sowie Na-
tur- und Bodenschutz. 

Förderung zählt zu den indirekt wirkenden 
Instrumenten staatlichen Handelns, über die 
der Staat auf die räumliche, aber auch wirt-
schaftliche und gesellschaftliche Entwick-
lung Einfluss ausüben kann. Die bislang oft 
sektoral ausgerichteten, klimaschutzbezoge-
nen Förderprogramme konzentrierten sich 
meist auf die spezifischen Belange ihres Res-
sorts. Erst auf der kommunalen Ebene kön-
nen sowohl Klimaschutz- als auch vor allem 
Anpassungsmaßnahmen konkret umgesetzt 
werden. Zentrale Anpassungsstrategien sind 
dabei der vorsorgende Hochwasserschutz, 
Gebäudeschutz und Bauvorsorge, Betrieb 
und Ausbau von Infrastrukturen, die Einrich-
tung und der Erhalt von Frischluftschneisen 
zur Sicherung der städtischen Belüftung und 
des Temperaturausgleiches sowie Maßnah-
men der Sturmsicherung. Der Klimawandel 
erfordert eine Anpassung, die insbesondere 
finanziell von Städten und Gemeinden nicht 
alleine bewältigt werden kann. Während An-
passungsmaßnahmen selbst meist investiver 
Art sind, ist eine finanzielle und konzeptio-
nelle Unterstützung für die Entwicklung not-
wendiger Strategien, die Schaffung eines öf-
fentlichen Bewusstseins sowie die Begleitung 
des Umsetzungsprozess notwendig. 

Förderprogramme der EU, des Bundes 
und der Länder

Sowohl die europäische Ebene als auch Bund 
und Länder haben in den letzten Jahren ver-
stärkt Programme aufgelegt, Wettbewer-
be ausgelobt und Modellvorhaben initiiert, 
die direkt oder indirekt klimapolitische Fra-
gestellungen und Projekte betreffen. In Ab-
hängigkeit von einer beratenden, umsetzen-
den oder als Vorbild fungierenden Funktion 
(siehe hierzu auch Kap. 3, „Leistungspotenzi-
ale der Stadtentwicklung“) sind entsprechen-
de überörtliche Finanzierungsquellen mittel-
bar oder unmittelbar interessant. 

EU-Programme

Ein Hauptziel der Europäischen Gemein-
schaften ist die Herstellung der territorialen 
Kohäsion, d.h. gleiche Entwicklungschan-
cen in all ihren Teilräumen zu gewährleisten. 
„Die Erreichung dieses Ziels kann durch die 
Anpassung an den Klimawandel gefährdet 
werden, weil die Anpassungsnotwendigkei-
ten sich in den unterschiedlichen Teilräumen 
höchst unterschiedlich darstellen und folg-
lich die bestehenden Ungleichheiten noch 
verschärfen können“ (ARL 2007, S. 9). Insge-
samt hat die EU zahlreiche eigene oder geteil-
te Kompetenzbereiche mit Bezug zum The-
menfeld Klimaschutz einerseits, aber auch 
mit raumwirksamen Bezügen und städti-
scher Relevanz sowie Klimaanpassungser-
fordernissen anderseits. 

Das Sechste Umweltaktionsprogramm (UAP, 
2002-2012) dient der Umsetzung der EU-
Strategie zur nachhaltigen Entwicklung. Ei-
nes der Ziele des 6. UAP in den vier Schwer-
punktbereichen ist der Klimaschutz. Die eu-
ropäischen Umweltminister haben die EU-
Kommission im Dezember 2010 dazu auf-
gefordert, ein Nachfolgeprogramm vorzule-
gen, welches insbesondere der Umsetzung 
der Europa 2020-Strategie dienen soll, bei der 
der Klimaschutz, aber auch Aspekte der Kli-
maanpassung (klimaresistente Wirtschaft), 
eine zentrale Rolle einnehmen. Unbescha-
det der tatsächlichen Einführung eines neu-
en Umweltaktionsprogramms sieht die EU-
Kommission beim Thema Klimawandel drin-
genden Handlungsbedarf.

Das „Financial Instrument for the Environ-
ment“ (LIFE+, 2007-2013) ist das einzige EU-
Förderprogramm, das sich ausschließlich der 
Umsetzung von gemeinschaftlicher Umwelt-
politik widmet. Das Programm bietet sowohl 
Ansatzpunkte für eine Förderung von Klima-
schutzstrategien als auch zur Umsetzung von 
Anpassungsmaßnahmen im Bereich des Na-
turschutzes, der Land- und Forstwirtschaft 
und des Gewässerschutzes. Seit dem Start des 
Programms LIFE wurden seit 1992 mehr als 
3.000 Projekte im Bereich Umweltschutz mit 
etwa 2 Mrd. € gefördert (European Commis-
sion 2011).

Das Programm „Intelligente Energie – Eu-
ropa II“ (IEE II, 2007-2013) liefert einen Bei-
trag zur Umsetzung einer mittel- bis langfris-
tigen Energiestrategie insbesondere auf loka-
ler/regionaler Ebene. Da sich das Programm 
im Wesentlichen auf die Förderung von Ener-
gieprodukten und Energiesystemen konzen-
triert, werden Kommunen hier in erster Linie 



   Klimawandelgerechte Stadtentwicklung   Forschungen Heft 14958

als Adressat von Modellvorhaben oder als Ko-
operationspartner angesprochen. 

Integrierte Programme

Integrierte Förderprogramme werden hier 
thematisch verstanden, d.h. es werden Fi-
nanzierungsmöglichkeiten für klimage-
rechte Stadtentwicklungsstrategien be-
trachtet, die sich sowohl mit Fragen des Kli-
maschutzes als auch der Klimaanpassung 
auseinandersetzen. 

Zur Verbesserung der Agrarstruktur und des 
Küstenschutzes haben Bund und Länder 
das Gemeinschaftsprogramm Agrarstruk-
tur und Küstenschutz (GAK) aufgelegt, das 
auch die EU-Mittel kofinanziert. Im Rahmen 
der entsprechend ausgestalteten Landespro-
gramme findet sich eine Reihe von Finanzie-
rungsoptionen, insbesondere für Klimaan-
passungsmaßnahmen im Bereich der Land-
wirtschaft, von Natur und Landschaft, Hoch-
wasserschutz und der Siedlungsentwicklung. 
Auf Landeebene findet sich für diese Aufgabe 
unterschiedliche Bezeichnungen wie bspw. 
Integrierte Ländliche Entwicklung (ILE) und 
LEADER (Brandenburg), Ländliche Entwick-
lung (Bayern) und Förderung einer integ-
rierten ländlichen Entwicklung (Nordrhein-
Westfalen).Die Programme zur ländlichen 
Entwicklung bieten Kommunen im ländli-
chen Raum eine besondere Chance, Klima-
schutz und Klimaanpassung noch stärker 
auf der lokalen Ebene zu verankern und Sy-
nergieeffekte auch für die Stadtentwicklung 
zu erzielen, insbesondere seit das im Janu-
ar 2011 beschlossene Änderungspaket zum 
Rahmenplan 2011 des GAK u. a. die Förde-
rung einzelbetrieblicher Beratungsmaßnah-
men im Hinblick auf den Klimawandel stärkt.

Mit Haushaltsmitteln der Gemeinschafts-
aufgabe Verbesserung der regionalen Wirt-
schaftsstruktur (GRW) können Vorhaben der 
gewerblichen Wirtschaft gefördert werden, 
durch die die Wettbewerbs- und Anpassungs-
fähigkeit der Wirtschaft gestärkt und neue Ar-
beitsplätze geschaffen bzw. vorhandene Ar-
beitsplätze gesichert werden. Förderungsge-
genstand können klimaanpassungsbeding-
te Veränderungen von touristischen Arbeits-
plätzen ebenso sein wie Personalkosten in 
klimabezogenen Projekten und Anpassungs-
maßnahmen. Das zu fördernde Gebiet der 
Gemeinschaftsaufgabe GRW ist auf struktur-
schwache Regionen beschränkt, die sich flä-
chendeckend in den neuen Ländern und Ber-
lin sowie in ausgewählten strukturschwachen 
Regionen der alten Länder wiederfinden.

Europäischer Fischereifonds (EFF, 2007-
2013): Mindestens der Förderschwerpunkt 
„Umweltschutzmaßnahmen in der Aquakul-
tur“ weist eine Relevanz auch im Bereich der 
Klimaanpassung auf.

Der Europäische Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des ländlichen Raums 
(ELER, 2007-2013) ist in der laufenden För-
derperiode ein Instrument der gemeinsamen 
Agrarpolitik und gehört nicht zu den Struk-
turfonds im engeren Sinne. Er fördert in be-
sonderem Maße die interkommunale Zu-
sammenarbeit und gemeinsame, regionale 
Entwicklung von Kommunen, vorwiegend im 
ländlichen Raum. Insbesondere die landes-
spezifische Umsetzung der ELER-VO ist ge-
eignet, Maßnahmen der Klimaanpassung zu 
finanzieren. 

„LEADER“ ist kein eigenständiges Programm, 
sondern seit 2007 in das „ELER-Hauptpro-
gramm“ integriert. Die Umsetzung der LEA-
DER-Initiative fordert eine lokale Entwick-
lungsstrategie und innovative Ansätze vor 
Ort. LEADER-Initiativen bieten gerade Kom-
munen im ländlichen Raum eine besondere 
Chance, Klimaschutz und Klimaanpassung 
noch stärker auf der lokalen Ebene zu veran-
kern und Synergieeffekte auch für die Stadt-
entwicklung zu erzielen.

Gemeinschaftsinitiativen wie URBAN und 
INTERREG sind mit der neuen Förderperiode 
in die Zielprogramme der jeweiligen Struk-
turfonds integriert worden (siehe Abb. 4). 

Gemeinsam mit den Bundesfinanzhilfen stel-
len die Länder im Rahmen der Städtebauför-
derung Mittel für Maßnahmen der Sozialen 
Stadt, über die Stadtumbauprogramme bis 
hin zum Denkmalschutz und Sanierungs- 
und Entwicklungsaufgaben bereit und schlie-
ßen auch Klimaschutz und Klimaanpassung 
mit ein: „Darüber hinaus muss die Städte-
bauförderung aber auch weiterhin flexi-
bel auf neue Problemstellungen reagieren. 
Dies gilt aktuell vor allem für den städtebau-
lichen Beitrag zu Klimaschutz und Klima-
anpassung. Schließlich ist es wichtig, auch 
die EU-Strukturfonds für eine nachhaltige 
Stadtentwicklung zu nutzen“ (Stadtentwick-
lungsbericht 2008, S. 9). 

Bundesprogramme

Bund und Länder fördern Klimaschutz 
durch Energieeinsparungsmaßnahmen 
und Anwendung erneuerbarer Energien 
über verschiedene Förderprogramme mit-
tels Zuschüssen oder als Darlehen. Die För-
derung von Anpassungsmaßnahmen ist in 
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erster Linie Gegenstand von sektoralen oder 
integrierten Programmen.

Das Bundesministerium für Umwelt, Natur-
schutz und Reaktorsicherheit (BMU) stellt 
im Rahmen der aus Einnahmen aus der Ver-
äußerung von CO

2
- Emissionsberechtigun-

gen finanzierten Klimaschutzinitiative Mit-
tel8 für die Erstellung von kommunalen Kli-
makonzepten sowie eine begleitende Bera-
tung bei der Umsetzung und Anwendung 
von gewählten Strategien und Maßnahmen 
zur Verfügung (Servicestelle Kommunaler 
Klimaschutz; eingerichtet beim Deutschen 
Institut für Urbanistik). Neben den sechs 
Förderausrichtungen unterstützt das BMU 
auch Einzelprojekte zum Klimaschutz. 

Die energetische Sanierung des vorhande-
nen Gebäudebestandes und Verbesserung 
der Energiebilanz von Neubauten sind we-
sentliche Klimaschutzziele des Bundes. Die 
KfW Förderbank (finanziert über 80% Bund 
und 20% Länder) hat sich mit mindestens 
drei großen Finanzierungsinstrumenten auf 
das Erfordernis von Energieeinsparpotenzi-
alen im Gebäudebestand konzentriert. 

Als besondere Form der Förderung ist auf 
Bundesebene noch das Erneuerbare-Ener-
gien-Gesetz (EEG) zu erwähnen, das Betrei-
bern von Anlagen zur Erzeugung von Strom 
aus erneuerbaren Energien eine Einspeise-
vergütung sichert. 

Länderprogramme

Bundesweit erhebliche Energieeinsparpo-
tenziale liegen im Gebäudebestand. Die Op-
timierung der energetischen Sanierungen 
und die Erhöhung der Sanierungstätigkeit 
im Wohnungsbestand stellen einen wichti-
gen Beitrag zum Klimaschutz dar, der bereits 
von allen Bundesländern, aber auch vielen 
Städten oder auch Energieversorgungsunter-
nehmen intensiv unterstützt wird. 

Wettbewerbe und Modellvorhaben

Wettbewerbe für und zwischen Kommunen 
haben in den letzten Jahren auch im Bereich 
der Klimapolitik eine zunehmende Akzep-
tanz und Bedeutung erfahren.

In dem von der Deutschen Umwelthilfe e.V. 
ausgelobten Wettbewerb „Bundeshauptstadt 
im Klimaschutz“, der bislang 2006 und 2010 

FONDS Kohäsionsfond1 ESF EFRE ELER EFF

Regionale 
Schwerpunkte  Europäische Territoriale 

Konvergenz Wettbewerbsfähigkeit 
und ZIELE der Zusammenarbeit

und Beschäftigung
Kohäsionspolitik

ca. 251 Milliarden € ca. 49 Milliarden € ca. 7,75 Milliarden €

Integration von URBAN Integration von INTERREG

Intelligente Enerige – 
Europa II

Jugend in AktionLIFE+

ca. 727 Millionen € ca. 2,19 Milliarden € ca. 885 Millionen €

Kultur

ca. 885 Millionen €

Europa für Bürgerinnen 
und Bürger

ca. 885 Millionen €

SAVE

STEER

ALTENER

Natur und 
biologische Vielfalt

Umweltpolitik und gute 
Verwaltungspraxis

Information und 
Kommunikation

Programme 
außerhalb der 

Strukturförderung

Abbildung 4
EU­Finanzierungsinstrumente und Schwerpunkte 2007 bis 2013

1für Deutschland nicht relevant 

Quelle:	 Eigene	Zusammenstellung

(8) 
Für 2008: 400 Mio. €, 
für 2009 und 2010: 460 Mio. €. 
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durchgeführt wurde, konkurrierten die Kom-
munen in den Themenfeldern Energiespa-
ren, Green IT und energieeffizientes Büro, 
Energieerzeugung, Verkehr, Siedlungsge-
staltung sowie Öffentlichkeitsarbeit und Fi-
nanzierung um Preise in nach Kommunal-
größen gegliederten Teilnehmerklassen. Trä-
ger der ersten Preise 2010 sind die Gemeinde 
Ratekau (Schleswig Holstein, bis 20.000 Ein-
wohner), die Stadt Esslingen am Neckar (Ba-
den-Württemberg) sowie die Stadt Freiburg 
im Breisgau (Baden-Württemberg), die zu-
dem den Titel „Bundeshauptstadt im Klima-
schutz 2010“ tragen darf. Der ebenfalls von 
der Deutschen Umwelthilfe ausgelobte, auf 
kleine Kommunen bis 20.000 Einwohner aus-
gerichtete Wettbewerb „Klimaschutzkom-
mune“ wurde 2009 durchgeführt. Dabei wur-
den Klimaschutzmaßnahmen und -projekte 
aus den Themenfeldern Energiesparen, Ener-
gieerzeugung, Verkehr, Siedlungsgestaltung, 
Öffentlichkeitsarbeit und Beratung, Koope-
ration, Finanzierungsinstrumente und Bür-
gerbeteiligung abgefragt und bewertet. Den 
Titel „Klimaschutzgemeinde 2009“ erhielt die 
hessische Gemeinde Wettenberg.

Im Rahmen der Klimaschutzinitiative hat der 
Bund (BMU) den Wettbewerb „Kommuna-
ler Klimaschutz“ ausgelobt. Prämiert werden 
jährlich innovative Klimaschutzprojekte in 
den Kategorien technische und/oder bauli-
che Maßnahmen, vorbildliche Strategien so-
wie erfolgreich umgesetzte, innovative Aktio-
nen zur Beteiligung und Motivation der Be-
völkerung, in denen jeweils drei Preisträger 
ausgewählt werden. Die prämierten Projekte 
sollen Modell- und Vorbildfunktion besitzen 
und andere Kommunen zur Nachahmung 
anregen. Für den Wettbewerb 2011 standen 
240.000 Euro Preisgeld zur Verfügung.

Beim 2009 durchgeführten Bundeswettbe-
werb „Energieeffiziente Stadtbeleuchtung“ 
wurden 18 Preisträger für besonders innova-
tive Konzepte zur Erneuerung der Stadtbe-
leuchtung ausgezeichnet. Die Konzepte der 
Preisträger zeichneten sich durch eine sehr 
gute Energieeffizienz, Wirtschaftlichkeit so-
wie eine hohe Qualität der Beleuchtungs-
technik aus, besaßen „Leuchtturmcharak-
ter“ und sind Vorbild für andere Kommunen.

Der „European Energy Award“ ist ein Pro-
gramm für ein europaweites Zertifizierungs-
verfahren umsetzungsorientierter Energie- 
und Klimaschutzpolitik in Städten, Gemein-
den und Landkreisen. Im Programmjahr 2010 
konnte die 200. teilnehmende Kommune in 
Deutschland begrüßt und im November die 
100. Kommune zertifiziert werden. 

Das Bundesinstitut für Bau-, Stadt- und 
Raumforschung (BBSR) im Bundesamt für 
Bauwesen und Raumordnung (BBR) hat über 
das Modellvorhaben „Städte der Zukunft“ 
auch klimaschützende Strategien im Kon-
text der nachhaltigen Stadtentwicklung kon-
zipiert. In weiteren derzeit laufenden „Mo-
dellvorhaben der Raumordnung“ (MORO) 
und im Forschungsprogramm „Experimen-
teller Wohnungs- und Städtebau“ (ExWoSt) 
werden kommunale und regionale Modell-
städte mit klimaschutz- und anpassungsbe-
zogenen Fragestellungen analysiert. 

Das BMVBS hat 2009 den Wettbewerb „Ener-
getische Sanierung von Großwohnsiedlun-
gen auf der Grundlage integrierter Stadt-
teilentwicklungskonzepte“ ausgelobt. Der 
Wettbewerb richtete sich an Eigentümer von 
Großwohnsiedlungen.

Die Teilnahme der Kommunen selbst an Wett-
bewerben hängt von vielen Faktoren ab, bei 
denen die kommunale Finanzsituation zur Er-
füllung der angestrebten Aufgabe, die politi-
sche Zielsetzung und vor allem der vorhande-
ne Personalbesatz die zentralen Determinan-
ten darstellen. Die geringe Anzahl von techni-
schen Beschäftigten in kleineren und mittle-
ren Kommunen erlauben meist nur eine Kon-
zentration auf bestimmte, zusätzliche Aufga-
ben, zu denen auch die Teilnahme an Wettbe-
werben gehört. „Die Häufigkeit des Einsatzes 
von städtebaulichen Wettbewerben weist ei-
nen schwachen, aber dennoch signifikanten 
Zusammenhang mit steigenden Einwohner-
zahlen auf (r = 0,140). In diesem Bereich üben 
kleinere Städte ebenfalls Zurückhaltung aus, 
die vermutlich auf geringere personelle Res-
sourcen zur Betreuung des Wettbewerbes zu-
rückzuführen ist“ (Rüdiger 2009, S. 389). 

Um die Teilnahme an Wettbewerben zu erhö-
hen, wird in erster Linie die kommunalpoli-
tische Ebene zu überzeugen sein, da sowohl 
Antragsstellung als auch Wettbewerbserar-
beitung zwangsläufig mit einer Verschiebung 
und Priorisierung von Aufgaben einhergehen 
muss. Sowohl die öffentliche Gunst als auch 
die Aussicht auf finanzielle Unterstützung 
können „kommunalpolitisch überzeugende 
Argumente“ sein. In Bezug auf die Stärkung 
des öffentlichen Willens ist eine gesamtge-
sellschaftliche Sensibilisierung für das The-
ma von Nöten. Die notwendige finanzielle 
Unterstützung kann durch eine Preisgeldbe-
reitstellung, aber auch durch die Aussicht auf 
Teilnahme an Regelförderung Rechnung ge-
tragen werden. 
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In jüngeren förderrechtlichen Entwicklungen 
wird vermehrt der Einsatz von Planungsbü-
ros zur Teilnahme an Wettbewerben um För-
derung gefordert.9 Zu überlegen ist anknüp-
fend an diese Entwicklung, ob auch die An-
tragsstellung und die Betreuung von Wett-
bewerben in die Preisgeldkalkulation oder 
in den Fördertatbeständen aufgenommen 
werden. 

Förderberatung – Kenntnistransfer von 
Förderungen

Die Vielfalt und Eigenarten vorhandener 
Programme und die unterschiedlichen, po-
litikabhängigen Gewichtungen der Aufga-
ben aus den Handlungsbereichen Bau-, Woh-
nungs- und Siedlungswesen lassen die Ana-
lyse entsprechender Finanzierungsmöglich-
keiten zu einem komplexen Unterfangen 
werden. Für kleine oder mittlere Gemeinden 
ist es aufgrund mangelnder personeller Res-
sourcen schwierig, eine intensive Suche nach 
passenden Fördermaßnahmen zu betreiben 
und die Fördermöglichkeiten effektiv zu nut-
zen. Es ist anzunehmen, dass kleinere Städ-
te und Gemeinden aufgrund eines erhebli-
chen Defizits bei der Kenntnis über mögliche 
Förderprogramme und staatliche Finanzie-
rungsquellen eine geringere Beteiligung in-
nerhalb der jeweiligen Programme aufwei-
sen. Transparenz und Nachvollziehbarkeit 
sind zentrale Voraussetzungen dafür, dass 
öffentliche Förderprogramme ihre Adressa-
ten erreichen und der mit ihnen intendierte 
politische und gesellschaftliche Mehrwert er-
zielt werden kann. Aber selbst erfahrene Ver-
waltungswissenschaftler und Programm-Ex-
perten sprechen von einem „Förderdschun-
gel“, für dessen Durchforstung viele kleine 
und mittlere Gemeinden weder das Perso-
nal noch die Zeit haben. Selbst größere Städte 
sind mit der Suche nach geeigneten Förder-
mitteln stark gefordert. „Bei größeren Kom-
munen dürfte diese Kompetenz eher vorhan-
den sein, kommt jedoch wegen der stark ar-
beitsteiligen Verfassung nur bedingt zum Tra-
gen“ (Romaus et al. 2002, S. 115).

Die Beschäftigung von kommunalen oder 
regionalen Förderlotsen, Förderkoordinato-
ren, Fördermittelscouts oder auch die För-
derung entsprechender Stellen (wie z.B. Kli-
maschutzmanager im Rahmen der BMU-In-
itiative) sind ein Zeichen für die Komplexität 
und mangelnde Transparenz der Förderkulis-
se und den Beratungsbedarf in Deutschland. 

In der Trägerschaft von Land, Bund und Eu-
ropa finden sich verschiedenste Förderpro-
gramme, spezifische Antrags- und Bewilli-

gungsverfahren, unterschiedliche Fristen, 
Ausschlusskriterien und Voraussetzungen. 
Um die Vielfalt von Fördermöglichkeiten und 
Bedingungen im Antrags- bzw. Wettbewerbs-
verfahren kennenzulernen, müssen Transfer-
hilfen bereitgestellt und kommuniziert wer-
den, die sich an kommunale Vertreter rich-
ten. So führte das Deutsche Institut für Ur-
banistik, Servicestelle „Kommunaler Klima-
schutz“ in Kooperation mit der Stadt Leipzig 
im Jahr 2008, eine Informationsveranstaltung 
„Fördermöglichkeiten von kommunalen Kli-
maschutzprojekten“ durch, die sich an örtli-
che Vertreter aus Politik, Verwaltung und Im-
mobilien- und Energiemanagement richtete. 

Die Existenz bereits bestehender internetba-
sierter privater und öffentlicher Datenban-
ken über Fördermöglichkeiten von Klima-
schutz- und -anpassungsmaßnahmen muss 
offensiver in das kommunale Bewusstsein ge-
tragen werden und ggf. um die Aspekte des 
Klimawandels ergänzt werden. 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und 
Technologie stellt internetbasiert eine beein-
druckende und bedienerfreundliche Förder-
mitteldatenbank bereit (Abb. 5), in der um-
fangreiche Förderprogramme und Finanzhil-
fen von EU, Bund und Ländern gespeichert 
sind.

Innerhalb der 16 Förderbereiche finden sich, 
neben dem Themenfeld Energieeffizienz und 
erneuerbare Energien, auch verwandte The-
men wie Landwirtschaft und ländliche Ent-
wicklung, Regionalförderung, Städtebau und 
Stadterneuerung, Umwelt und Naturschutz 
sowie Wohnungsbau und -modernisierung. 
Aus den neun Kategorien wird als förderbe-
rechtigte Gruppe die kommunale Ebene di-
rekt angesprochen. Gleichzeitig zeigt die Da-
tenbank Finanzierungsinstrumente für Un-
ternehmen, Privatpersonen bzw. Vereine und 
Verbände. Hier können Kommunen in ihrer 
Funktion als kommunale Berater (Berater 
und Promotor) tätig werden.

Fazit: Ausblick und Empfehlungen

Während die Handlungsfelder des kommu-
nalen Klimaschutzes (vgl. Kap. 4.4, Abschnitt 
„Ex-Post-Analyse kommunaler Klimaschutz-
konzepte“) weit gestreut sind, kristallisiert 
sich nicht zuletzt aufgrund der staatlichen 
Förderung in diesem Bereich ein deutlicher 
Schwerpunkt im Bereich der Verbesserung 
der Energieeffizienz und der Energieversor-
gung auf allen administrativen Ebenen der 
Fördermittelgeber heraus. 

(9) 
In einigen Programmen ist die 
Beauftragung von externen Bü­
ros zwingend erforderlich (z.B. 
Integrierte Ländliche Entwick­
lungskonzepte); andere Richt­
linien fördern die Beauftragung 
von Externen, nicht jedoch die 
Leistungserstellung durch die 
Stadt selbst.
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Um kommunale Maßnahmen der Klimaan-
passung umzusetzen, müssen Möglichkei-
ten gefunden werden, Klimaanpassung ver-
stärkt über bestehende, querschnittsorien-
tierte Förderprogramme zu nutzen. Hier bie-
ten sich sowohl Städtebauförderungen, Pro-
gramme der ländlichen Entwicklung und 
Dorferneuerungsprogramme, EFRE-basier-
te Förderungen einer nachhaltigen Stadt-
entwicklung und Mittel der KfW an. Auch 
die Deutsche Anpassungsstrategie weist auf 
die Notwendigkeit der Förderung (nicht nur 
finanzieller Art) von Maßnahmen mit Syner-
gieeffekten für verschiedene Klimafolgen hin 
(Bundesregierung 2008). 

Städtische Politik ist in Zeiten knapper Kas-
sen zunächst auf die Finanzierung kommu-
naler Pflichtaufgaben konzentriert. Dann 
folgt eine Prioritätensetzung innerhalb der 
freiwilligen Aufgaben, bei denen externe Fi-
nanzierungsmöglichkeiten eine der wesentli-
chen Entscheidungskriterien darstellen. Da-
rüber hinaus können Kommunen, die sich 
in der Haushaltssicherung befinden, nicht 
mehr selbst darüber entscheiden, ob be-
stimmte freiwillige Aufgaben wahrgenom-
men werden oder nicht. „Auch Programme 
des Bundes wie die KfW-Förderprogramme 
können von den betroffenen Kommunen 

nicht genutzt werden, da es sich hier ledig-
lich um zinsverbilligtes Darlehen handelt, 
die i.d.R. nicht genehmigungsfähig im Rah-
men der Haushaltssicherungskonzepte sind“ 
(Rösler 2008, S. 104). Nur wenige Kommunen 
sind überhaupt in der Lage, auf die zahlrei-
chen bereitgestellten Fördermittel zurückzu-
greifen. Die komplementär aufzubringenden 
Eigenmittel stellen dabei das größte Hinder-
nis dar. Insofern stellt die Teilnahme an Wett-
bewerben – auch in Gemeinden unter Haus-
haltssicherung – zumindest einen kleinen 
Spielraum dar, sich aktiv im Bereich Klima-
schutz zu betätigen. Doch gerade bei Klima-
schutz- und Energiesparmaßnahmen bzw. 
-investitionen sollten die dadurch mittel- 
und langfristig zu erzielenden finanziellen 
Einsparungen stärker als Argument wahrge-
nommen werden, auch die diesbezüglichen, 
faktisch rentierlichen Investitionen behörd-
licherseits eher zu genehmigen.

Der begrenzte finanzielle kommunale Spiel-
raum offenbart sich jedoch nicht nur auf 
der strategisch-konzeptionellen Ebene. 
Auch die in bestehenden Klimaschutzkon-
zepten enthaltenen Maßnahmen können 
meist nur in begrenztem Umfang realisiert 
werden oder an Dritte adressiert werden 
(Umsetzungsorientierung). 

Abbildung 5
Internetauftritt zur Förderdatenbank des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie

Quelle:	 www.foerderdatenbank.de
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Es fehlt insgesamt die deutliche Betonung der 
klimaschutz-, aber auch anpassungsbeding-
ten Einsparpotenziale. Neben der Verbesse-
rung von Fördermöglichkeiten und -bera-
tung sollte Klimaschutz im kommunalpoli-
tischen Bewusstsein durch die Verknüpfung 
von Effizienz- und Einsparmaßnahmen ins-
besondere als kostenreduzierender Faktor 
gesehen und „vermarktet“ werden. So kön-
nen Gemeinden mit alternativer Energienut-
zung von Strom- und Gaspreiserhöhungen 
finanziell profitieren. Auch eine rechtzeiti-
ge Anpassung an mögliche Klimafolgen si-
chert erhebliche Aufwendung zukünftiger 
Schadensregulierungen. 

Der Bund wird in Kooperation mit den Län-
dern und weiteren relevanten Akteuren bis 
April 2011 einen „Aktionsplan Anpassung“ 
entwickeln, wozu eine „Interministerielle Ar-
beitsgruppe Anpassung“ („IMA Anpassungs-
strategie“) eingerichtet wurde. In enger Ab-
stimmung mit den Ländern soll der Aktions-
plan „u.a. Maßnahmen des Bundes zur Stär-
kung von Anpassungskapazitäten konkreti-
sieren und priorisieren sowie aufzeigen, wie 
der Anpassungsprozess finanziert und evalu-
iert werden soll (UBA 2011). Hierbei werden 
auch Antworten gegeben, wie sich EU, Bund 
und Länder sowie sonst noch in der Verant-
wortung stehende Akteure an der Finanzie-
rung der Maßnahmen für die Deutsche An-
passungsstrategie und dem „Aktionsplan An-
passung“ beteiligen (Bundesregierung 2008). 

Kommunen sollten Wettbewerbe und priva-
te Initiativen als Kooperationsmodelle und 
auch Finanzierungsquellen mit in ihre Pla-
nung zur Finanzierung von Maßnahmen 
oder auch zur Kofinanzierung weiterer För-
derungen mit einbeziehen. Wettbewerbe eig-

nen sich darüber hinaus als inhaltliche Vor-
arbeiten oder zur Anstoßfinanzierung ggf. 
auch im interkommunalen oder regionalen 
Verbund mit Ver- und Entsorgern, Verkehrs-
betrieben, Unternehmen, sowie Schornstein-
feger, Heizungsbauer und das Baugewerbe 
über Finanzierungsmöglichkeiten von priva-
ten Initiativen.

Förderprogramme für erneuerbare Energien 
lassen sich gut nutzen, um auch in anderen 
umweltrelevanten Gebieten eine zusätzliche 
Sensibilisierung zu erzielen. Dies gilt insbe-
sondere für die Energieeinsparung. Angebo-
te zur kostendeckenden Vergütung von Solar-
strom etwa könnten an die Aufforderung ge-
knüpft werden, dass eine zeitgleiche Beteili-
gung an Energiesparprojekten erfolgt. Weite-
re Synergieeffekte können dort erschlossen 
werden, wo eine ähnlich strukturierte Ziel-
gruppe in gemeinsamen Aktionen erreicht 
werden kann. „Ein solches Vorgehen verrin-
gert den Marketingaufwand und minimiert 
somit die Programmkosten. Ohnehin ist es 
so, dass beispielsweise die Teilnehmer von 
Photovoltaikprogrammen in Bezug auf die 
Stromeinsparung stärker sensibilisiert sind“ 
(Hennicke, Prose 1997, S. 146). 

EU, Bund und Land fördern zahlreiche Fel-
der, in den Klimaschutz- und Klimaanpas-
sungsmaßnahmen verortet sind. Zur Unter-
stützung und Lenkung gewünschter Entwick-
lungen werden auf verschiedensten Ebenen 
hinsichtlich Umfang, Adressatenkreis und 
Förderhöhe unterschiedlichste Förderpro-
gramme angeboten. Während für den Klima-
schutz direkte Fördermöglichkeiten existie-
ren, sind Anpassungsstrategien vorrangig in 
sektoralen oder integrierten Programmen zu 
platzieren. Da die Reichweite indirekter För-

Tabelle 16
Übersicht über Förderdatenbanken

Träger Inhalt Webadresse

Förderdatenbank	des	 Förderprogramme	des	Bundes,	der	Länder	 www.foerderdatenbank.de
	Bundesministeriums	für	 und	der	Europäischen	Union.
Wirtschaft	und	Technologie	
(BMWi)

Förderbank	der	KfW-Bank Förderprogramme	der	KfW www.kfw-foerderbank.de

Förderdatenbank	zur	Nach	- Geeignete	Fördermöglichkeiten	für	nach- www.foerderdatenbank-regional-
haltigen		Regional	ent	wick- haltige	Maßnahmen	und	auf	Landes-,	 entwicklung.de
lung		des	BBSR Bundes	-	oder	EU-Ebene.

Servicestelle		 Erläuterung	des	Bundesprogramms	sowie	 www.kommunaler-klimaschutz.de

„Kommunaler	Klimaschutz“	 Darstellung	von	Video-Praxisbeispielen	über	
des	Difu erfolgreich	umgesetzte	Klimaschutzmaß-

nahmen	in	verschiedenen	Kommunen.	Prä-
sentation	von	ausgewählten	Klimaschutz-
konzepten	von	Städten	unterschiedlicher	
Größe.	Eine	Liste	mit	Beratungs-	und	In-
genieurbüros,	welche	die	Erstellung	von	
Klimaschutzkonzepten		anbieten.

Quelle:	 Eigene	Zusammenstellung
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dermittel abschließend nicht abgrenzbar ist 
(vgl. Kap. 3, Maßnahmenspektrum in „Leis-
tungspotenziale der Stadtentwicklung“ und 
Kap. 5.3, Abschnitt „Environmental Justice“), 
sind Schwerpunkte im Bereich der integrier-
ten, stadtentwicklungsrelevanten Program-
me und länderspezifischen Finanzierungs-
optionen gesetzt worden. 

Ein Informationsmangel über aktuell aufge-
legte Förderprogramme ist nicht festzustel-
len. Gerade das Medium Internet bedient 
Bundes- und Landesregierung sowie an-
geschlossene Ministerien in hohem Maße, 
wenngleich auch nicht für alle Bundeslän-
der gleichermaßen übersichtlich. Die ver-
schiedenen Formen und Inhalte der Prä-
sentationen jedoch erschweren einigen in-
teressierten Kommunen, die richtige Förde-
rung oder eine optimale Förderkombination 
zu wählen. Beratungsangebote wie auf Bun-
desebene die Servicestelle „Kommunaler Kli-
maschutz“ (www.kommunaler-klimaschutz.
de) oder entsprechende Angebote auf Län-
derebene (z.B. in Nordrhein-Westfalen: För-
derportal der NRW-Bank, www.nrwbank.de/
de/kommunal-und-infrastrukturportal) sind 
daher sowohl für die Auswahl der bestmög-
lichen Finanzierungsmöglichkeiten als auch 
zur Bewältigung von Formalitäten dringend 
erforderlich und zu erhalten. Darüber hin-
aus sollten die Beratungsstellen zunehmend 
auch den Bereich der Klimaanpassung mit in 
ihren Service einbeziehen.

Die Vielfalt der unmittelbar oder mittelbar für 
den Klimaschutz und die Klimaanpassung 
nutzbaren Fördermittel ist für viele, meist 
kleinere Städte nicht überschaubar. Gerade 
für Querschnittsthemen wie dem Klimawan-
del fehlen gebündelte Informationen und 
zentrale Anlaufstellen. Aus diesem Grund ist 
wie bereits erwähnt, die eingerichtete Ser-
vicestelle „Kommunaler Klimaschutz“ ein 
Schritt in die richtige Richtung.

4.4  Ex-Post-Analyse kommunaler 
Klimaschutzkonzepte

Bereits Anfang der 1990er Jahre haben sich 
einige deutsche Städte und Gemeinden im 
Kontext der nachhaltigen Stadtentwicklung 
mit Fragen des Klimaschutzes auseinander-
gesetzt und vor Ort Klimaschutz- und CO

2
-

Minderungskonzepte erarbeitet (Mäding 
1997). Die meist auf aufwendigen Ist-Analy-
sen und Bilanzierungen kommunaler CO

2
-

Emissionen beruhenden Konzepte orientier-
ten sich an bestehenden kommunalen Aufga-
ben der unterschiedlichen Fachressorts und 

beschäftigen sich in der Hauptsache mit Fra-
gen des Klimaschutzes. Klimaschutzkonzep-
te umfassen in der Mehrzahl Konzepte zur 
Energieeinsparung oder zum Einsatz von er-
neuerbaren Energien. Erst wenige Kommu-
nen setzen sich konzeptionell mit dem Be-
reich der Klimafolgenanpassung auseinan-
der. Anpassungsstrategien beispielsweise im 
Hochwasserschutz oder die Schaffung von 
Frischluftschneisen in den Innenstädten 
werden sektoral diskutiert und meist nicht 
als Reaktion auf zu erwartende Klimaereig-
nisse thematisiert. Verursacherbezogen wer-
den zunächst Reduktionspotenziale ermittelt 
und dann Strategien und Handlungsempfeh-
lungen abgeleitet. 

Die Analyse der Konzepte unter Berücksich-
tigung der jeweiligen spezifischen, kommu-
nalen Situation soll helfen, den derzeitigen 
Umgang mit bestimmten Problemkonstella-
tionen aufzuzeigen. Die Ergebnisse der Ana-
lyse dienen der Ermittlung von Anforderun-
gen, die zeitgemäße Konzepte zur klimage-
rechten Stadtentwicklungen erfüllen sollten: 
Was müssen/können zukünftige städtische 
Konzepte leisten?

Analyse bestehender Klimakonzepte

Nicht zuletzt aufgrund der kommunalen 
Selbstverwaltungsgarantie und des freiwilli-
gen Aufgabentypus können Kommunen im 
Rahmen ihrer Zuständigkeit in verschiede-
nen Handlungsfeldern des Klimaschutzes 
tätig werden (vgl. hierzu auch Kap. 3, Ab-
schnitt “Leistungspotenziale der Stadtent-
wicklung“). So sind bereits die Bezeichnun-
gen der Konzepte als Klima(schutz)konzept, 
Integriertes Kommunales Klimaschutz- und 
Klimaanpassungskonzept, CO

2
-Reduktions-

konzept oder Klimaschutz- und Energiekon-
zept sehr vielfältig und demonstrieren in Tei-
len die unterschiedliche Aggregation der zen-
tralen Klimathemen wie Klimaschutz, Klima-
anpassung, Energie und CO

2
-Reduktion. 

Wenngleich Klimaschutz bereits seit Anfang 
der 1990er Jahre kommunal diskutiert wird, 
verfügen längst nicht alle Gemeinden über 
entsprechende Klimaschutzkonzepte. In ei-
ner Umfrage des Deutschen Instituts für Ur-
banistik, an der sich 2007/2008 bundesweit 
129 Städte und Gemeinden beteiligten, gaben 
etwa die Hälfte der Kommunen an, über ein 
entsprechendes Konzept zu verfügen. Im Juni 
2008 startete mit der zum 1. Januar 2011 no-
vellierten „Richtlinie zur Förderung von Kli-
maschutzprojekten in sozialen, kulturellen 
und öffentlichen Einrichtungen im Rahmen 
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der Klimaschutzinitiative“ ein BMU-Förder-
programm, in dessen Rahmen bis Ende 2010 
insgesamt 577 Klimaschutzkonzepte als Pro-
jekte bewilligt wurden (BMU 2011).

Kleinere Gemeinden sind in der Erstellung 
von Klimaschutzkonzepten zurückhalten-
der. Der Hauptgrund für die geringe Erar-
beitung von Klimaschutzkonzepten in klei-
neren Kommunen dürfte in einem erhebli-
chen personellen, finanziellen und administ-
rativen Aufwand für die Erstellung eines Kon-
zeptes zu suchen sein, möglicherweise sind 
aber auch die notwendigen kommunalpoli-
tischen Impulse in kleineren Kommunen in 
geringerem Umfang vorhanden (Weimer-Je-
le 2001). Verschiedene Bundes- und Landes-
aktionsprogramme reagieren bereits auf die-
se Entwicklung. So fördert die Bundesricht-
linie für Klimaschutz in sozialen, kulturellen 
und öffentlichen Einrichtungen neben der 
Erstellung von Klimaschutzkonzepten auch 
die für kleinere Gemeinden relevanten Teil-
konzepte oder die Einstellung eines „Klima-
schutzmanagers“, der die Umsetzung unter-
stützt (vgl. Kap. 4.3, Abschnitt „Fördermittel-
programme“). Der Wettbewerb „Österreichs 
Klimaschutzgemeinde 2009“ teilte die einge-
reichten Beiträge erstmalig nicht nach The-
mengebieten, sondern nach Gemeindegrö-
ßen ein, wie auch die von der Deutschen Um-
welthilfe e. V. geförderten Wettbewerbe „Zu-
kunftsfähige Kommune“ (2001-2004) sowie 
„Bundeshauptstadt im Klimaschutz“ (2010).

Stadtentwicklungsrelevante 
Klimaschutzstrategien

Die Handlungsfelder der Stadtentwicklung 
konzentrieren sich im Klimaschutz vorrangig 
auf den energiegerechten Städtebau, die Ent-
wicklung von verkehrsarmen und ressour-
censchonenden Raum- und Siedlungsstruk-
turen sowie klimaoptimierte Nutzungszuord-
nungen und Flächendispositionen. Aufgrund 
der elementaren Bedeutung des Klimas für 
Ökologie, Ökonomie und Gesellschaft wird 
Klimaschutz als Leitbild einer nachhaltigen 
städtebaulichen Entwicklung thematisiert 
(vgl. hierzu auch Kap. 4.1, Abschnitt “Leit-
bilder“) oder in Aussagen und Festsetzun-
gen zur Flächennutzung, Standorten und 
Verkehrsführung/-flächen integriert. Folgen-
de, exemplarisch aufgelistete Klimaschutz-
strategien werden mit Blick auf planerische 
Handlungsstrategien für eine klimagerechte 
Planung innerhalb der untersuchten Konzep-
te, aber auch in der Literatur diskutiert (vgl. 
dazu auch Kap. 3, Abschnitt „Leistungspoten-
ziale der Stadtentwicklung“).

In der Übersicht klimaschutzbezogener 
Stadtentwicklungsstrategien zeigt sich, dass 
Klimaschutz eine ausgeprägte räumliche und 
städtebauliche Dimension besitzt (Krautz-
berger 2008). In der Vorbereitung, Begleitung 
und Korrektur von raum- und damit klimare-
levanten Entscheidungen einerseits und ih-
res integrierenden Anspruchs andererseits 
nimmt Stadtentwicklung im Rahmen von 
städtischen Aufgaben eine exponierte Stel-
lung ein. Wie in der Analyse der Konzepte 
deutlich geworden ist, verstehen sich Städ-
te bislang in erster Linie als Verursacher des 
Klimawandels. In einigen, jüngeren Konzep-
ten wird Stadt erstmalig auch als Adressat von 
Klimafolgen behandelt. 

Aufgrund der Verursacherperspektive be-
stehen bereits zwischen einzelnen Klima-
schutzstrategien unterschiedliche Zielrich-
tungen (vgl. dazu Kapitel 3, Abschnitt „Leis-
tungspotenziale der Stadtentwicklung“). Ver-
meidung von Verschattung und der Erhalt der 
Durchlüftung kann raumbezogen mit dem 
Gebot des sparsamen Umgangs von Grund 
und Boden kollidieren. Auch zwischen Kli-
maschutz und Klimaanpassung bestehen Sy-
nergien (z.B. Gebäudedämmung zur Ener-
gieeffizienz und zum Schutz vor der Aufhei-
zung von Gebäuden) und Konflikte (z.B. stark 
sturm- und hagelanfällige Solarmodule). So-
larenergetische Optimierung steht ggf. Küh-
lungspotenzialen durch Verschattung entge-
gen. Diese Synergien und Konflikte gilt es im 
Rahmen der städtischen Zieldiskussion und 
Abwägung zu identifizieren und aufzulösen. 
Integrierte klimagerechte Stadtentwicklung 
kann demnach nur die gleichzeitige Berück-
sichtigung von vorsorgendem Klimaschutz 
und Klimaanpassung sein. 

Fazit: Ausblick und Empfehlungen

Klimakonzepte sind bislang überwiegend 
Klimaschutzkonzepte mit einer deutlichen 
Akzentuierung der Energieeffizienz und CO

2
-

Minderung. Die Beschäftigung mit dem The-
ma der Klimaanpassung ist eher die Ausnah-
me. Erste Hinweise auf Veränderungsprozes-
se und eine Sensibilisierung für Klimaanpas-
sung, auch in der lokalen Klimapolitik, sind 
wahrzunehmen (Nischwitz 2007). Doch „die 
Einbindung der Klimapolitik als eine wesent-
liche Aufgabenstellung in eine lokale oder re-
gionale Entwicklungsstrategie ist kaum zu 
beobachten“ (ebd., S. 20). Es scheint, als ob 
die in den Klimakonzepten entwickelten 
Maßnahmen und Strategien keinen streitba-
ren Charakter entfalten. Erste größere Städte 
(Stuttgart, München oder Hamburg) disku-
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kutieren oder gehen bereits neue Wege,  in 
dem sie auf eine jahrelang geübte gute Pra-
xis und gesammelten Erfahrungen aufbau-
en. Auf der anderen Seite stehen einige Kom-
munen den neuen Herausforderungen im 
Umgang mit dem Klimawandel noch sehr 
unerfahren gegenüber. Insgesamt erscheint 
es im Sinne einer klimagerechten Stadtent-
wicklung unabdingbar, einen Handlungs-
ansatz  zu  konzipieren,  der  den  Umgang 
mit dem Klimawandel zu einem integrier-

ten und strategischen Bestandteil der Stadt-
entwicklung werden lässt. Die Stadtentwick-
lung muss anders als in übergreifenden Kli-
maschutzkonzepten  in  ihren  eigenen  Ak-
tionsprogrammen eine Verschneidung mit 
stadtentwicklungspolitisch relevanten The-
men  herstellen  und  integrierte  Strategien 
entwickeln. 

Tabelle 17
Übersicht über die Bewertung städtebaulicher Leitbilder

Energiegerechter Städtebau

Strategie Implementierung über

•	Energetische	Verbesserung	des	Gebäude-	und	Siedlungsbestandes Bauleitplanung,	
städtebauliche	Satzung

•	Optimierte	verschattungsarme	Gebäudestellungen Bauleitplanung,	
städtebauliche	Satzung

•	Energetisch	günstige	Bauweisen Bauleitplanung,	
städtebauliche	Satzung

•	Verringerter	gebäudebezogener	Wärmebedarf	durch	Besiedlungsdichte Bauleitplanung,	
städtebauliche	Satzung

•	Klimagerechte	Steuerung	von	Art,	Maß	und	Höhe	der	baulichen	Nutzung Bauleitplanung

Klimaoptimierte Nutzungszuordnung und Flächendispositionen

Strategie Implementierung

Freihaltung	von	Kalt-/Frischluftliefergebieten Grünflächenplanung	und	
Bauleitplanung

Verbesserung	der	Aufenthaltsbedingungen	bzgl.	des	Behaglichkeitsklimas/	 Stadtentwicklungsplanung	und	
Bioklimas Bauleitplanung
Versorgungsorientierte	Standortwahl Stadtentwicklungsplanung	und	

Bauleitplanung,	Zentrenkonzept
Lenkung	und	Bündelung	des	Stadtwachstums	aber	auch	des	Rückbaus	in	der	 Stadtentwicklungsplanung	und	
Fläche Bauleitplanung
Vorrang	der	Innenentwicklung Stadtentwicklungsplanung	und	

Bauleitplanung;	städtische	
Grundstücksvergabe

Erhaltung	und	Entwicklung	des	städtischen	+	regionalen	Grün-	und	Freiraum- Stadtentwicklungsplanung,	
systems,	Aufbau	von	Verbundsystemen Grünflächenplanung	und	

Bauleitplanung

Entwicklung von verkehrsarmen und ressourcenschonenden Raum- und Siedlungsstrukturen

Strategie Implementierung

Verkehrsvermeidende	Nutzungszuordnung	durch	kleinräumige	 Bauleitplanung,	Zentrenkonzept,	
Funk	tions		mischung Verkehrsplanung
Konzentrierte	Siedlungsflächenerweiterung	an	leistungsfähigen	Verkehrs-	 Stadtentwicklungsplanung,	
und	Infrastrukturorten	und	-trassen Bauleitplanung,	Verkehrsplanung
Stärkung	des	ÖPNV	in	Siedlungsschwerpunkten Stadtentwicklungsplanung,	

Bauleitplanung,	Verkehrsplanung
Förderung	des	Radverkehrs Stadtentwicklungsplanung,	

Bauleitplanung,	Verkehrsplanung
Verkürzung	der	Transportwege,	Nachverdichtung Stadtentwicklungsplanung,	

Bauleitplanung,	Verkehrsplanung
Vorgaben	der	städtebaulichen	Dichte,	Einwohner-/Arbeitsplatzdichten	 Stadtentwicklungsplanung,	
	(Mindestzielwerte) Bauleitplanung,	Zentrenkonzept
Klimabezogene	Ausweisung	von	Flächen	für	Nutzungsbeschränkungen	
oder	für	Vorkehrungen	zum	Schutz	gegen	schädliche	Umwelteinwirkungen	
im		Sinne	des	BImSchG;	Emissionsbezogene	Regelungen	für	Gewerbe-	 Bauleitplanung

und	Industrie	flächen
Klimabezogene	Ausweisung	von	Flächen	und	Standorten	für	Versorgungs- Bauleitplanung
anlagen,	bspw.	Anlagen	der	Kraft-Wärme-Kopplung,	Windpark

Quelle:	 Eigene	Zusammenstellung
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Wichtig für – wie auch immer geartete Kli-
makonzepte – ist eine qualitätsvolle Gestal-
tung der Entstehungs- und Umsetzungs-
prozesse (vgl. Kap. 5.2, Abschnitt „Gover-
nance“). In den Konzepten finden sich sel-
ten Aussagen zu Verantwortlichkeiten, Ent-
scheidungsstrukturen oder notwendigen Ar-
beitsschritten. Die Analyse hat gezeigt, dass 
auch Konzepte selbst flexibel sein müssen 
und es der Installation paralleler Instru-
mente bedarf, um auf veränderte Heraus-
forderungen reagieren zu können. Ein ziel-
gerichtetes Monitoring beispielsweise ist in 
der Lage, die Auswirkungen des Klimawan-
dels auf die verschiedenen Handlungsfelder 
und Veränderungen frühzeitig zu dokumen-
tieren und die Planung von Maßnahmen zu 
unterstützen. Wie auch in der Analyse der 
Klimakonzepte festgestellt, bestehen erheb-
liche Unterschiede im Vorhandensein und 
in der Ausgestaltung von Klimakonzepten 
in Abhängigkeit von der Stadtgröße. Ähnli-
che Bedingungen sind auch bei der Einfüh-
rung eines Monitorings zu berücksichtigen.

Über die Einbindung in Klimabündnissen, 
Netzwerken oder auch als Modellvorhaben 
können eine gewinnbringende Vernetzung 
und ein zielorientierter Erfahrungsaus-
tausch über bewährte Methoden und Strate-
gien zum Umgang mit dem Klimawandel er-
folgen. In der öffentlichen Diskussion insge-
samt, aber auch in den Konzepten und Stra-
tegien selbst ist stärker hervorzuheben, dass 
kommunaler Klimaschutz eine kosteneffizi-
ente Komponente besitzt. 

Neben den typischen Handlungsfeldern 
zum Klimaschutz sind neue Aufgaben aus 
dem Erfordernis Klimaanpassung hinzuge-
treten, die für die Stadtentwicklung aufbe-
reitet und in tragfähigen Prozessen erarbei-
tet werden müssen. 

4.5  Gute Praxisbeispiele

Das Modell der Nutzung von „Best Practice“ 
(„hervorragende Praxis“) wird insbesonde-
re im unternehmerischen Zusammenhang 
verwendet, findet aber auch mehr und mehr 
Eingang in die Bewertung von Handlungen 
öffentlicher Entscheidungsträger. Bei „Best 
Practices“ handelt es sich um „vorbildliche 
und nachahmenswerte Gestaltungen, Aus-
führungen, Lösungen oder Verfahrenswei-
sen, die sich im Rahmen rechtlicher Vorga-
ben am besten zur Zielerreichung eignen“ 
(BMASK 2009a).

Demgegenüber bezeichnen „Good Practi-
ces“ „praktisch erfolgreiche Gestaltungen, 
Ausführungen, Lösungen oder Verfahrens-
weisen, die im Rahmen rechtlicher Vorgaben 
anerkannte Standards beachten“ (BMASK 
2009b). Gegenüber „Best Practice“ geht es 
hierbei also um eine vereinfachte Ermittlung 
von Lösungen zur Verbesserung bzw. Fehler-
vermeidung unter Berücksichtigung des Ver-
hältnisses von Aufwand und Nutzen.

Häufig wird der Begriff „Best Practice“ durch 
„Good Practice“ ersetzt, um dem Vorwurf zu 
entgehen, dass die Best-Practice-Variante 
als einzigartig und überlegen gegenüber al-
len anderen Lösungen betrachtet wird. Auf-
grund der Geläufigkeit von „Best Practice“ 
wird der Begriff häufig jedoch nicht aufge-
geben (Bammer, Böhler 2004).

Im Folgenden werden zunächst Quellen-
sammlungen und Handbücher bzw. Leitfä-
den zum Klimaschutz und zur Klimaanpas-
sung vorgestellt, die den Zugang zu guten 
Praxisbeispielen erleichtern. Im Anschluss 
daran werden die Möglichkeit und Grenzen 
von Best-Practice-Beispielen angesprochen 
sowie die Rahmenbedingungen dargestellt, 
unter denen die Anwendung von Best Practi-
ce gelingen kann.

Best-Practice-Datenbanken und 
Quellensammlungen zum Klimaschutz

• Climate Compass: Fallbeispiele für kom-
munalen Klimaschutz (z.T. in englischer 
Sprache: Case Studies - Climate Policy: 
Measures with examples in the field of 
Climate Policy).

Quelle: www.climate-compass.net

• Climate Toolbox: Beispiele für kommuna-
len Klimaschutz. Die Climate Toolbox - ein 
Werkzeugkasten für wirksame Klimakom-
munikation auf kommunaler Ebene.

Quelle: www.climate-toolbox.net

• „Tatenbank“ Energiekommunal: Daten-
bank zu kommunalen Klimaschutzpro-
jekten.

Quelle: www.energiekommunal.de

• Climate-Star: Auszeichnung, verliehen 
vom Klima-Bündnis. Die europäischen 
Gewinner-Gemeinden und deren Projek-
te sind bei den dazugehörigen Projektbe-
schreibungen zu finden.

Quelle: www.klimabuendnis.org
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• Wettbewerb „Bundeshauptstadt im Kli-
maschutz“

Quelle: Deutscher Städtetag, Deutscher 
Städte- und Gemeindebund und Deut-
sche Umwelthilfe (2007): Städte und Ge-
meinden aktiv für den Klimaschutz. Gute 
Beispiele aus dem Wettbewerb „Bundes-
hauptstadt im Klimaschutz“. 

Quelle: www.duh.de

Handbücher und Leitfäden zum 
Klimaschutz

• Difu-Leitfaden zur Erarbeitung und Um-
setzung kommunaler Klimakonzepte.

Quelle: Fischer, A.; Kallen, C. (Hrsg.): Kli-
maschutz in Kommunen. Leitfaden zur Er-
arbeitung und Umsetzung kommunaler 
Klimakonzepte. – Berlin 1997. 

Best-Practice-Datenbanken und 
Quellensammlungen zur Klimaanpassung

• Projektkatalog Klimafolgen und Anpas-
sung: Der Projektkatalog des Umweltpor-
tals Deutschland führt vorhandenes Wis-
sen zu Klimafolgen und Anpassung zusam-
men und dient als Informationsbasis für 
Akteure im Klimaschutz sowie für die breite 
Öffentlichkeit. Die Dokumentation der In-
formationen erfolgt anhand einer für den 
Projektkatalog entwickelten Dokumenta-
tions- und Analysematrix, die eine struktu-
rierte Suchwort-Recherche im Umweltda-
tenkatalog (UDK) und damit einen Über-
blick über die verfügbare Informationsba-
sis ermöglicht. 

Quelle: www.portalu.de

• KomPass-Projektkatalog Klimafolgen und 
Anpassung: Der Projektkatalog des Kompe-
tenzzentrums Klimafolgen und Anpassung 
(Umweltbundesamt) enthält Ziele und Be-
schreibungen von Projekten, die sich mit 
Klimafolgen und Anpassung an den Kli-
mawandel in Deutschland und Mitteleu-
ropa befassen.

Quelle: www.anpassung.net

• KomPass-Tatenbank: Projekte und Maß-
nahmen zur Anpassung an den Klimawan-
del. Der Schwerpunkt der Tatenbank liegt 
auf lokalen und regionalen Maßnahmen, 
die in Deutschland durchgeführt wurden 
oder sich noch in der Umsetzung befinden. 

Quelle: www.tatenbank.anpassung.net

Handbücher und Leitfäden zur 
Klimaanpassung

• €MORO-Klamis-Checkliste zur kommuna-
len Anpassung an den Klimawandel: Diese 
Checkliste hilft Kommunen herauszufin-
den, ob sie bereits auf die Folgen des Kli-
mawandels vorbereitet ist und wo die wich-
tigsten Handlungserfordernisse liegen. Ge-
genstand sind vor allem der Anstieg der 
Lufttemperaturen und damit verbundene 
heißere und trockenere Sommer sowie ex-
tremere Hitzewellen, starke Niederschläge 
oder aber auch Starkwindböen und Stür-
me, denen gegenüber Kommunen beson-
ders verwundbar sind. 

Quelle: www.moro-klamis.de

• Future Cities Kompass: Der im Rahmen 
des INTERREG IVB-Projekts „Future Cities“ 
entwickelte Kompass ist eine Anleitung zur 
Entwicklung von klimatauglichen Stadtre-
gionen. Er umfasst eine aus fünf Modulen 
bestehende rechnergestützte Anleitung. 
Die Module können auch einzeln genutzt 
werden. Der Kompass liefert allgemeine, 
voreingestellte Informationen, ermöglicht 
aber auch, individuelle ortsbezogene Infor-
mationen einzustellen. 

Quelle: www.future-cities.eu

• KomPass-Klimalotse: Der Klimalotse ist 
ein Leitfaden, der die Anwender dabei un-
terstützt, die Risiken des Klimawandels zu 
vermeiden und Chancen gezielt zu verfol-
gen. Angesprochen werden vor allem Ver-
treter von kleinen und mittleren Unter-
nehmen sowie Kommunen. Der Klimalot-
se umfasst die fünf Module „Einführung“, 
„Klimawandel – Klimaveränderungen er-
kennen“, „Risiken und Chancen identifi-
zieren & evaluieren“, „Maßnahmen iden-
tifizieren & evaluieren“ und „Anpassungs-
strategie erstellen & umsetzen“. 

Quelle: www.klimalotse.anpassung.net

• AMICA: Im INTERREG IIIC-Projekt AMICA 
„Adaption and Mitigation – An Integrated 
Climate Policy Approach“ wird ein neuer 
Ansatz in der Umweltpolitik beschritten, 
der langfristigen Klimaschutz mit kurz- 
und mittelfristigen Anpassungsmaßnah-
men kombiniert, um auf lokaler Ebene 
Entscheidungen hinsichtlich Klimaschutz 
und Klimaanpassung sowie die Allokatio-
nen der finanziellen Mittel zu verbessern. 
Beispiele für Klimaschutz und Anpassung 
an den Klimawandel.

Quelle: www.amica-climate.net
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• KLARA-Net: Broschüren zur Anpassung an 
den Klimawandel:

Step 1: Schritte zur Anpassung an den 
Klimawandel,

Step 2: Checkliste & Merkblätter

Quelle: www.klara-net.de

• MuniRes-Leitfaden: Handlungsleitfaden 
„Gefährdung durch Klimawandel und eu-
ropäische Kommunen zur Anpassung und 
Reaktion auf den Klimawandel“

Quelle: www.nordregio.se

• ESPACE-Projekt: Im INTERREG IIIB-Projekt 
„European Spatial Planning – Adapting to 
Climate Events“ wurde eine Anpassungs-
strategie entwickelt. Die Strategie umfasst 
insgesamt 14 Empfehlungen, zu denen die 
ESPACE-Partner mehrere Fallstudien, Inst-
rumente sowie Beispielpläne und -strategi-
en erarbeitet haben. Die 14 Empfehlungen 
richten sich an alle Verwaltungsebenen, von 
europäischen Einrichtungen über nationa-
le Regierungen bis hin zu regionalen und 
lokalen Behörden. In speziellen Fällen ent-
hält die Strategie zudem konkrete Anregun-
gen für bestimmte Ebenen.

Quelle: www.espace-project.org 

• Leitfaden für kanadische Kommunen zur 
Klimaanpassung: Mithilfe dieses Leitfa-
dens soll es Entscheidungsträgern und Pla-
nern erleichtert werden, Anpassungsmaß-
nahmen zu identifizieren und diese in lo-
kale Entwicklungsstrategien zu integrieren. 
Dazu wird ein Prozess vorgeschlagen, wel-
cher eng an den aktuellen Planungszyklus 
gebunden ist (nur in englischer Sprache).

Quelle: Bizikova L.; Neale, T.; Burton, I.: Ca-
nadian communities’ guidebook for adap-
tation to climate change. Toronto – 2008

Quelle: www.forestry.ubc.ca

• NABU-Projekt “Stadtklima im Wandel”: 
Im Rahmen dieses Projekts hat der Natur-
schutzbund Deutschland e. V. Maßnahmen 
und gute Praxisbeispiele zur Verbesserung 
des Stadtklimas zusammengetragen:

a) Maßnahmen für ein besseres Stadtklima

b) Aktivitäten von Kommunen

Quelle: www.nabu.de

Möglichkeiten und Grenzen von Best 
Practice

Best-Practice-Beispiele gelten als Erfolg ver-
sprechende Modelle für die Verbreitung und 
den Transfer von Handlungswissen. Sie wer-
den in verschiedensten Anwendungsberei-
chen zur Unterstützung von Lernprozessen 
und zum Anstoßen von Veränderungen he-
rangezogen. Dabei wird implizit vorausge-
setzt, dass gelungene Problemlösungen aus 
einem Anwendungsbereich auf einen ande-
ren (vergleichbaren) Bereich übertragen wer-
den können (Nagler 2005).

Der Transfer eines Beispiels in einen anderen 
Kontext stellt jedoch eine große Anpassungs-
leistung dar. Der Nutzer eines Best-Practice-
Beispiels muss zunächst den Kontextbezug 
des Beispiels verstehen und eine Reformu-
lierung des Problems vornehmen, indem der 
Kontextbezug des eigenen Problems berück-
sichtigt wird. Daraufhin muss die Beispiellö-
sung an die eigenen Bedürfnisse angepasst 
werden (Bammer, Böhler 2004).

Dieser Umstand wird als eine der Schwächen 
von Best-Practice-Beispielen angesehen, die 
in Datenbanken oder als Fallbeispiele präsen-
tiert werden: Dort steht in der Regel die all-
gemeine und verallgemeinernde Beschrei-
bung im Vordergrund, wohingegen die wich-
tigen Kontextbezüge vernachlässigt werden. 
Eine detaillierte Beschreibung, unter wel-
chen Rahmenbedingungen wie vorgegangen 
wurde, unterbleibt und Handlungsanleitun-
gen fehlen in der Regel. Somit wird das Ler-
nen aus anderen Beispielen oder Erfolgsge-
schichten erschwert oder gar ganz verhindert 
(Nagler 2005).

Die erfolgreiche Nutzung von Best-
Practice-Beispielen bedarf also einiger 
Rahmenbedingungen:

• zeitliche (und ggf. finanzielle) Ressourcen, 
um geeignete Beispiele zu suchen (z.B. Da-
tenbanken, Internet) und als relevant zu 
identifizieren.

• Beschreibung des Kontextbezuges (Pro-
blemzusammenhang) des Best-Practice-
Beispiels muss vorhanden sein,

• Kompetenz des Best-Practice-Nutzers, den 
Kontextbezug des Beispiels zu analysieren 
und auf die Anforderungen des eigenen 
Problems zu übertragen,

• zeitliche (und ggf. finanzielle) Ressourcen, 
um sich diese Kompetenz ggf. anzueignen.
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Fazit

Die vorangegangene Übersicht hat eine gro-
ße Bandbreite an Good- und Best-Practice-
Beispielen zum Klimaschutz und zur Kli-
maanpassung aufgezeigt. Die Liste ließe 
sich noch ergänzen; andererseits bestehen 
zwischen den einzelnen Datenbanken und 
Best-Practice-Sammlungen auch deutliche 
Überschneidungen.

Eine zielgerichtete Nutzung von Best-Practi-
ce-Beispielen für Klimaschutz und Klima-
anpassung kann nur durch deren Bewer-
tung anhand einheitlicher Kriterien wie bei-
spielsweise die umfassende Dokumentation 
des Kontexts, des Ressourceneinsatzes oder 
die Beschreibung des Umgangs mit Umset-
zungshemmnissen geschaffen werden.

Dies steht in engem Zusammenhang mit der 
Informationstiefe zu den einzelnen Beispie-
len. Für die interessierten Akteure kommt 
es auf eine genaue Auseinandersetzung mit 
dem jeweiligen regionalen oder lokalen Kon-
text an und erfordert in der Regel neben der 
Lektüre relevanter Quellen (Desktop Re-
search) vor allem die Kontaktaufnahme mit 
den Beteiligten im Best-Practice-Beispiel so-
wie idealerweise auch Termine vor Ort. Dies 
ist von beiden Seiten jedoch mit einem rela-
tiv erhöhten Ressourcenaufwand verbunden.

Neben der Analyse von Best-Practice-Bei-
spielen sollte projektintern durchaus auch 

die Untersuchung von „Bad-“ oder „Worst-
Practice-Beispielen“ in Erwägung gezogen 
werden, um zu lernen, warum im Bereich Kli-
maschutz und Klimaanpassung etwas nicht 
funktioniert (hat) und wie man daraus ler-
nen kann.

Eine weitere kritische Anmerkung zum The-
ma Best Practice, gerade im Zusammen-
hang mit Wettbewerben, ist die Förderung 
der ohnehin schon motivierten und mit ho-
hen Kompetenzen ausgestatteten Gemein-
den. Denn in der Regel bewerben sich gerade 
diejenigen Gemeinden für Wettbewerbe und 
Förderungen, die schon eine hohe Motivati-
on in diesem Bereich aufgebracht haben und 
über die finanziellen Mittel und das fachliche 
Know-How für diesen zusätzlichen Aufwand 
verfügen. Bei einem Erfolg winken öffentli-
che Fördermittel, welche die gute Praxis der 
erfolgreichen Gemeinden noch weiter ver-
bessern. Die Herausforderung liegt also ins-
besondere darin, bisher nicht interessierte 
und eher „träge“ Kommunen zu motivieren.

Abschließend ist jedoch festzuhalten, dass 
der Blick über den eigenen kommunalen Tel-
lerrand hinaus auf gute Praxisbeispiele eine 
Quelle der Inspiration eigener Aktivitäten 
zum Klimaschutz und zur Klimaanpassung 
sein kann und die grundsätzliche Machbar-
keit und der positive Nutzen daraus als Argu-
mentationsgrundlage gegenüber Politik und 
Öffentlichkeit dienen können.



71

5 Rahmenbedingungen für die Umsetzung  
        einer kommunalen Anpassungsstrategie
In diesem Kapitel werden die Rahmenbe-
dingungen aufgezeigt, die für die Entwick-
lung und die erfolgreiche Umsetzung einer 
kommunalen Anpassungsstrategie notwen-
dig sind. Dabei richtet sich der Fokus insbe-
sondere auf neuere Ansätze.

5.1  Klimawandelverträgliche 
Planung

Der Begriff „Climate-Proof Planning“ ist zu-
nächst noch ein populäres Schlagwort, wel-
ches auf die Notwendigkeit einer klimawan-
delangepassten Planung oder – allgemeiner 
– Entwicklung hinweist. Es wird zumeist im 
Zusammenhang mit der Operationalisierung 
klimaverträglicher bzw. klimawandelverträg-
licher Entwicklung gesehen: Welche Metho-
den, Instrumente, Indikatoren existieren, mit 
denen man sicher stellen kann, dass die ge-
wählten Maßnahmen oder Aktionen zu Er-
gebnissen führen – also „climate proof“, d.h. 
gegenüber den Folgen des Klimawandels si-
cher sind?

Im Grunde geht es – bezogen auf die Raum-
planung – darum, im Planungsprozess so zu 
entscheiden, dass das Ergebnis der Planung 
(d.h. die entstandene Raumstruktur) „resili-
ent“ gegenüber Klimaänderungen ist. Dies 
entspricht hinsichtlich der mit dem Klima-
wandel verbundenen Krisen oder schlei-
chenden Veränderungsprozesse dem Nach-
haltigkeitsprinzip. Für die plötzlich ein-
tretenden Veränderungen handelt es sich 
letztlich um die Erweiterung des Nachhal-
tigkeitsprinzips bezogen auf die Dimensi-
on der Katastrophenresistenz bzw. -resili-
enz (vgl. Greiving 2002). Darüber hinaus ist 
auch die Fähigkeit, durch Planung und ins-
besondere Planungsprozesse Lernprozesse 
zu initiieren und eine Institutionalisierung 
von Wissen über vergangene Katastrophen 
sowie Bewältigungs- und Anpassungsstrate-
gien zu erreichen, ein entscheidender Bau-
stein, der Raumentwicklungsstrategien jen-
seits physisch-technischer Maßnahmen re-
silienter macht. 

Begriff „Climate-Proof Planning“

Eine Internet- und Literaturrecherche zur 
Verwendung des Begriffs in der internatio-
nalen Klimaanpassungsforschung und -po-
litik ergab, dass der Begriff bezogen auf drei 

Dimensionen differenziert wird (Birkmann, 
Fleischhauer 2009):

• Prozessbezogen: In diesem Sinn wird der 
Begriff zur Beschreibung von Planungs- 
und Entscheidungsprozessen verwendet, 
die zum Ziel haben, Raumstrukturen zu 
schaffen, welche resilient gegenüber zu-
künftigen Klimafolgen sind. 

• Subjektbezogen: Ein zweites Begriffsver-
ständnis orientiert sich an den handeln-
den Subjekten. In diesem Sinne geht es da-
rum, dass vom Klimawandel betroffene Ak-
teure beispielsweise Kenntnisse erwerben, 
um das Ergebnis ihrer Handlungen an die 
veränderte Situation durch den Klimawan-
del anzupassen. Hierbei handelt es sich u.a. 
um die Qualifizierung von Landwirten, um 
besser mit Dürre/Trockenheit umgehen zu 
können. 

• Objektbezogen: Das weitaus häufigste Ver-
ständnis des Begriffs bezieht sich auf Ob-
jekte, die im Sinne einer Anpassung an 
den Klimawandel gegenüber dessen Aus-
wirkungen abgesichert oder geschützt wer-
den sollen. Dabei erstreckt sich der Begriff 
auf einzelne Sektoren oder auch Produkte. 

Allgemeine Definitionen des Begriffs „Clima-
te Proofing“ lassen sich in der Literatur kaum 
finden (z.B. Kabat et al. 2005, S. 283). Die Aka-
demie für Raumforschung und Landespla-
nung (ARL) übersetzt den Begriff mit „Klima-
prüfung“ bzw. „klimageprüft“ und definiert 
ihn als „die systematische Berücksichtigung 
von Anpassungsfragen und die Entwicklung 
von Risikominderungsstrategien gegenüber 
klimabezogenen Extremereignissen sowie 
schleichenden Veränderungen“ (ARL 2011). 
Aufbauend auf der Analyse des Begriffs „Cli-
mate Proofing“ in internationalen und natio-
nalen Dokumenten definieren Birkmann und 
Fleischhauer (2009, S. 118) Climate Proofing 
im Zusammenhang mit räumlicher Planung 
und Raumentwicklung folgendermaßen:

Unter „Climate Proofing“ sind Methoden, Ins-
trumente und Verfahren zu verstehen, die ab-
sichern, dass Pläne, Programme und Strategi-
en sowie damit verbundene Investitionen ge-
genüber den aktuellen und zukünftigen Aus-
wirkungen des Klimawandels resilient und an-
passungsfähig gemacht werden, und die zu-
dem auch darauf abzielen, dass die entspre-
chenden Pläne, Programme und Strategien 
dem Ziel des Klimaschutzes Rechnung tragen.
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Instrumentelle Einbindung

Während die grundsätzliche Logik von Cli-
mate Proofing auf der Hand liegt, stellt sich 
bei der konkreten Umsetzung die Frage, in 
welcher Form ein solcher Ansatz in bestehen-
de Instrumente eingebunden werden kann 
oder ob sogar ein neues Instrument oder Ver-
fahren entwickelt werden sollte.

Ein Ansatz, der in der Literatur diskutiert wird, 
ist die Einbindung in das Verfahren der Um-
weltverträglichkeitsprüfung (UVP) bzw. der 
Strategischen Umweltprüfung (SUP) (Birk-
mann, Fleischhauer 2009; Greiving 2004). 
Hierzu ist allerdings anzumerken, dass die 
Einführung einer neuen Kategorie „Clima-
te Proof“ im Rahmen der UVP bzw. SUP au-
ßerhalb des Gestaltungsspielraums kommu-
naler Akteure liegt. Dennoch sollen diesbe-
zügliche Überlegungen hier wiedergegeben 
werden, um das grundsätzliche Verständnis 
von Climate Proofing zu verdeutlichen. Die-
se Grundsätze können – auch ohne formelles 
Verfahren – bei den verschiedenen Belangen 
der Stadtentwicklung mit in den Entschei-
dungsprozess einbezogen werden. Der fol-
gende Abschnitt folgt den Ausführungen von 
Birkmann und Fleischhauer (2009).

Die UVP ist heute ein etabliertes Verfahren 
im Bereich der Raum- und Umweltplanung. 
Der Begriff Umweltverträglichkeitsprüfung 
erweckt im Vergleich zu dem englischen Be-
griff des „Environmental Impact Assessment 
(EIA)“ die Hoffnung, dass die entsprechen-
den Untersuchungsergebnisse der UVP auch 
etwas über die tatsächliche „Verträglichkeit“ 
aussagen. Hier muss allerdings bereits an-
geführt werden, dass die materiellen Inhal-
te, wie z.B. Grenzwerte für bestimmte Um-
weltbelastungen durch ein Projekt (z.B. UVP-
pflichtige Industrieanlagen oder Trassen für 
den Bahn- und Straßenverkehr etc.), über-
wiegend auf der Grundlage entsprechender 
Fachgesetze, wie u.a. dem Bundesimmissi-
onsschutzgesetz, beurteilt werden. Demzu-
folge kann im Grunde nicht von einer Ver-
träglichkeitsprüfung im Sinne der Umwelt-
vorsorge gesprochen werden (Scholles, Kan-
ning 2001; Scholles 2008).

Hinsichtlich der Unterschiede und Gemein-
samkeiten von Climate Proofing und UVP/
SUP steht die Frage im Mittelpunkt, ob UVP 
und SUP auch als Climate Proofing fungieren 
können. Diese Frage wird weiter eingegrenzt 
durch die Ausrichtung des Climate Proofing 
auf die Klimaanpassung. In dieser Hinsicht 
sind insbesondere der Untersuchungsfokus 
und die Verfahrensschritte der UVP und SUP 

näher zu betrachten und mit dem Konzept 
bzw. den Grundzügen des Climate Proofing 
zu vergleichen.

Im Vergleich zu dem Fokus der UVP und 
SUP – welche die Auswirkungen eines Pro-
jekts oder Plans auf die Umwelt zum Gegen-
stand haben – ist die Perspektive des Clima-
te Proofing im Sinne der Klimaanpassung 
auf eine andere Frage gerichtet. Beim Cli-
mate Proofing für die Klimaanpassung ist 
zu untersuchen, welche Projektalternativen 
und Planungen unter veränderten Umwelt-
bedingungen noch eine nachhaltige Raum-
entwicklung befördern (Greiving 2004). Dem-
zufolge ist beim Climate Proofing der Fokus 
umzudrehen. Nicht die Wirkungen des Pro-
jekts oder Plans auf die Umwelt, sondern die 
möglichen durch den Klimawandel verän-
derten Umweltbedingungen und Umwelt-
auswirkungen auf das Projekt bzw. den Plan 
sind zu untersuchen (siehe Abb. 6). Diese 
Umkehrung der Betrachtungsweise impli-
ziert, dass die Beurteilung des Climate Proo-
fings diejenigen Projektalternativen und Plä-
ne priorisiert, die unter veränderten Klima-
bedingungen am ehesten dem Leitbild bzw. 
der Leitvorstellung nachhaltiger Raument-
wicklung Rechnung tragen und möglichst re-
silient sind.

Im Rahmen der Festlegung der Zielsetzung 
des Climate Proofings für die Stadtentwick-
lung könnten die Ziele sowohl des Klima-
schutzes als auch der Klimaanpassung be-
nannt werden. Da allerdings das Ziel des Kli-
maschutzes bereits durch bestehende Prüf-
verfahren im Rahmen der UVP oder SUP über 
die Schutzgüter „Klima“ und „Mensch“ mög-
lich ist, wird vorgeschlagen, Climate Proofing 
insbesondere auf die Klimaanpassung zu be-
ziehen – allerdings mit der Notwendigkeit, 
auch Querverbindungen und generelle Ziel-
setzungen des Klimaschutzes mitzubeden-
ken. Beispielsweise scheint es nicht sinnvoll 
zu sein, die Klimaanpassung in Bergregionen 
durch die Förderung von Kunstschneeanla-
gen vollziehen zu wollen, wie dies in einigen 
europäischen Ländern verfolgt wird (Dosch, 
Porsche, Schuster 2008).

Im Kern könnte eine entsprechende Zielset-
zung für Climate Proofing wie folgt lauten:

Ziel des Climate Proofings ist es, im Hinblick 
auf die Förderung einer nachhaltigen Raum-
entwicklung bzw. nachhaltigen städtebauli-
chen Entwicklung ein hohes Niveau an Resili-
enz und Anpassungsfähigkeit gegenüber den 
aktuellen und zukünftigen Folgen des Klima-
wandels sicherzustellen. Bei der Ausarbei-
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Abbildung 6
Perspektivwechsel beim Climate Proofing im Vergleich zur Umweltverträglichkeitsprüfung 

Quelle:	 Eigene	Darstellung	nach:	Birkmann,	Fleischhauer	2009
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tung und Annahme bzw. Genehmigung von 
Programmen, Plänen und Projekten sollten 
daher die möglichen Auswirkungen von 
Umwelt- und Klimaveränderungen, die für 
diese relevant sind, berücksichtigt werden. 
Dabei müssen unterschiedliche Klimasze-
narien sowie die Exposition und Vulnerabi-
lität der jeweiligen Raumentwicklungszie-
le gegenüber den Folgen des Klimawandels 
berücksichtigt werden. Der Umgang mit Un-
sicherheit ist Bestandteil dieser Planungen. 

Ein „Climate-Proof-Bericht“ könnte die Er-
gebnisse regionaler Klimaszenarien sowie 
die zentralen Aussagen einer Expositions- 
und Vulnerabiltätsanalyse dokumentieren. 
Darüber hinaus sollte der Bericht insbeson-
dere Aussagen darüber enthalten, wie auf 
die zunehmende Exposition und Vulnerabi-
lität reagiert wird und welche Zielsetzungen 
im Plan, Programm oder Projekt besonders 
die Resilienz und Anpassungsfähigkeit der 
Planung sicherstellen sollen. Falls verschie-
dene Plan- und Projektalternativen geprüft 
und bewertet werden, sind diese ebenfalls in 
dem Bericht zu dokumentieren. Um Anpas-
sungsstrategien bewerten zu können, bedarf 
es der Erarbeitung von Bewertungskriteri-
en. Die alternativen Strategien können im 

Ergebnis beispielsweise in eine dreistufige 
Rangfolge gebracht werden (male adapti-
on, no-regret-strategy, low-regret-strategy).

Zusammenfassend lassen sich folgende 
Produkte definieren, die ein Climate Proo-
fing im Sinne der Klimaanpassung erbrin-
gen sollte:

• Expositionsanalyse: Entwicklung und 
Darstellung der Exposition der Region 
oder der Stadt gegenüber möglichen Kli-
maveränderungen – Was wird sich hin-
sichtlich des Klimawandels in der Regi-
on/Stadt verändern? 

• Verwundbarkeitsabschätzung: Entwick-
lung und Durchführung einer Abschät-
zung der Verwundbarkeit für die spezifi-
sche Region oder das zu beurteilende Pla-
nungsobjekt (Programm, Plan, Projekt)

• Climate-Proof-Bericht: Erfassung, Dar-
stellung und Bewertung der Programme, 
Pläne und Projekte hinsichtlich ihrer Res-
ilienz und Anpassung an veränderte Um-
welt- und Klimabedingungen

• Zielsetzungen: Darstellung der in dem 
Programm, Plan oder Projekt integrierten 
Ziele zur Klimaanpassung, einschließlich 
entsprechender Querverweise zum Klima-
schutz,
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• Dokumentation: Methoden, die bei der 
Diskussion und Bewertung von Planungs-
alternativen herangezogen wurden (z.B. 
formelle und informelle Verfahren und 
Methoden)

• ggf. Darstellung der wesentlichen Schwie-
rigkeiten und „Nicht-Planbarkeiten“ hin-
sichtlich der Klimaanpassung 

Insgesamt wird deutlich, dass für die syste-
matische Entwicklung effektiver Anpassungs-
strategien und der Berücksichtigung von Re-
silienz ein Verfahren und Prüfraster notwen-
dig ist, das in bisherigen Verträglichkeitsprü-
fungen wie UVP und SUP zwar integriert wer-
den kann, in der Anwendungspraxis bisher 
aber nicht gängig ist. Zudem lassen sich je-
doch Fragen des Klimaschutzes mit dem be-
stehenden Fokus der UVP und SUP auf die er-
heblichen Umweltauswirkungen des Projekts 
oder Plans einbeziehen. Für die Klimaanpas-
sung allerdings muss eine Perspektivenerwei-
terung in der Umweltprüfung vollzogen wer-
den, die absichert, dass zukünftige Strategi-
en der Stadtentwicklung und urbane Kon-
zepte auch mögliche Folgen des Klimawan-
dels berücksichtigen bzw. Lern- und Anpas-
sungsprozesse durch die systematische Abar-
beitung von Fragen der Klimaanpassung im 
Planungsprozess gefördert werden. 

Fazit

Climate Proofing stellt einen Ansatz dar, mit 
dem die zukünftige städtebauliche Entwick-
lung, aber auch der Bestand gegenüber den 
Auswirkungen des globalen Klimawandels 
sicher bzw. resilient gestaltet werden kann. 
Denkbar ist hier grundsätzlich auch die Ent-
wicklung eines eigenen Instruments (z.B. „Kli-
maverträglichkeitsprüfung“). Die Einführung 
eines weiteren Instruments würde jedoch die 
Regelungsdichte erhöhen und auf nur geringe 
Akzeptanz stoßen. Daher erscheint die Erwei-
terung bestehender Instrumente wie UVP und 
SUP in dieser Hinsicht Erfolg versprechender.

Ungeachtet dieser Diskussion sind hier je-
doch Ziele und grundsätzliche Inhalte eines 
Climate Proofings vorgestellt worden, die in 
unterschiedlichen Formen in die politischen 
Entscheidungsprozesse einfließen können.

Abschließend sei auch an dieser Stelle noch 
einmal darauf hingewiesen, dass der Klima-
wandel nicht die einzige sich stark ändernde 
Rahmenbedingung ist, sondern ebenso der 
demographische Wandel und Globalisierung, 
wie auch die Finanzsituation der Kommunen, 
sich stark verändernde Rahmenbedingungen 
darstellen.

5.2 Motivierung 
zivilgesellschaftlicher Partner

Der Begriff „Governance“ wird in dreifacher 
Hinsicht diskutiert. Zum einen bezeich-
net Governance eine neue analytische Per-
spektive der Politikwissenschaft, bei der po-
litische und gesellschaftliche Koordination 
zunehmend als Zusammenspiel von Hier-
archie, Netzwerken und Markt interpretiert 
wird. Zweitens beschreibt Governance weit-
gehende inhaltliche Veränderungen der po-
litischen Steuerung und drittens wird unter 
Governance darüber diskutiert, wie sich po-
litische Koordinierung aus normativer Sicht 
(„Good Governance“) angesichts neuer Her-
ausforderungen verändern sollte (Holtkamp 
2007).

Gemäß der inhaltlichen Veränderungen der 
politischen Steuerung werden unter Gover-
nance in der Regel „neue“ Formen von Ar-
rangements zur Steuerung, Regulierung und 
Handlungskoordination unter Einbeziehung 
verschiedener Akteure verstanden (Geißel 
2007). Sie sind gekennzeichnet durch eine 
Form des Koordinierens politischer und ge-
sellschaftlicher Interaktion, auf eine Steue-
rung und Regelung, die durch kooperative 
Koordinationsformen und durch das Merk-
mal der Horizontalität geprägt ist (Benz 2004) 
und sich von bisherigen hierarchischen Steu-
erungsformen (Government) unterscheiden.

Die folgende Tabelle fasst die Unterschiede 
zwischen Government und Governance ide-
altypisch zusammen.

Governance als Antwort auf Komplexität 
und Unsicherheit

Der Klimawandel unterscheidet sich von 
den bereits seit langem existierenden Um-
weltproblemen wie z.B. Wasser- oder Luftver-
schmutzung dadurch, dass er durch gerin-
ge Erfahrungen mit der ursächlichen Gefahr, 
komplexe Ursache-Wirkungs-Beziehungen 
sowie vielfältige, heterogene und langfristi-
ge Effekte gekennzeichnet ist. Wissenschaft-
liche Aussagen zum Klimawandel und sei-
nen (insbesondere regionalen) Folgen sind – 
und das werden sie auch in Zukunft bleiben 
– stets mit einem hohen Unsicherheitsfaktor 
belegt. Unsicherheit wird hier also zu einem 
beherrschenden Element in Entscheidungs-
prozessen zum Umgang mit neuen Risiken 
dieser Art (van Asselt 2005).

Bei herkömmlichen Umweltproblemen stüt-
zen sich politische und planerische Entschei-
dungen auf die Erfahrungen aus der Vergan-
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Tabelle 18
Übersicht über die Bewertung städtebaulicher Leitbilder

Goverment Governance

Institutioneller	Kontext Mehrheitsdemokratie, Verhandlungssysteme,	Netzwerke,	
Hierarchie, Hierarchie	und	Wettbewerb
Staatsfixierung

Zuständigkeit Direkte	Kontrolle	der	Zentralregierung/ Funktional,	Ebenen	überschreitend,	
Staat,	bereichsspezifisch dezentral

Beteiligte	Akteure Staat Verschiedene	Akteurskonstellationen
Rolle	des	Staates Autorität,	ordnungspolitische	Maßnahmen	 Aktivierend,	ausgleichend,	weiche	

(Ge-	und	Verbote) Maßnahmen,	Anreizstruktur
Organisationsform	 Hierarchisch,	geschlossen Komplex,	umfangreich,	dezentral,	
der	Akteure transparent
Dominante	Orientierung ‚Nationale	Interessen’,	‚Gemeinwohl’ Koordination	verschiedener	Interessen
Agenda-Setting Probleme	definiert	von	Experten Problem	definiert	von	Betroffenen
Entscheidungsfindung Staatliche	Organe Staatliche	und	nicht-staatliche	Akteure
Interaktionsmuster ‚Command	and	control’,	Mehrheitsprinzip Multilaterale	kooperative	Verhandlung

Quelle:	 Geißel	2007,	S.	26

genheit, die beispielsweise in Form von lang-
jährigen Beobachtungsreihen zur Verfügung 
stehen. Neue Umweltprobleme (z.B. Radio-
aktivität, Ozonloch, Klimawandel) hingegen 
sind zukunftsorientiert und werden durch 
politisch-wissenschaftliche Interpretationen 
definiert. Darüber hinaus werden die Verbrei-
tung von Problembewusstsein und die Akzep-
tanz umweltpolitischer Maßnahmen stark von 
ihrer Darstellung in Medien und über die öf-
fentliche Kommunikationsform bestimmt 
(Biermann 2007).

In Bezug auf den Klimawandel besteht eine 
grundsätzliche Unsicherheit über Zeitpunkt, 
Ausmaß und räumliches Auftreten zukünfti-
ger Klimaänderungen bzw. Klimafolgen. Dies 
liegt zum einen in der normativen Grundla-
ge von Klimamodellrechnungen, die auf mög-
lichen Emissionsszenarien beruhen und da-
mit eine große Bandbreite aufweisen. Darü-
ber hinaus sind die tatsächlichen regionalen 
bzw. lokalen Klimafolgen stark von lokalspe-
zifischen Rahmenbedingungen abhängig, die 
sich nicht immer über Modellrechnungen ab-
bilden lassen und zudem besteht eine grund-
sätzliche Unsicherheit gegenüber den zukünf-
tigen sozioökonomischen Veränderungen, die 
sowohl die Vulnerabilität als auch die Anpas-
sungsfähigkeit der Gesellschaft entscheidend 
mitbestimmen.

Dies ist aus Sicht der Stadtentwicklung prob-
lematisch, da sie auf das Vorliegen von Kausal-
beziehungen angewiesen ist. Diese sind not-
wendig, um Wirkungsprognosen zu erstel-
len, aufgrund derer Konzepte und Maßnah-
men der Stadtentwicklung zur Behebung fest-
gestellter Mängel entwickelt werden können. 
Bei politischen und planerischen Entschei-
dungen zum Klimaschutz und insbesondere 
zur Klimaanpassung auf kommunaler Ebene 
geht es also vor allem um die Praxis bzw. feh-

lende Praxis des Umgangs mit dem Klimawan-
del (Birkmann, Fleischhauer 2009).

Komplexität und Unsicherheit stellen Ent-
scheidungsträger vor besondere Schwierig-
keiten, da die Folgen von Entscheidungen 
nur sehr schwer oder gar nicht abzuschätzen 
sind. Hier werden Governance-Ansätze als Lö-
sung angesehen, bei denen nicht alleine die 
kommunalen Behörden Träger der Prozesse 
der Stadtentwicklung sind, sondern es sich um 
politisch-gesellschaftliche Entscheidungsfin-
dungen handelt, an denen nicht nur die Be-
völkerung sondern auch demokratische Gre-
mien, andere Fachpolitiken und gesellschaft-
liche Kräfte, Wirtschaft und Wissenschaft be-
teiligt werden und hierarchielos in den Dis-
kurs treten (Selle 1996).

Dass es sich bei der Frage um Governance 
bzw. bei der Forderung nach einem intensiven 
Kommunikations- und Partizipationsprozess 
nicht um einen vorübergehenden Trend han-
delt, lässt sich auch anhand von Entwicklun-
gen und rechtlichen Rahmensetzungen auf 
EU-Ebene ablesen. Während es beispielswei-
se in der Wasserrahmenrichtlinie (2000/60/
EG), Artikel 14 (Information und Anhörung 
der Öffentlichkeit), sowie in der SUP-Richtli-
nie (2001/42/EG), Artikel 6 (Konsultationen), 
hauptsächlich um Information und Stellung-
nahmen der betroffenen Akteure geht, geht 
die Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie 
(2007/60/EG) in den Artikeln zur Informati-
on und Konsultation der Öffentlichkeit nach 
Kapitel V einen Schritt weiter: Dort wird von 
den Mitgliedstaaten gefordert, der Öffentlich-
keit bereits Zugang zu der ersten Bewertung 
des Hochwasserrisikos, zu den Hochwasser-
gefahrenkarten, den Hochwasserrisikokarten 
und den Hochwasserrisikomanagementplä-
nen zu gewährleisten sowie eine aktive Ein-
beziehung der interessierten Stellen bei der 
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Erstellung, Überprüfung und Aktualisierung 
der Hochwasserrisikomanagementpläne zu 
fördern.

Von Governance über Risk Governance zu 
Klimawandel-Governance

Konsens ist angesichts der Tatsache, dass 
Entscheidungen über den Umgang mit Ri-
siken (aus dem Klimawandel) letztlich Wert-
entscheidungen sind, außerordentlich wich-
tig. Dies trifft vor allem dann zu, wenn Ent-
scheidungen unter Unsicherheit über die zu-
künftige Entwicklung des Klimas zu treffen 
sind und viele der erforderlichen Maßnah-
men nur durch Eigentümer und Bewohner 
umgesetzt werden können, weil sie den bau-
lichen Bestand betreffen, auf den gemäß der 
Eigentumsgarantie des Art. 14 GG hoheitlich 
nur sehr begrenzt Einfluss genommen wer-
den kann (Greiving 2008). 

Die daraus entstehenden Anforderungen 
sind wesentliche Merkmale für die Organisa-
tion eines Diskurses, für den der mittlerweile 
international gebräuchliche Terminus „Risk 
Governance“ steht. Risk Governance zielt 
darauf ab, die gesellschaftliche (oder räum-
liche) Resilienz gegenüber Katastrophen zu 
vergrößern und umfasst die Gesamtheit von 
Akteuren, Regeln, Übereinkommen, Prozes-
sen und Mechanismen, die sich damit befas-
sen, wie relevante risikobezogene Informa-
tion gesammelt, analysiert sowie kommuni-
ziert werden und wie Managemententschei-
dungen zu treffen sind.

Das Risiko-Governance-Konzept und die 
dahinter stehenden Prinzipien lassen sich 
auch auf den Bereich der lokalen Klimapoli-
tik übertragen, insbesondere bezüglich Ent-
scheidungen zur Anpassung an den Klima-
wandel. Zwar handelt es sich bei Klimafolgen 
nicht allein um ein klassisches Risiko, son-
dern einerseits um eine Vielzahl von lang-
fristigen Klimawirkungen und andererseits 
um die Zunahme und Verstärkung von Ex-
tremereignissen. Allen Klimawirkungen ist 
gemein, dass sie – wie bereits ausgeführt – 
von einer hohen Unsicherheit geprägt sind, 
so dass auch hier Governance-Prozesse zur 
Erhöhung der Umsetzungsqualität von An-
passungsstrategien im Rahmen der Stadtent-
wicklungspolitik initiiert werden sollten. In 
Abgrenzung zum eher auf Extremereignis-
se fokussierten Risikobegriff sollte hier aller-
dings von einer „Klimawandel-Governance“ 
gesprochen werden (s.u.), welche auch über 
konkrete Risiken hinausgehende (Wert-) Ent-
scheidungen in den Prozess einbindet. Kon-
kret bedeutet dies in der Praxis, dass Akteure 

des politisch-administrativen Systems, Inte-
ressenverbände (NROs) und die Öffentlich-
keit von der Kommunalverwaltung frühzei-
tig in einen Anpassungsprozess eingebunden 
und über methodisches Vorgehen sowie in-
haltliche Schwerpunkte unterrichtet werden 
(Öffentlichkeitsarbeit, Kommunikationsstra-
tegie), um bei den relevanten Akteuren die 
Akzeptanz für die geplanten Maßnahmen zu 
erhöhen.

Gleichwohl gilt es, ebenso die möglichen po-
sitiven Effekte des Klimawandels als Chancen 
zu betrachten – auch in Verbindung mit ei-
ner positiven Kommunikationsstrategie. Da-
bei ist zu beachten, dass Governance-Prozes-
se Entscheidungen nur vorbereiten, jedoch 
nicht ersetzen können – zumindest solan-
ge diese Entscheidungen Drittbindungs-
wirkung entfalten sollen. Am Ende steht 
letztlich normgebend wieder die politische 
Entscheidung.

Im Umgang mit Unsicherheit sehen sich Ent-
scheidungsträger häufig vor das Problem feh-
lender Akzeptanz von Entscheidungen durch 
die Bevölkerung gestellt. Ein wesentlicher 
Grund besteht im Misstrauen der Bevölke-
rung gegenüber behördlichen Entscheidun-
gen als Folge unzureichender Information, 
unverständlicher prozeduraler Schritte so-
wie einer unzureichenden Einbindung der 
Betroffenen in den Entscheidungsfindungs-
prozess. Eine öffentliche Entscheidungsfin-
dung, welche lediglich auf der tatsächlich 
„wissenschaftlichen“, durch Experten ermit-
telten Wissensgenerierung basiert sowie die 
Nichtberücksichtigung der „sozial-kulturel-
len“ lebensweltlichen Dimension beinhaltet, 
führt zu Misstrauen (Löfstedt 2005).

Eine besondere Herausforderung besteht in 
der Berücksichtigung der zeitlichen Kompo-
nente von Nachhaltigkeit. Um Prinzipien for-
mulieren zu können, denen auch auf der Zeit-
achse alle zustimmen können, muss daher 
das Wissen um individuelle Privilegien aus-
geblendet werden.

Der Umgang mit den Folgen des Klimawan-
dels verlangt daher eine Zusammenführung 
des Ansatzes regionaler Governance-Prozes-
se mit Ansätzen eines Risikomanagements. 
Für die Zusammenführung dieser Ansät-
ze wurde der Begriff des „Risk Governance“ 
durch den internationalen Risikorat (Inter-
national Risk Governance Council) geprägt 
(IRGC 2005), der im Zusammenhang mit der 
Vorsorge und Anpassung an den Klimawan-
del auch als „Klimawandel-Governance“ in-
terpretiert werden kann.
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Grundsätzlich bietet die örtliche Ebene auf-
grund der umfassenden Zuständigkeiten der 
Kommunen, die gemäß Art. 28 Abs. 2 GG über 
Gebiets- und Planungshoheit verfügen, weit 
größere Möglichkeiten, formelles mit infor-
mellem Handeln im Sinne einer integrierten 
Strategie zum Umgang mit dem Klimawandel 
zu verknüpfen, als dies auf der regionalen Ebe-
ne der Fall ist (Holtkamp 2007).

Der im Rahmen der Stadtentwicklung zu or-
ganisierende Diskurs über Vorsorge- und An-
passungsstrategien zum Klimawandel um-
fasst zwei Dimensionen:

• Einerseits geht es darum, die Vielzahl rele-
vanter Akteure in Politik und Verwaltung in 
diesen Diskursprozess einzubinden. Da es 
keine „Klimawandel-Fachplanung“ gibt, er-
gibt sich hier die Herausforderung zu klä-
ren, welchem Akteur welche Verantwort-
lichkeiten zugeordnet werden können. Da-
her muss grundsätzlich entschieden wer-
den, welche Akteure mit in den Prozess des 
Klimaschutzes und der Klimaanpassung 
auf städtischer Ebene eingebunden werden 
sollten (vgl. insb. Kapitel 3, Abschnitt „Leis-
tungspotenziale der Stadtentwicklung“).

• Andererseits geht es um die Organisation 
des Diskussionsprozesses zwischen Poli-
tik und Verwaltung auf der einen und der 
Öffentlichkeit auf der anderen Seite. Dabei 
gilt es, insbesondere im Zusammenspiel mit 
der Öffentlichkeit Lösungen und neue Ide-
en zu entwickeln, die Potenziale zur Umset-
zung von Maßnahmen durch gesellschaftli-
che Akteure zu nutzen und durch eine früh-
zeitige Beteiligung Umsetzungswiderstände 
zu verringern.

Dem Diskurs mit der Öffentlichkeit ist eine 
entscheidende Bedeutung beizumessen, ohne 
im Konfliktfall jedoch die Möglichkeiten der 
hoheitlichen Planung (z.B. Bauleitplanung, 
Aussprache von Restriktionen) ungenutzt zu 
lassen. In der Vergangenheit haben Diskurs-
prozesse wie beispielsweise Netzwerke und 
Bürgerforen häufig jedoch nicht die erhofften 
Wirkungen erzielt (Holtkamp 2007). Zur Ver-
meidung der negativen Leistungsbilanz von 
informellen Akteurskonstellationen schlägt 
Mayntz (1996, S. 160) ein aktives „Interdepen-
denzenmanagement“ durch die kommuna-
len Entscheidungsträger (insb. Bürgermeister) 
vor. Ein solches aktives Interdependenzma-
nagement umfasst folgende Punkte:

• Vorgabe klarer Themen für die Bürgerbetei-
ligung, um die Umsetzbarkeit der Beteili-
gungsergebnisse zu erhöhen,

• pluralere Zusammensetzung der Gremien 
(Netzwerke, Bürgerforen) sowie

• Zusammenführung der Ergebnisse der un-
terschiedlichen Beteiligungsgremien und 
Drohung mit autoritativen Entscheidun-
gen („Rute im Fenster“), um die Konsens-
bereitschaft der Akteure zu erhöhen.

Bürgerbeteiligungsprojekte haben in der 
Regel den Anspruch, die Öffentlichkeit bzw. 
neue engagierte Bürgerinnen und Bürger in 
die Aktivitäten der Stadtentwicklung mit ein-
zubeziehen. Dabei kann die Beteiligung der 
Öffentlichkeit in vier Bereiche systematisiert 
werden: 

1. Erkunden von Interessen und Meinun- 
 gen, 

2. Information und Beratung, 

3. kooperative Beteiligung sowie 

4. finanzielle Beteiligungen. 

Diesen vier Bereichen sind dann jeweils viel-
fältige Verfahren und Modelle zuzuordnen. 
Die folgenden Ausführungen betrachten die 
Bereiche der Information und Beratung so-
wie der kooperativen Beteiligung.

Information und Beratung

Ein wesentliches Charakteristikum einer ko-
operations- und konsensorientierten Stadt-
entwicklung ist die Bedeutung von Bera-
tung, Information und Überzeugung der Ad-
ressaten der räumlichen Planung, wohinge-
gen die Durchsetzung normativer Vorgaben 
über formelle Instrumente an Bedeutung ver-
liert. Dies geht über die in § 3 BauGB bezüg-
lich der Bauleitpläne zu unterrichtende Öf-
fentlichkeit hinaus, da Information und Mei-
nungsbildung Formen jenseits des formel-
len Beteiligungsverfahrens annehmen kön-
nen und nicht allein auf die Bauleitplanung, 
sondern allgemeiner auf die Stadtentwick-
lung abstellen.

Der überfachliche Charakter der Klimafol-
gen sowie die mit dem Klimawandel einher-
gehende Unsicherheit schaffen für die poli-
tisch-administrativen Akteure der Stadtent-
wicklung ein potenzielles Betätigungsfeld 
im Bereich der Beratung, Information und 
Kommunikation. Dies trifft umso mehr zu, da 
es keine „Klimafachplanung“ und auch kei-
ne „Anpassungsfachplanung“ gibt und die 
Stadtentwicklung aufgrund der Breite der 
sie umfassenden Belange hier tätig werden 
kann. Mögliche beratungs- und informati-
onsbasierte Instrumente sind im folgenden 
Kasten in der Übersicht dargestellt.
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Kooperative Beteiligungsformen zur 
Zielfindung

Wie bereits dargestellt, führen eine öffentli-
che Entscheidungsfindung, die lediglich auf 
der tatsächlich „wissenschaftlichen“ Dimensi-
on des Klimawandels basiert, sowie die Nicht-
berücksichtigung der „sozial-kulturellen“ Di-
mension (z.B. die Art und Weise, wie der Kli-
mawandel wahrgenommen wird) zu Miss-
trauen seitens der Betroffenen und erhöhen 
letztlich die Verwundbarkeit von Institutionen 
und betroffenen Individuen. Dies hat Auswir-
kungen auf die Resilienz einer Gesellschaft, da 
nur die Gesellschaft, die gut informiert und in 
den Prozess des Klimaschutzes und der Kli-
maanpassung integriert ist, die Entscheidun-
gen, die von unterschiedlichen Institutionen 
und Zuständigen getroffen werden, akzeptiert.

Diese Aspekte und Probleme machen eine 
neue Denk- und Vorgehensweise erforder-
lich: Notwendigkeit einer zunehmenden öf-
fentliche Partizipation in Risikoabschätzung 
und Entscheidungsfindung, um den Entschei-
dungsprozess demokratischer zu gestalten, 
die Relevanz und Qualität der technischen 
Analyse zu verbessern und ein Anwachsen 
der Legitimität sowie öffentlicher Akzeptanz 
der politischen Entscheidungen zu fördern.

Von der Vielzahl kooperativer Beteiligungsfor-
men werden im Folgenden nur diejenigen nä-
her beschrieben, die einen erkennbaren Bezug 
zur Klimawandelproblematik aufweisen, weil 
sie sich beispielsweise besonders gut für ab-
strakte, in der Zukunft liegende Problemzu-
sammenhänge eignen.

Die vorgestellten Beteiligungsformen erfor-
dern größtenteils einen hohen finanziellen 
und personellen Aufwand, der für viele Kom-
munalverwaltungen einen der Hinderungs-

gründe für die Durchführung solcher Koope-
rationsformen darstellt (Walk 2008). Einen 
Ausweg kann die Durchführung und vor al-
lem Finanzierung solcher Maßnahmen im 
Rahmen von Förderprogrammen als Mo-
dellvorhaben bzw. Projekte oder in Wett-
bewerben bieten (vgl. Kap. 4.3, Abschnitt 
„Fördermittelprogramme“).

Szenarien lassen sich sehr gut durch Leitbild-
prozesse ergänzen, die – durchaus auch als Er-
gebnis eines Szenarioprozesses – ein Bild der 
gewünschten Zukunft formulieren. Szenari-
en und Leitbilder können nicht spontan for-
muliert werden, sondern müssen systema-
tisch vorbereitet und strukturiert durchge-
führt werden.

Zukunftswerkstätten sind im Bereich Klima-
wandel und Stadtentwicklung zur Generie-
rung neuer Ideen und Lösungsmöglichkeiten 
geeignet, da in diesen Bereichen oft noch Neu-
land betreten werden muss. Die Herausforde-
rung besteht darin, dass Visionen und Umset-
zungsschritte sowohl das sich ändernde Kli-
ma als auch die sich verändernden Rahmen-
bedingungen der Stadtentwicklung einbezie-
hen müssen.

Im Bereich der kommunalen Klimaanpassung 
liegt die potenzielle Stärke von Zukunftskonfe-
renzen in der Zusammenarbeit der Entschei-
dungsträger sowie – aufgrund der intensiven 
Auseinandersetzung mit dem Thema – in der 
hohen fachlichen Qualität, die auf diese Wei-
se erreicht werden kann. Dies ist vor dem Hin-
tergrund der Komplexität und Unsicherheit 
zum Thema Klimawandel auch geboten. Im 
Grunde geht es hier um die Erzeugung einer 
gemeinsamen Kultur zum Umgang mit Kli-
mafolgen auf kommunaler Ebene. 

Beratungs­ und informationsbasierte Instrumente (Walk 2008):

Verteilung von Informationsmaterialien:	Wurfsendung,	Aushang	beispielsweise	über	den	
Aufwand	und	Umsetzbarkeit	privater	Anpassungsmaßnahmen.

Entscheidungsfindungssysteme	zur	Darstellung	von	möglichen	Handlungsoptionen	zur	
Vorsorge	und	Anpassung	an	den	Klimawandel.

Information über Medien:	Presse,	Lokalfunk	–	beispielsweise	über	die	Anfälligkeit	der	
Kommune	gegenüber	Klimafolgen	und	die	Bandbreite	von	Anpassungsmaßnahmen.

Einsatz von Geoinformationssystemen zur	Darstellung	von	Gefahren	und	Anfälligkeiten	
bzw.	Verwundbarkeiten	auf	kommunaler	Ebene.

Veranstaltungen:	Bürgerversammlung,	Ausstellung,	Vortrags-	und	Diskussionsveranstal-
tung	–	beispielsweise	zur	Verknüpfung	zwischen	Wissenschaft,	Politik/Verwaltung	und	
Öffentlichkeit.

Exkursion, Ortsbegehung von	z.B.	überschwemmungsgefährdeten	Bereichen	oder	unter-
schiedlichen	stadtklimatischen	Quartieren.
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Da sich Planungszellen vor allem für die Be-
arbeitung von Fragestellungen eignen, bei 
denen eine persönliche Betroffenheit nicht 
unmittelbar oder nur langfristig und abstrakt 
erkennbar ist, bieten sie sich für den Umgang 
mit dem Klimawandel an. Mittels Planungs-
zellen können fachspezifische Sichtweisen 
erweitert und bürgernahe Impulse erhalten 
werden. Diesen Vorteilen gegenüber steht al-
lerdings der sehr hohe finanzielle und organi-
satorische Aufwand, der vermutlich von den 
meisten Kommunalverwaltungen im Rah-
men des Alltagsgeschäfts nicht zu leisten ist.

Darüber hinaus eignen sich verstärkt Ansätze 
unter Einbeziehung des Internets, insbeson-
dere mit Web 2.0-Anwendungen, bei denen 
die Öffentlichkeit als Anwender Diskussions- 
und Zielfindungsprozesse aktiv mitgestalten 
kann (siehe auch Kap. 6 „Instrument zur Ent-
scheidungsunterstützung“, Stadtklimalotse).

Monitoring

Für die Umsetzung öffentlicher Partizipati-
on in Risikoabschätzung und Entscheidungs-
findung bieten sich Monitoring-Instrumen-
te an, die in der Lage sind, abzubilden, in-
wieweit wesentliche Governance-Prinzipien 
berücksichtigt worden sind. Zu den Gover-
nance-Prinzipien lassen sich aus verschiede-
nen Ansätzen folgende Kernindikatoren ab-
leiten (Greiving et al. 2007):

• Prinzipien: Was sind die Prinzipien des Ge-
samtsystems? (z.B. Ansprüche an demo-
kratisches Vorgehen) 

• Vertrauen: Existiert eine Atmosphäre des 
gegenseitigen Respekts und Vertrauens?

• Ziele: Sind Ziele für Schutzgruppen defi-
niert? 

• Verantwortung (Verursacherprinzip): Ist 
die Verantwortung auf jeder Ebene defi-
niert (Prozess, jedes Risiko)?

• Begründung: Ist die Aktivität begründet/
gerechtfertigt?

• Rechtliche Rahmenbedingungen: Wie wer-
den Veränderungen rechtlicher Rahmen-
bedingungen systematisch erfasst?

• Ablaufplanung: Sind Abläufe standardi-
siert?

• Repräsentation: Sind alle relevanten sozi-
alen Gruppen bzw. ihre Erwartungen be-
kannt?

• Zugang zu Informationen: Inwieweit sind 
Informationen zugänglich?

• Toleranz Prozess & Ergebnisse: Inwiefern 
tolerieren die „relevanten sozialen Grup-
pen“ den Prozess und die Ergebnisse?

• Dialog: Wie konstruktiv ist der Dialog (Zu-
hören und gegenseitiges Verständnis)?

• Finanzen: In wie weit entsprechen die fi-
nanziellen Ressourcen dem definierten 
Governance-Prozess?

• Personal: In wie weit sind die personellen 
Kapazitäten angemessen (Kompetenz, An-
zahl)?

• Rolle: Wie wurde die Rolle der Experten de-
finiert (Beirat, Gremium)?

Im Rahmen dieses Ansatzes, der als koope-
rativer Zielfindungs- und Monitoringpro-
zess bezeichnet werden kann, wird anhand 
eines Indikatorensets kennzahlenbasiert dar-
gestellt, wie eine Strategie zum Umgang mit 
Risiken (Klimafolgen) umgesetzt wird. Dazu 
wurden zunächst kritische Erfolgsfaktoren 
definiert, die mittels so genannter Key-Per-
formance-Indikatoren überprüft und über 
ein Kennzahlensystem (Scorecard) visuali-
siert werden (Tab. 19).

Die Messgrößen repräsentieren den Errei-
chungsgrad der strategischen Ziele. Dabei 
werden Ziele und Zielerreichung kontinu-
ierlich überprüft und durch korrigierende 
Maßnahmen gesteuert. Der Ansatz stellt ei-
nen (erfolgreich getesteten) Versuch dar, die 
Erreichung von strategischen Zielen messbar 
und über die Ableitung von Maßnahmen um-
setzbar zu gestalten.

Fazit

Die Einführung von Governance-Aspekten 
in den Prozess der Stadtentwicklung dient in 
erster Linie dazu, dem möglichen Misstrauen 
der Öffentlichkeit gegenüber Entscheidungs-
trägern vorzubeugen, wenn es um Entschei-
dungen über komplexe, weit reichende und 
gegenwärtig noch abstrakt erscheinende Zu-
sammenhänge geht.

Elemente eines solchen Governance-Prozes-
ses, wie Kommunikation, Information oder 
verschiedene Formen der Partizipation über 
die rechtlich vorgegebenen hinaus, sind als 
Mittel zum Zweck zu verstehen, um diesem 
Misstrauen zu begegnen. Die hier aufgeführ-
ten und systematisierten Beteiligungsformen 
stellen mithin einen Katalog dar, aus denen in 
der Praxis geeignete Ansätze ausgewählt wer-
den können. Ziel dabei ist es, Akteure frühzei-
tig in einen Anpassungsprozess einzubinden, 
um die Akzeptanz für die geplanten Maßnah-
men zu erhöhen.

Durch die intensive Einbeziehung in Ent-
scheidungsprozessen, die bis hin zur Diskus-
sion um die einzusetzenden Methoden und 
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Tabelle 19
Übersicht über die Bewertung städtebaulicher Leitbilder

rot orange gelb grün blau

noch nicht in der in der 
läuft an vollendet

begonnen Entwicklung Durchführung

Prinzipien nicht	definiert z.T.	definiert standardisiert

Vertrauen gering mittel hoch

Ziele nicht	definiert z.T.	definiert standardisiert

Verantwortung nicht	definiert z.T.	definiert standardisiert

Schadensaus- Schadensaus- Schadensaus-Begründung maß	hoch maß	mittel maß	gering	

Ablaufplanung nicht	definiert z.T.	definiert standardisiert

Rechtliche	 keine	Aktualisie- zufällige	 systematische	Rahmen- rung 	Aktualisierung Aktualisierungbedingungen

Analyse	 Analyse	Repräsentation keine	Analyse 	begonnen 	abgeschlossen

keine	Infos	 Infos	für	Betei- Erste	Infos	 Infos	leicht	 Alle	Beteiligten	Zugang	zu	 	verfügbar	oder	 ligte	potenziell	 	erreichbar	und	 	erreichbar	und	 ausreichend	mit		Informationen Verfügbarkeit	 verfügbar verständlich verständlich Infos	versorgtunbekannt

Toleranz	
	Prozess	und	 gering mittel hoch
	Ergebnis

Dialog kein	Austausch Information Konsultation Kooperation Kollaboration

Bilanz	=	0	negative	 negative	 negative	 negative	 	(Bedarf	ent-Bilanz		(mehr	 Bilanz		(mehr	 Bilanz		(mehr	 Bilanz		(mehr	 spricht	den	Finanzen gebraucht		als	 gebraucht		als	 gebraucht		als	 gebraucht		als	 vorhandenen		vorhanden);	 vorhanden);	 vorhanden);	 vorhanden);	 Ressourcen);		Defizit	30	% 	Defizit	20	% 	Defizit	10	% Defizit	5	%	 kein	Defizit

Personal gering mittel hoch

Rolle nicht	definiert z.T.	definiert institutionalisiert

Quelle:	 Geißel	2007,	S.	26

Instrumente reichen kann, erscheint der Pro-
zess der Wissensaneignung und Entschei-
dungsfindung im politisch-administrativen 
System nicht mehr als „black box“. Die Chan-
cen bestehen also darin, dass die Zivilgesell-
schaft eingebunden wird und deren „Kräfte“ 
und Kompetenzen genutzt werden. Darüber 
hinaus kann das Bewusstsein der Zivilgesell-
schaft für die Bedeutung des Klimawandels 
geschärft werden. Vor dem Hintergrund der 
„Environmental Justice“ müssen insbesonde-
re auch „Randgruppen“ gesondert angespro-
chen werden, um deren Exklusion zu verhin-
dern. Kooperative Beteiligungsformen stellen 
jedoch stets eine Ergänzung dar – die Letztent-
scheidung obliegt hingegen den politischen 
Entscheidungsträgern.

5.3  Umweltgerechtigkeit

Bereits seit in den frühen 1980er Jahren wird 
in den USA eine Diskussion über den Begriff 
der Environmental Justice geführt, die eng 
mit der (afroamerikanischen) Bürgerrechts-
bewegung verbunden ist. Ausgangspunkt wa-
ren mehrere Studien in den 80er Jahren, die 
einen Zusammenhang zwischen Planung 
und Betrieb von Giftmülldeponien und de-
mographischen Faktoren offenlegten. Noch 
vor anderen Faktoren wie Armut war die eth-
nische Zugehörigkeit der wesentliche Indi-
kator für die Lokalisierung von Giftmüllde-
ponien (Elvers 2005), weshalb in diesem Zu-
sammenhang auch von Umweltrassismus ge-
sprochen wurde (Schlüns 2008).

Zwar befindet sich in Deutschland das Ni-
veau der sozialen Ungleichheit nicht auf 
einer mit den USA vergleichbaren Ebene 
(Schlüns 2007), doch kann dies nicht als Be-
gründung ausreichen, warum „Umweltge-
rechtigkeit als paradigmatischer Zugang in 
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Deutschland bislang noch nicht etabliert ist“ 
(Elvers 2005, S. 26). Die bisherige Vernachläs-
sigung kann ggf. darauf zurückgeführt wer-
den, dass 

a) die Diskussion über öffentliche Gesund-
heit einen Fokus auf individuelle Belange 
gerichtet hat,

b) der Zusammenhang zwischen Segrega-
tion und Umweltbelastung selten gesehen 
wird und

c) eine empirische Bestätigung aufgrund 
des offensichtlichen Zusammenhangs für 
nicht mehr erforderlich gehalten wird (Bol-
te, Mielck 2004).

Dennoch bestehen auch in Deutschland ver-
schiedene Anknüpfungspunkte an das The-
ma Umweltgerechtigkeit. So spielen Aspekte 
des gerechten Zugangs zu Umweltressour-
cen eine Rolle in der Schnittstelle Umwelt/
Gesundheit/Soziales sowie bei Program-
men wie der Lokalen Agenda 21, dem „Akti-
onsprogramm Umwelt & Gesundheit“ oder 
dem Programm „Soziale Stadt“ (Maschews-
ky 2004, S. 10).

Ausgangspunkt für das Städtebauförderungs-
programm „Stadtteile mit besonderem Ent-
wicklungsbedarf – Soziale Stadt“ des Bun-
desministeriums für Verkehr, Bau und Stadt-
entwicklung (BMVBS) und der Länder waren 
die seit den 1990er-Jahren zu beobachtenden 
Tendenzen zunehmender Segregation in den 
Städten mit der Folge einer fortschreitenden 
sozialen und stadträumlichen Fragmentie-
rung. Das Programm „Soziale Stadt“ wurde 
1999 mit dem Ziel gestartet, die „‘Abwärtsspi-
rale‘ in benachteiligten Stadtteilen aufzuhal-
ten und die Lebensbedingungen vor Ort um-
fassend zu verbessern“ (BMVBS 2011).

Im Programm „Soziale Stadt“ wird der As-
pekt der Umweltgerechtigkeit insbesondere 
im Handlungsfeld „Umwelt und Verkehr“ auf-
gegriffen. Dort werden integrierte Freiraum- 
und Verkehrsentwicklungskonzepte einge-
setzt, um Umweltbeeinträchtigungen sowie 
Mängel der freiraumbezogenen und verkehr-
lichen Infrastruktur abzubauen. Außerdem 
spielen Maßnahmen und Projekte zur Be-
grünung und Entsiegelung von Freiflächen 
sowie der Verkehrsberuhigung und der Neu-
ordnung des ruhenden Verkehrs eine wichti-
ge Rolle (BMVBS 2011).

Begriff und Hintergrund

Environmental Justice geht daher der Frage 
nach, „welche Bevölkerungsgruppen durch 
Umweltschadstoffe besonders stark belas-

tet werden, und wie eine gerechte Verteilung 
dieser Belastung aussehen könnte“ (Mielck, 
Heinrich 2001, S. 1). Demzufolge kann Ge-
rechtigkeit (Justice) im Zusammenhang mit 
Umweltveränderungen als „sachlich prüfba-
res Kriterium einer Start-, Verteilungs-, Vor-
sorge- und Verfahrensgerechtigkeit in Bezug 
auf hoheitliche Maßnahmen oder Unterlas-
sungen der Beeinflussung der physischen 
Umwelt des Menschen definiert werden“ (El-
vers 2005, S. 12)10. 

Eine Betrachtung von Environmental Justice 
– Umweltgerechtigkeit – basiert zunächst auf 
einer feststellbaren Ungleichheit, die als „un-
gerecht“ empfunden wird. Gleichheit – als be-
grifflicher Gegenpart zur Ungleichheit – kann 
im Sinne eines radikalen Gleichheitsbegrif-
fes als absolute Gleichheit verstanden wer-
den oder im Sinne einer gemäßigten Gleich-
heitsvorstellung als Chancengleichheit (El-
vers 2005). Soziale Ungleichheit – die für den 
Begriff der Umweltgerechtigkeit relevant ist – 
wiederum kann als vertikale oder horizonta-
le Ungleichheit verstanden werden. Vertikale 
Ungleichheit impliziert von vornherein eine 
Abstufung, die eine Bestimmung des sozio-
ökonomischen Status ermöglicht, während 
die horizontale Ungleichheit ungestufte Merk-
male wie Geschlecht oder Nationalität bein-
haltet, die jedoch ebenfalls soziale Ungleich-
heiten aufweisen (Mielck, Heinrich 2001). Um 
beide Ungleichheiten für empirische Untersu-
chungen zu operationalisieren, kann die sozi-
ale Lage der Bevölkerung durch verschiede-
ne Indikatoren beschrieben werden (Kolah-
gar 2006).

Die Feststellung einer (sozialen) Ungleichheit 
bedeutet jedoch noch nicht, dass sie auch un-
gerecht ist und einer (planerischen) Abhilfe 
bedürfe. Die Ungleichheit bedarf zunächst 
einer Begriffsklärung und einer näheren Ein-
grenzung der „Gerechtigkeit“, um bewertet 
werden zu können (Elvers 2005). Gerechtig-
keit kann im Sinn einer sachlichen Prüfung 
der Ungleichheiten in nach vier Aspekten ge-
gliedert werden (Maschewsky 2004):

• Chancengerechtigkeit bedeutet, dass alle 
Gesellschaftsgruppen die gleichen Chancen 
bzw. Risiken haben, von umweltverändern-
den Einrichtungen betroffen zu werden.

• Verteilungsgerechtigkeit ist die Verteilung 
von Vor- und Nachteilen durch die Einrich-
tung.

• Vorsorgegerechtigkeit bezieht sich auf die 
Minderung von Eingriffen in die Umwelt.

• Verfahrensgerechtigkeit stellt eine Gleich-
behandlung aller Beteiligten sicher.

(10) 
Die amerikanische Umweltbe­
hörde EPA – die in den 1990er 
Jahren ein Büro für Environmen­
tal Justice einrichtete (Schlüns 
2008) – definiert Umweltgerech­
tigkeit wie folgt (website EPA): 
“Environmental Justice is the 
fair treatment and meaningful in­
volvement of all people regard­
less of race, color, national ori­
gin, or income with respect to 
the development, implementati­
on, and enforcement of environ­
mental laws, regulations, and po­
licies. EPA has this goal for all 
communities and persons across 
this Nation. It will be achieved 
when everyone enjoys the same 
degree of protection from envi­
ronmental and health hazards 
and equal access to the deci­
sion­making process to have a 
healthy environment in which to 
live, learn, and work.”
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Obwohl Umweltgerechtigkeit als Thema aus 
der Betrachtung von Gesundheitsgefährdun-
gen resultiert, beschränken sich die Wechsel-
wirkungen keineswegs ausschließlich auf die 
Aspekte der menschlichen Gesundheit. Ne-
ben den individuellen Auswirkungen besteht 
eine Reihe von weiteren gesellschaftlichen 
Folgen (Elvers 2005).

Die eintretenden Wechselwirkungen aller-
dings können auch um eine nicht-anthro-
pozentrische Sichtweise erweitert werden. 
Statt einer zweipoligen Umweltgerechtig-
keit, die auf Mensch-Umwelt-Beziehungen 
abzielt, kann durch die Hinzunahme der 
Natur selbst eine dreipolige Sichtweise ein-
genommen werden. Ansätze, die auf eine 
Schöpfungsverantwortung hinweisen – und 
aus dem kirchlichen Bereich stammen – füh-
ren zu dem Begriff der ökologischen Gerech-
tigkeit (Schlüns 2007). 

Verschiedene Studien haben die Wechselwir-
kungen zwischen sozialer Lage (bzw. einzel-
ner Komponenten) und gesundheitlichen 
Auswirkungen belegen können. So konn-
te Kolahgar (2006) aufzeigen, dass vor al-
lem der Faktor „Migrationshintergrund“ ei-
nen Einfluss auf die gesundheitliche Situati-
on von Kindern hat. Eine Untersuchung der 
einzelnen Leipziger Ortsteile führte zu der 
Erkenntnis, dass „eine Konzentration sozi-
al schwacher Bevölkerungsteile vor allem 
in verkehrsbelasteten und über wenig zu-
sammenhängende Grünflächen verfügen-
den Stadtgebieten zu verzeichnen ist“ (El-
vers 2005, S. 25). Die gesundheitliche Wir-
kung von (begehbaren) Grünflächen in Woh-
nungsnähe wurde – in Bezug auf Senioren – 
bereits ebenfalls nachgewiesen (Takano et al. 
2002). Somit kommt Grünflächen nicht nur 
als Element zur Dämpfung der klimawan-
delbedingten Auswirkungen Bedeutung zu, 
sondern kann zugleich zur Minderung von 
Umwelt(un)gerechtigkeit eingesetzt werden.

Die Rolle der geschlechterspezifischen Sicht 
auf die Umweltgerechtigkeit ist insofern von 
Bedeutung, als dass es sie als Element der so-
zialen Lage mitbestimmend für die horizon-
tale Ungleichheit sein kann und geschlech-
terbezogene Einstellungen hinsichtlich des 
Umweltschutzes bestehen. Frauen weisen 
z.B. eine stärkere Umweltschutzeinstellung 
auf als Männer, sind gegenüber technischen 
Problemlösungen skeptischer eingestellt und 
risikoaversiver als Männer (Empacher et al. 
o.J.). Anstatt aber Frauen besonders gezielt 
anzusprechen, um ihre Beteiligung am Kli-
maschutz zu stärken (KBS 2005), sollten viel-
mehr Männer angesprochen werden, um de-
ren Alltagsverantwortung für den Umwelt-
schutz zu stärken (Empacher et al. o.J.). Eine 
Feminisierung der Umweltverantwortung ist 
zu vermeiden (Hornberg, Pauli 2008).

Um die Probleme der Umwelt(un)gerechtig-
keit zu lösen, können nicht nur Einzelmaß-
nahmen (z.B. Grünflächen) eingesetzt, son-
dern auf bestehende strategische Instrumen-
te – u.a. aus dem besonderen Städtebaurecht 
– zurückgegriffen werden. Diese können in 
eine kommunale Strategie der Anpassung an 
den Klimawandel integriert werden. Das Pro-
gramm „Soziale Stadt“ – rechtlich verankert 
in § 171e BauGB – kann dazu dienen, Maß-
nahmen gegen bestehende Umwelt(un)ge-
rechtigkeiten einzuleiten. Einen anderen 
Anknüpfungspunkt bietet das „Aktionspro-
gramm für Umwelt und Gesundheit“ (APUG) 
(Maschewsky 2004). Zwar sind im APUG be-
sonders Kinder und Jugendliche eine heraus-
gehobene Zielgruppe, das Programm aber 
verfolgt auch Forschungsprojekte und zielt 
auf die Aufklärung der Bevölkerung ab (Refe-
rat für Gesundheit und Umwelt der Landes-
hauptstadt München 2007). Aufgrund ihrer 
Nähe zur Bevölkerung können insbesonde-
re Kommunen, beispielsweise über lokale Ak-
tionspläne, dieses Instrument einsetzen und 
dabei bestehende Strukturen nutzen.

Abbildung 7
Wechselbeziehungen der Environmental Justice

Gesundheitliche Folgen
(Erkrankungsrisiko, Unfallgefahr)

Abwertung
(Wertverlust von Grund und 

Boden, fehlende Investitionen)

Konflikt
(Soziale Spannungen)

Segregation
(Konzentration sozial 
deprivierter Gruppen)

Umweltbelastung
(Luftverschmutzung, Verkehr, 

Abfall, Sauberkeit)

Quelle:	 Elvers	2005
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Eine besondere Herausforderung für „Envi-
ronmental Justice“ besteht in der Berück-
sichtigung der zeitlichen Komponente von 
Nachhaltigkeit. Das Schicksal und die Zustim-
mung künftiger Generationen finden keinen 
Eingang in die Vorstellungen von Gerechtig-
keit aufgrundlage klassischer Gesellschafts-
theorien (Rousseau; Kant; Hobbes), da deren 
Zeitverständnis statisch ist. Dass zu einem be-
stimmten Zeitpunkt konsensfähige Verhal-
tensmaßstäbe nicht im Interesse künftiger 
Generationen sein könnten, war damals nicht 
vorstellbar. Erst später wurde von Rawls mit 
seiner „Theory of Justice“ der Gesellschafts-
vertrag um eine Zeitdimension erweitert. Der 
gerechtigkeitsbegründete Konsens aller wird 
seitdem auch von der Zustimmung der Zu-
künftigen abhängig gemacht, weil eine Norm 
nicht deshalb bereits gerecht sein kann, weil 
ihr die Lebenden zustimmen. Methodischer 
Kern dieser Philosophie ist die Idee des „Veil 
of Ignorance“, die verhindert, dass wir Zeit-
punkt und Status unseres derzeitigen Daseins 
erkennen (Rawls 1971). Um Prinzipien formu-
lieren zu können, denen auch auf der Zeitach-
se alle zustimmen können, muss daher das 
Wissen um individuelle Privilegien ausgeblen-
det werden. In der umweltpolitischen Debatte 
hat sich diese Idee im Leitbild der Nachhalti-
gen Entwicklung niedergeschlagen. Oder an-
ders ausgedrückt sind nur diejenigen Hand-
lungsnormen gültig, denen alle möglicher-
weise Betroffenen als Teilnehmer an rationa-
len Diskursen zustimmen können. Damit wird 
Kants „Freiheit des Einzelnen“ zur „Kommu-
nikativen Freiheit“ nach Habermas, die sich 
durch das Verhältnis zu anderen definiert. Der 
Ausschluss bestimmter Gründe vom Diskurs 
wird dabei als Legitimationsdefizit beschrie-
ben (Habermas 1992).

Klimawandel und Umweltgerechtigkeit

Bezogen auf den Klimawandel ist die Envi-
ronmental-Justice-Frage in ihrer intragene-
rationalen Dimension relevant, weil der Kli-
mawandel insbesondere dort und von den-
jenigen sozialen Gruppen als besonders gra-
vierendes Problem wahrgenommen werden 
dürfte, wo bereits eine Betroffenheit durch 
Alterungs- und Schrumpfungsprozesse vor-
liegt, die neben einer Angebotsverschlechte-
rung (z.B. im sozialen Bereich) auch finanzi-
elle Belastungen mit sich bringt (z.B. steigen-
de Fixkosten im Bereich der technischen Inf-
rastruktur). Außerdem ist die spezifische Le-
benswelt von Migranten und Migrantinnen zu 
berücksichtigen. 

Das Risiko des Anstiegs der sozialen Span-
nungen beispielsweise durch den Dualismus 
der klimaoptimierten Vorstadtviertel und der 
schlecht durchlüfteten, hochverdichteten 
Quartiere mit niedriger Klima-Lebensquali-
tät, die gegenüber Klimafolgen wie urbanen 
Hitzeinseln besonders exponiert – aber auch 
verwundbar sind, wird weiter zunehmen. 
Diese höhere Verwundbarkeit geht nicht not-
wendigerweise auch mit einem höheren Bei-
trag dieser Gruppen zum Klimawandel durch 
Emissionen oder Ressourcenverbrauch ein-
her. Die unterschiedlichen sozialen Gruppen 
können also unterschiedlich betroffen sein 
durch den Klimawandel – ebenso durch Kli-
maschutz- und Anpassungsmaßnahmen und 
-erfordernisse.

Zudem sind Klimaschutz und Anpassungs-
strategien nicht in dem erforderlichen Maße 
mit den Herausforderungen des demographi-
schen Wandels und den damit verbundenen 
Problemen bei der Sicherung der Daseinsvor-
sorge verknüpft, obgleich ARGEBAU (2008) 
zu Recht auf diese Verknüpfung hingewiesen 
hat. Dies ist eine Frage der intergenerationa-
len Gerechtigkeit.

Die Betrachtung der klimawandelbedingten 
Folgen muss dem Grad der gesellschaftlichen 
Ausdifferenzierung gerecht werden. Gerade 
größere Städte weisen eine teilweise starke 
soziale Ausdifferenzierung der Bevölkerung 
auf. In einigen ländlichen Regionen ist auf-
grund der Abwanderung vor allem hochqua-
lifizierter jüngerer Menschen mit einer Ho-
mogenisierung der Bevölkerung zu rechnen. 
So unterscheiden sich Betroffenheiten nicht 
nur sozialer Gruppen voneinander, sondern 
sind auch abhängig von deren spezifischen 
Wohn- und Lebensverhältnissen, was durch 
den demographischen Wandel massiv ver-
stärkt wird.

Fazit

Der Zusammenhang zwischen Klimawan-
del, demographischem Wandel und auch 
Wirtschaftswandel ist nicht nur in einer ge-
genseitigen negativen Verstärkung zu sehen. 
Es bestehen durchaus auch Zielkongruenzen 
bzw. konforme Ziele, wie beispielsweise die 
Schaffung neuer Freiräume in schrumpfen-
den Städten (Klimaanpassung/demographi-
scher Wandel) oder der Biomasseanbau auf 
altindustriellen Brachflächen (Klimaanpas-
sung/Klimaschutz/wirtschaftlicher Struktur-
wandel). Diese Synergien und Zielkongruen-
zen gilt es zukünftig zu systematisieren und 
verstärkt zu nutzen.
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6 Instrument zur Entscheidungsunterstützung
Im Zentrum der Vorstudie zum ExWoSt-Vor-
haben „Klimawandelgerechte Stadtentwick-
lung“ steht die Erarbeitung und modellhaf-
te Erprobung eines integrierten „Kommu-
nalen Strategie- und Aktionssets Klimawan-
del“. Dieses wird im Rahmen des Vorhabens 
unter anderem in Form eines internetba-
sierten Entscheidungsunterstützungswerk-
zeugs aufbereitet. Das Entscheidungsunter-
stützungswerkzeug führt den Namen „Stadt-
klimalotse“ und ist seit Oktober 2010 in der 
Version 3.0 unter der Adresse www.stadtkli-
malotse.net online verfügbar.

Der Stadtklimalotse ist ein eigenständig an-
wendbares akteursbezogenes Beratungsins-
trument zur Auswahl von geeigneten Klima-
anpassungsmaßnahmen für die kommunale 
Stadtentwicklung. Er greift auf eine Daten-
bank mit rund 140 Maßnahmen zurück und 
hilft durch verschiedene Abfragemöglich-
keiten, potenziell interessante Klimaanpas-
sungsmaßnahmen für den lokalen Kontext 
auszuwählen. Dabei hilft er unter anderem, 
Synergien und Konflikten zwischen einzel-
nen Maßnahmen zu identifizieren. Für alle 

enthaltenen Maßnahmen ist ein Steckbrief 
mit Angaben zur Art der Maßnahme, Ziel-
gruppe, grobem Kostenaufwand und Um-
setzungs-Zeithorizont, beteiligten Akteuren, 
Anwendungsbeispielen, rechtlichen Grund-
lagen sowie weiterführender Literatur ab-
rufbar. Der Lotse soll Städten und Gemein-
den ermöglichen, sowohl lokalspezifisch 
als auch allgemein den Ursachen und Fol-
gen des Klimawandels durch urbane Kon-
zepte zu begegnen. Zielgruppen für die Nut-
zung des Lotsen sind die Kommunalpolitik 
und Kommunalverwaltung bzw. Akteure der 
kommunalen Stadtentwicklung. 

Der Inhalt des Stadtklimalotsen und seine 
Methodik wurden im Rahmen der Vorstu-
die entwickelt und in drei Werkstätten in 
Gemeinden mit verschiedenen repräsenta-
tiven Größen (München, Bocholt, Bad Lie-
benwerda) im Juli und August 2009 getes-
tet. Der Stadtklimalotse geht über erprob-
te kommunale Klimaschutzkonzepte hin-
aus, bezieht u. a. Anpassungsmaßnahmen 
ein und zielt vor allem auf eine Entwicklung 
abgestimmter, ressortspezifischer Aktivitä-

Abbildung 8
Startseite des Stadtklimalotsen

Quelle:	 www.stadtklimalotse.net



85Instrument zur Entscheidungsunterstützung

ten ab. Das Tool soll helfen, lokalspezifisch 
wie allgemeingültig den Ursachen und Fol-
gen des Klimawandels durch urbane Kon-
zepte zu begegnen. Im Rahmen der Vorstu-
die wurde zu diesem Zwecke bereits eine 
erste Überprüfung in Form eines Tests des 
Tools im Kreise einiger kommunaler Anwen-
der durchgeführt.

Bisher enthält der Stadtklimalotse knapp 
140 Maßnahmen aus 10 Handlungsfeldern, 
330 Verweise auf Gesetzestexte und über 60 
Beispiele für die Planung und Anwendung 
von Maßnahmen. Der Stadtklimalotse wird 
im Laufe des KlimaExWoSt-Vorhabens kon-
tinuierlich weiterentwickelt und ausgebaut.

Der Stadtklimalotse ist auf die Handlungs-
möglichkeiten der Stadtentwicklung und 
damit v.a. der Planungspraxis im Bereich Kli-
maanpassung ausgerichtet, und grenzt sich 
insofern von anderen Ansätzen ab. Im Un-
terschied zu anderen Produkten in diesem 
Bereich, wie z.B. dem „Klimalotsen“ oder 
aber dem „Future Cities Kompass“ konzen-
triert sich der Stadtklimalotse auf den Be-
reich der Anpassung an die urbanen Folgen 
des Klimawandels und stellt hier ein Ent-
scheidungsunterstützungsinstrument be-
reit, dass sich besonders durch einen be-
darfsorientierten niedrigschwelligen Zu-
gang zu der Datenbank potenziell interes-
santer Anpassungsmaßnahmen auszeich-
net. Der Stadtklimalotse stellt zum einen 
Hintergrundinformationen über das The-
ma Klimafolgen und ihre Bewältigung in 
der Stadtentwicklung bereit und zeigt zum 
anderen potenzielle Handlungsalternati-
ven auf.

Nach der Begrüßung auf der Startseite (sie-
he Abb. 8) bietet die Website Informationen 
und Vertiefungsmöglichkeiten zu folgenden 
Themen an:

• Grundlagen der klimagerechten Stadtent-
wicklung,

• Entscheidungsunterstützung für die 
Stadtentwicklung,

• Internationale Beispiele für eine klimage-
rechte Stadtentwicklung,

• Klimaanpassung auf verschiedenen räum-
lichen Ebenen.

Darüber hinaus gibt es eine Rubrik mit ak-
tuellen Veranstaltungen zum Thema, ein 
Glossar und das obligatorische Impressum 
(siehe Abb. 8). Zudem existiert eine Rubrik 
Feedback. Hier ermöglicht ein Kommentar-

feld dem Nutzer, Lob, Kritik und Anregun-
gen zu hinterlassen. Die Kommentarfunkti-
on ist moderiert, d. h. der Administrator bzw. 
Betreuer des Systems wird per E-Mail über 
die Kommentare informiert und kann die-
se dann ggf. freigeben. Der Nutzer hat auch 
die Möglichkeit seine E-Mail-Adresse für 
den persönlichen Kontakt zu hinterlassen.

Das eigentliche Entscheidungsunterstüt-
zungswerkzeug findet sich im Bereich „Ent-
scheidungsunterstützung für die Stadt-
entwicklung“. Es bietet dem Nutzer nach 
der Anmeldung die Möglichkeit, über vier 
Schritte eine Liste von Maßnahmen zusam-
menzustellen, die für den lokalen Kontext 
und die jeweilige Fragestellung von Inter-
esse sind.

Die Startseite stellt einen Überblick über die 
gesamte Website und ihre Nutzungsmög-
lichkeiten bereit. Ebenso wie bei den Seiten 
zum Thema Grundlagen, Beispiele, Klima-
anpassung, Aktuelles und Impressum han-
delt es sich um einfache Webseiten, die the-
matisch mit weiteren Seiten bzw. Inhalten 
(z.B. pdf-Dateien der internationalen Bei-
spiele) verknüpft sind.

In der Rubrik Lotse findet sich die eigentli-
che Abfrage der Maßnahmendatenbank und 
damit der Kern des Entscheidungsunterstüt-
zungswerkzeugs. Die erste Seite erklärt die 
Ziele des Lotsen, seine Funktion und die Er-
gebnisse. Um den Lotsen anwenden zu kön-
nen, muss sich der Nutzer zunächst anmel-
den. Nach dem einmaligen Anmeldevor-
gang kann der Anwender den Lotsen mit-
hilfe seines Benutzernamens und des ge-
wählten Passworts nutzen.

Der Lotse führt den Nutzer durch verschie-
dene Auswahlschritte zu einer Liste von An-
passungsmaßnahmen, die sich für die loka-
le Stadtentwicklung eignen (siehe Abb. 9). 

Abbildung 9
Notwendige Schritte zur Erstellung einer eigenen 
Maßnahmenliste mit dem Stadtklimalotse

Quelle:	 www.stadtklimalotse.net
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Im ersten Schritt wird der Zweck der An-
wendung durch den Nutzer genauer defi-
niert. Das System bietet dabei dem Nutzer 
fünf verschiedene Herangehensweisen, die 
die Bandbreite möglicher planungsprakti-
scher Bedürfnisse abdecken:

• Unterstützung bei der Stadtentwicklungs-
planung oder der Flächennutzungspla-
nung: Hierbei werden alle Handlungsfel-
der der Stadtentwicklung berücksichtigt, 
einzelne Handlungsfelder können durch 
die Anwender manuell gewählt werden.

• Unterstützung bei der Prüfung der Klima-
relevanz von Projekten bzw. Vorhaben von 
Investoren: Je nach Raumbezug oder Fra-
gestellung können hier einzelne Hand-
lungsfelder durch den Benutzer aufgeru-
fen und abgearbeitet werden.

• Unterstützung bei der Erarbeitung einer 
Klimaanpassungsstrategie

• Teilfragen zur Klimaanpassungsstrategie

• Unterstützung beim Umgang mit Extre-
mereignissen

Anschließend können verschiedene Themen 
bestimmt werden, die bei der Auswahl Be-

rücksichtigung finden sollen. Die zur Auswahl 
stehenden Themen richten sich nach dem im 
ersten Schritt angegebenen Zweck. Dabei ste-
hen drei Themenblöcke zur Verfügung:

1. Handlungsfelder der Stadtentwick-
lung (siehe BBSR-Online-Publikation 
22/2009),

2. Wirkfolgen des Klimawandels (siehe 
BBSR-Online-Publikation 23/2009) sowie

3. Extremereignisse.

Über die zur Auswahl stehenden Themen 
können jeweils weitere Informationen be-
züglich ihrer Definition abgerufen werden 
(siehe Abb. 10. Die Auswahl der Themen er-
möglicht dem Lotsen, aus der umfangreichen 
Datenbank eine Liste potenziell geeigneter 
Maßnahmen zu erstellen. Die in der Daten-
bank enthaltenen Maßnahmen wurden da-
für jeweils nach ihrer Eignung für die Anpas-
sung in den jeweiligen Themenfeldern be-
wertet und kodiert.

Die Liste der potenziellen Maßnahmen um-
fasst den Maßnahmencode, Maßnahmenbe-
schreibung und die Darstellung von Wech-
selwirkungen mit anderen Maßnahmen aus 

Abbildung 10
Stadtklimalotse ­ Auswahl der Handlungsfelder

Quelle:	 www.stadtklimalotse.net
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der Datenbank. Bei diesen Wechselwirkun-
gen wird zwischen Synergien und Konflikten 
unterschieden (siehe Abb. 11). Diese Infor-
mation soll es dem Nutzer ermöglichen, Wi-
dersprüche innerhalb eines lokalen Anpas-
sungskonzepts zu vermeiden, entsprechende 
räumliche Schwerpunkte zu setzen und ggf. 
betroffene Akteure frühzeitig in entsprechen-
de Diskussionen einzubinden.

Durch umfangreiche Steckbriefe zu den ein-
zelnen Maßnahmen können weitergehende 
Informationen unter anderem über Anwen-
dungsbeispiele, Literatur und rechtlichen Re-
gelungen abgefragt werden. Hierzu wurden 
zu den Maßnahmen Beispiele für Konzep-
te und Anwendungen, Verweise auf rechtli-
che Grundlagen und eine umfangreiche Lite-
raturliste recherchiert (siehe Abbildung 13). 
Darüber hinaus sind die Maßnahmen nach 
ihrer Art (investive Maßnahmen, organisa-
torische Maßnahmen, planerische Maßnah-
men) und Zielgruppe sowie bzgl. des Zeitho-
rizonts der Umsetzung und des zu erwarten-
den Kostenaufwands kategorisiert worden. 
Weiterhin sind die voraussichtlich einzubin-
denden internen und externen Akteure un-
terschieden für kleine und mittelgroße Ge-

meinden sowie für kreisfreie Städte maßnah-
menspezifisch aufgeführt.

Der Nutzer kann sich anschließend aus der 
Auflistung der potenziell geeigneten Maß-
nahmen eine eigene Maßnahmenliste zu-
sammenstellen. Zur Auswahl kann der Nut-
zer auch zwischen der Auswahl des Zwecks 
und der Themen wechseln, um die Abfragen 
mehrfach zu durchlaufen.

Die durch den Nutzer zusammengestellte 
Liste wird anschließend auf der Seite als ei-
gene Maßnahmenliste dargestellt (siehe Abb. 
11). Diese soll als Unterstützung für die weite-
re Entwicklung lokaler Konzepte und Strate-
gien dienen. Hier können die einzelnen Maß-
nahmen kommentiert und priorisiert werden 
oder ggf. an dieser Stelle auch wieder aus der 
Liste entfernt werden. Vor der Ausgabe auf 
Papier, PDF oder dem Versenden eines Links 
auf die Liste per E-Mail kann sich der Anwen-
der eine (Druck-) Vorschau anzeigen lassen. 
Hierbei besteht die Möglichkeit, eine sog. 
Langliste inkl. aller Maßnahmensteckbrie-
fe erzeugen zu lassen oder aber nur die kur-
ze Maßnahmenbeschreibung inkl. etwaiger 
Kommentare auszugeben.

Abbildung 11
Stadtklimalotse ­ durch das System erzeugte Maßnahmenliste

Quelle:	 www.stadtklimalotse.net
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Abbildung 12
Stadtklimalotse ­ ausführlicher Maßnahmensteckbrief

Quelle:	 www.stadtklimalotse.net

Auf Basis der eigenen Maßnahmenliste 
kann der Anwender schließlich eine sog. 
Beschlussvorlage erzeugen. Diese bietet 
zusätzlich die Möglichkeit, dem auszuge-
benden Dokument weitere Felder hinzu-
zufügen: zunächst kann der Anwender eine 
Überschrift frei vergeben (z.B. Beschluss-
vorlage), eine (Kurz-) Darstellung des Sach-
verhalts einfügen, sowie zwei weitere Fel-
der mit Angaben zur Kostenrelevanz bzw. 
Finanzierungsfragen sowie einen etwaigen 
Beschlussantragstext (siehe Abb. 12) auf-
führen. Zur Ausgabe stehen dem Anwender 
die bereits von der eigenen Maßnahmenlis-
te bekannten Optionen zur Verfügung so-
wie die Möglichkeit, die einzelnen Maßnah-
mensteckbriefe auf Wunsch in einem An-
hang anzufügen.

Die im Rahmen dieser Studie durchgeführ-
te erste Erprobung des Stadtklimalotsen 
durch einen kleinen Kreis kommunaler An-
wender (Pretest) fand in der zweiten Sep-
temberhälfte 2010 statt. Zur Teilnahme hat-
ten sich acht kleine und mittelgroße Kom-
munen bereiterklärt, die den Stadtklimalot-
sen innerhalb einer Woche nach Möglich-
keit exemplarisch im Rahmen eines konkre-

ten Anwendungsfalls ausprobieren sollten. 
Die Ergebnisse wurden im Anschluss über 
einen Fragebogen, der den Probanden via 
E-Mail zum Ausfüllen zugesendet wurde, er-
hoben und anschließend ausgewertet. Die 
Akquise potenzieller Teilnehmer gestaltete 
sich allerdings schwieriger als erwartet: Of-
fenbar befindet sich das Thema „Anpassung 
an den Klimawandel“ bislang eher kaum auf 
der Agenda kleiner und mittelgroßer Kom-
munen. Zudem wurde Zeit- bzw. Personal-
mangel vielfach als Argument gegen eine 
Teilnahme angeführt. Aufgrund der gerin-
gen Grundgesamtheit wird an dieser Stel-
le auf eine quantitative Auswertung der Er-
gebnisse verzichtet und diese ausschließlich 
textlich beschrieben, was zudem auch dem 
Charakter des Fragebogens eher entspricht.

Als thematischer Zugang wurden sowohl 
die Erarbeitung von Klimaanpassungsstra-
tegien als auch die Unterstützung bei der 
Stadtentwicklungsplanung oder der Flä-
chennutzungsplanung mehrfach genannt. 
Unter den konkreten Anwendungsfällen fa-
den sich Aufgaben wie Brachflächenrevita-
lisierung, Bebauungsplanaufstellungsver-
fahren, Gemeindeentwicklungskonzepte 
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sowie die Ansiedlung eines Hotelbetriebes. 
Die Probanden rekrutierten sich aus städ-
tischen Planungsämtern sowie Fachberei-
chen für Bauen und Umwelt. Die durch-
schnittliche Anwendungsintensität wurde 
mit rund 2 Stunden angegeben, die durch-
schnittlichen Dauer eines Durchlaufes mit 
rund 30 Minuten. 

In der Planungspraxis stellt der Stadtklima-
lotse, den Rückmeldungen aus dem Pre-
test folgend, durchaus ein interessantes 
und nützliches Werkzeug dar, insbesondere 
wenn es um die Einarbeitung in das Thema 

Klimawandelanpassung sowie die Recher-
che klimarelevanter Themen angeht („sehr 
gute Datenbank“). Allerdings hatte die über-
wiegende Mehrheit der Teilnehmer bislang 
auch noch keine wesentlichen anderen Be-
rührungspunkte mit Informationsproduk-
ten in diesem Themenkomplex, was einmal 
mehr unterstreicht, dass das Thema in klei-
nen und mittleren Kommunen bis dato noch 
weitgehend unbearbeitet ist, zumal die Ein-
arbeitung in den Themenkomplex von ein-
zelnen Teilnehmern generell auch als (zu) 
zeitaufwändig eingeschätzt wurde.

Abbildung 13
Stadtklimalotse ­ Erstellung einer Beschlussvorlage

Quelle:	 www.stadtklimalotse.net
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7 Ausblick
Der Stadtklimalotse ist bereits seit geraumer 
Zeit unter www.stadtklimalotse.net abrufbar. 
Wie auch die Vorgängerversionen wurde die 
neue Version 3.0 umgehend der Öffentlich-
keit zugänglich gemacht. Laut Zugriffsstatis-
tik kann die Website inzwischen bereits mehr 
als 1.750 Seitenbesuche pro Monat verzeich-
nen11. Nach den bislang gesammelten Erfah-
rungen spricht der Stadtklimalotse v.a. kleine 
und mittlere Gemeinden an und stellt ihnen 
ein niedrigschwelliges Beratungsangebot be-
reit, welches hier besonders gefragt ist. Das 
Feedback aus den Workshops sowie der Pre-
test haben bislang gezeigt, dass dieses An-
gebot in vielen Teilen bereits den Anforde-
rungen der Zielgruppe entgegenkommt, je-
doch wurden auch zahlreiche Verbesserungs-
vorschläge und Ideen zur Weiterentwicklung 
skizziert. Denkbar sind neben diesen, in Kap. 
7.2 näher genannten Verbesserungsoptio-
nen, des Weiteren den Bereich der Synergi-
en und Zielkonflikte zwischen Klimaschutz 
und Klimaanpassung durch den Stadtklima-
lotsen zu beleuchten, sowie auch hinsicht-
lich zentraler Herausforderungen der Stadt-
entwicklung. Auch die Integration zusätzli-
cher methodischer Ansätze in Erarbeitung 
und Umsetzung von Klimaanpassungsstra-
tegien sowie weitere Prozessempfehlungen 
v.a. auch in Richtung Governance sind hier 
denkbar. In einem im Rahmen der angelaufe-
nen Forschungsassistenz durchzuführenden 
Breiten- bzw. Tiefentest soll im Sommer 2011 
eine solche Weiterentwicklung des Stadtkli-
malotsen überprüft und konkrete Ideen hier-
zu entwickelt werden.

Der Breiten- und Tiefentest des Stadtklima-
lotsen soll nicht primär die Anwendbarkeit 
des Instruments unter Beweis stellen, da dies 
bereits im Rahmen des Pretests erfolgt ist. Es 
geht vielmehr darum, die Umsetzbarkeit der 
mit Hilfe des Stadtklimalotsen ausgewählten 
Maßnahmen zu prüfen, insbesondere aber 
darum, dass mehr Kommunen in der Breite 
erreicht werden. Der Breitentest zielt auf in-
haltliche und technische Anpassungsbedarfe 
vor allem an der Schnittstelle zur Umsetzung 
ab. Zudem soll aufgezeigt wird, welche pla-
nungsrechtlichen, fiskalischen, strukturellen 
oder sonstigen Hemmnisse die Auswahl bzw. 
die Umsetzbarkeit bestimmter Maßnahmen 
behindern. Dazu sollen ausgewählte Refe-
renzkommunen bei der Anwendung des In-
struments und der Implementierung in den 
Planungsalltag begleitet werden. 

Zu Beginn der Referenzphase werden die 
Kommunen durch individuelle Anfragen 
über ein einfaches Bewerbungsverfahren 
zur Teilnahme aufgerufen, um einen großen 
Kreis an interessierten, aber bislang ggf. the-
matisch kaum involvierten Kommunen zu er-
reichen. Die Auswahl der Referenzkommu-
nen erfolgt über die Kriterien Vulnerabilität 
verschiedener Wirkfolgenbereiche, Stadtgrö-
ßenklassen und vorgesehene Anwendungs-
gebiete der Stadtentwicklung, um eine mög-
lichst repräsentative Verteilung des Stadtkli-
malotsen in bundesdeutschen, vom Klima-
wandel unterschiedlich betroffenen Kommu-
nen zu erhalten.

Die Ergebniskonferenz der ExWoSt-Modell-
vorhaben (für 2012 vorgesehen) stellt den ei-
gentlichen Auftakt für die Referenzphase dar. 
Die Konferenz sollte u. a. dafür genutzt wer-
den, die Referenzkommunen „thematisch 
einzustimmen“. Es wird vorgeschlagen, im 
Rahmen der Konferenz einen eigenen Ar-
beitskreis für die Referenzstädte einzurich-
ten. Die gemeinsame Veranstaltung dient da-
bei auch dem Zweck, die „User“ untereinan-
der, aber auch mit den Vertretern der ExWoSt-
Modellvorhaben in Kontakt zu bringen, um 
eine Art Erfahrungsnetzwerk zu initiieren. 

Im Anschluss an die Konferenz wird eine je-
weils eintägige Einführung in den Stadtkli-
malotsen durch die Auftragnehmer vor Ort 
erfolgen, bei der die Funktionalität und das 
breite Einsatzgebiet des Instruments im Rah-
men eines Planspieles einem engeren Exper-
tenkreis aus der Stadtverwaltung näherge-
bracht werden. 

Zum Ende des Praxistests soll von den Refe-
renzkommunen eine öffentliche Veranstal-
tung durchgeführt werden, die zur Verbrei-
tung des Themas in der kommunalen Öffent-
lichkeit bzw. zur Anregung einer öffentlichen 
Diskussion über Maßnahmen und Strategien, 
die mittels Stadtklimalotsen für ausgewähl-
te Stadtentwicklungsaufgaben ermittelt wor-
den sind, dienen soll.

In den letzten Monaten des Praxistests fin-
det eine begleitende Evaluierung statt. Dabei 
geht es vor allem um die Fragen, ob die Be-
nutzung des Stadtklimalotsens auch für bis-
lang thematisch nicht mit dem Thema Klima-
anpassung befasste Kommunen ohne größe-
re Hemmnisse möglich ist und ob die gene-
rierten Informationen ausreichen, um einen 
lokalen Anpassungsprozess zu initiieren. Die 

(11) 
Durchschnittswert laut Serversta­
tistik von Juli bis Dezember 2010



91Ausblick

Indikatoren werden im Anschluss basierend 
auf den Erfahrungen aus den ExWoSt-Mo-
dellvorhaben Mitte 2011 entwickelt. In die-
sem Zusammenhang wird auch noch einmal 
eine Weiterentwicklung und Überarbeitung 
des Stadtklimalotsen erfolgen, sowie die Er-
stellung eines Referenzhandbuchs.

Des Weiteren sind auch die Fragen zum Ver-
hältnis bzw. zu den Schnittstellen zu anderen 
DSS im Bereich Klimawandel weiter zu klä-
ren, um auch auf diesem Wege Synergien zu 
schöpfen. Insgesamt ist das Ziel, den Stadtkli-
malotsen am Ende der Forschungsassistenz 
zu einem absolut praxistauglichen und ziel-
führenden Beratungsangebot entwickelt zu 
haben, das die Bedarfe der Zielgruppe best-
möglich erfüllt.
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